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Krawallmacher 

Prügelnde Polizisten entzweien die Einheitsge¬ 
werkschaften. Ein Interview mit Jan Lis von „See 
Red! Interventionistische Linke Düsseldorf“. 
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Widerstand in Palästina 

Nach Trumps Entscheidung zu Jerusalem reißen 
die Proteste nicht ab. Die UZ sprach mit George 
Rashmawi über die Situation in Palästina. 
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Thema der Woche 


Aufstehn für die Pflege 

2017 war der bisherige Höhepunkt im Kampf 
für einen Tarifvertrag Entlastung in den Kran¬ 
kenhäusern und gegen den Pflegenotstand. 
Aber er ist noch mehr: „Der Kampf für Entlas¬ 
tung und mehr Personal ist auch eine Frage 
des Bereiches der Reproduktion der Arbeits¬ 
kraft für alle abhängig Beschäftigten, es geht 
folglich um den Wert der Arbeitskraft für alle 
arbeitenden Menschen“, so Michael Quetting, 
Verantwortlicher ver.di-Sekretär in der Region 
Saar-Trier gegenüber der UZ. Wir sprachen mit 
ihm über Erfahrungen und die bisherige Bilanz 
dieser Auseinandersetzung. 
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Kein Platz für Nazis 


Rechte wollen bei den Betriebsratswahlen 2018 Mandate erringen 



Aktion der IG Metall Nordhessen gegen Sexismus, Homophobie, Rassismus, Antisemitismus, Diskriminierung, Chauvinismus und Mobbing 


Z wischen März und Mai 2018 wer¬ 
den die Betriebsratswahlen in 
Deutschland durchgeführt. Bun¬ 
desweit haben die Vorbereitungen 
längst begonnen und die Gewerkschaf¬ 
ten ihre Kampagnenpläne zur Unter¬ 
stützung der Gewerkschaftslisten ab¬ 
gestimmt. Über alle Branchen hinweg 
sind etwa zwei Drittel der Betriebs¬ 
ratsmitglieder gleichzeitig in einer 
Mitgliedsgewerkschaft des DGB. Da¬ 
neben gibt es eine Reihe von Berufs¬ 
gewerkschaften oder Standesorganisa¬ 
tionen und so genannte „Freie Listen“ 
die sich ebenfalls um Mandate in den 
Betriebsräten bewerben. Über diese 
Wahlen entscheidet sich der Einfluss 
der DGB-Mitgliedsgewerkschaften in 
den Betrieben und damit auch der ge¬ 
sellschaftspolitische Einfluss. 

Angestachelt durch die über dem 
Durchschnitt liegenden Wahlergebnis¬ 
se der AfD bei Gewerkschaftsmitglie¬ 
dern und Werktätigen bei den Wahlen 
in Bund und Ländern, laufen in seit ei¬ 
niger Zeit auch von rechter Seite Vor¬ 
bereitungen, in den Betrieben Fuß zu 
fassen. Die neoliberalen wirtschafts- 
und sozialpolitischen Vorstellungen 
der AfD stehen zwar im Gegensatz zu 
einer sozial gerechten Politik, aber das 


Um die katastrophale Situation von 
Schulen in Offenbach zu ändern, lief 
dort ab 2004 das größte Projekt öf¬ 
fentlich-privater Partnerschaft (ÖPP) 
im Bildungsbereich. Der Plan war, 
dass die Schulen binnen fünf Jahren 
mit privatem Kapital komplett saniert 
werden sollten. Anschließend über¬ 
nahmen die Investoren noch weitere 
zehn Jahre lang den Betrieb der Schu¬ 
len samt Hausmeister und Energie¬ 
versorgung. 2017 beschloss der Kreis 
Offenbach, den Vertrag 2019 auslau - 
fen zu lassen. 

Fazit nach 13 Jahren: Mit Eigenin¬ 
itiative der öffentlichen Träger wäre 
es billiger gewesen. Es geht insgesamt 
um über 1 Milliarde Euro in 15 Jah¬ 
ren. Davon sind mehr als 120 Millio¬ 
nen Euro reiner Gewinn für die be¬ 
teiligten Unternehmen. Die Gesamt¬ 


hatte bisher keinen großen Einfluss auf 
das Wahlverhalten. Björn Hocke möch¬ 
te die Partei auf einen völkisch-sozia¬ 
len Kurs trimmen, ihren hohen Wäh¬ 
leranteil unter Arbeitern und Arbeits¬ 
losen sichern. Er fordert daher, „sich 
verstärkt der kleinen Leute anzuneh¬ 
men“, er will „die sozialen Errungen¬ 
schaften von 150 Jahren Arbeiterbewe¬ 
gung gegen die zerstörerischen Kräfte 
des Raubtierkapitalismus verteidigen“. 
Dies verkündete er auf einer Konferenz 
der rechten Zeitschrift „Compact“ und 
ihres Hauptakteurs Jürgen Elsässer im 
November in Leipzig. Dort sammelte 
sich eine illustre Gesellschaft: Neben 
AfD-Mitgliedern, Vertretern der Iden- 
titären, Pegida-Chef Lutz Bachmann 
und einer Vereinigung namens „Zen¬ 
trum Automobil“, die bei Daimler Un¬ 
tertürkheim bei den letzten Betriebs¬ 
ratswahlen eine rechte Liste anführ¬ 
te (siehe auch Seite 2). Letztere macht 
durch einen Vertreter deutlich, dass es 
ein Irrtum sei, wenn behauptet würde, 
dass es ohne Gewerkschaften keine 
sozialen Standards gebe, und schimpf¬ 
te über ein vermeintlich sozialistisches 
Establishment in den Gewerkschaften, 
die national gesinnte Menschen aus den 
Betrieben drängten. Elsässer forderte 


kosten fallen um 366 Millionen Euro 
höher aus als 2004 prognostiziert, 
davon sind nur 75,8 Millionen Euro 
durch ein höheres Auftragsvolumen 
verursacht. Allein 10 Millionen Euro 
sind für Beratungskosten angefallen, 
um etwa die Verträge durch Anwalts¬ 
kanzleien prüfen zu lassen. Trotzdem 
sagt Landrat Oliver Quilling (CDU), 
dass eine relativ negative Bilanz nur 
deshalb zu ziehen sei, weil es zu we¬ 
nig Begleitung des Projektes durch 
den Kreis gegeben habe. Das könnte 
auch daran liegen, dass Transparenz 
fehlte, weil vieles unter „Geschäfts¬ 
geheimnis“ läuft und ein Unterneh¬ 
men bei einem solchen Projekt immer 
erfolgreich seinen Profit zu maximie¬ 
ren weiß. 

Quilling behauptet auch, dass 
die Offenbacher Schulen in einem 


die Teilnehmer auf, diesem erfolgrei¬ 
chen Beispiel in der Automobilindus¬ 
trie zu folgen und die Bewegung in alle 
Industriebetriebe zu tragen, damit alle 
Räder Stillstehen, wenn der „blaue Arm 
es will“. Inzwischen gab es laut Medien¬ 
berichten Aktionen dieser Vereinigung 
vor weiteren Betrieben und ähnlich aus¬ 
gerichtete Betriebsratslisten planen ei¬ 
nen gemeinsamen Auftritt zu den Wah¬ 
len. Im Internet ist dazu ein Wahlspot zu 
finden, den diese Vereinigung mit dem 
rechten Internetblog „einprozent.de“ 
gestartet hat: Patrotische Betriebsräte 
schützen Patrioten - so die Aussage. 

Der Versuch der AfD, sich mit ei¬ 
ner vermeintlich stärkeren sozialen 
Ausrichtung zu bemänteln, ist nicht 
neu. Mit dem „Alternativen Arbeit¬ 
nehmerverband Mitteldeutschland 
(ALARM)“, der „Alternativen Verei¬ 
nigung der Arbeitnehmer (AVA)“ und 
dem Verein „Arbeitnehmer in der AfD 
(AIDA)“ gibt es gleich mehrere Verei¬ 
nigungen, mit denen um Werktätige 
geworben wird. Dabei sind die Inhal¬ 
te und Vorgehensweisen immer nach 
dem gleichen Grundmuster gestrickt. 
Um Werktätige an faschistische Kräfte 
heranzuführen, wurde schon in vergan¬ 
genen Zeiten ein antikapitalistisches 


besonders guten Zustand seien, wie 
ihm alle Schulleiter bestätigen wür¬ 
den. Da spricht der Beitrag der „Hes¬ 
senschau“ aus dem Jahr 2016 eine an¬ 
dere Sprache: Gerade einmal für 40 
Prozent der Schüler in Offenbach 
stehen sanierte Räumlichkeiten zur 
Verfügung. 

Ähnlich wie in Offenbach sind 
auch in Berlin durch die Einrichtung 
von Schulbau-Infrastrukturgesell- 
schaften ÖPP-Projekte in Planung. 
Die Berliner Schulen sollen an priva¬ 
te Investoren vermietet werden, die 
diese auch sanieren sollen. Dadurch 
kann man Schulden außerhalb des 
öffentlichen Kernhaushalts aufneh¬ 
men und somit mehr Schulen sanie¬ 
ren. ÖPP ist aber teurer, die Quali¬ 
tät der Schulen nimmt eher ab als zu. 
Transparenz- und Demokratieabbau 


Auftreten bemüht. Verbindendes Ele¬ 
ment aller rechten Gruppen war und ist 
dabei die Gegnerschaft gegen die Ge¬ 
werkschaften, die Arbeiterbewegung 
und alle Organisationen, die für glei¬ 
che soziale Rechte von benachteiligten 
Bevölkerungsgruppen eintreten. Diese 
Minderheiten werden als Feinde ange¬ 
sehen, da sie nicht dem propagierten 
Menschenbild entsprechen oder aber 
der Gemeinschaft angeblich einfach 
nur auf der Tasche liegen. 

Forciert wird die Gegnerschaft zu 
den Gewerkschaften vor allem auch 
durch die rechten Medien bzw. trans¬ 
portiert durch die so genannten „Sozi¬ 
alen Medien“. „Gewerkschaftsbashing“ 
ist dort genauso gern gesehen wie ge¬ 
gen Migranten zu hetzen. Mit schein¬ 
bar antikapitalistischem Vokabular, 
gepaart mit rechten Parolen oder Fa¬ 
schismusrelativierungen, gelingt es die¬ 
ser „neurechten“ Szene, Verbreitung zu 
finden. Seit dem Zusammenbruch des 
Nazi-Reiches hat es keine nennenswer¬ 
ten betrieblich orientierten Vereinigun¬ 
gen dieser Art gegeben. Die Konferenz 
der „neurechten“ Akteure macht aber 
deutlich, dass Nazis in die Betriebe wol¬ 
len. Darauf muss reagiert werden. 

Rainer Perschewski 


gehen damit einher, um Geschäftsge¬ 
heimnisse zu wahren. Das alles, ob¬ 
wohl im Koalitionsvertrag der Berli¬ 
ner rot-rot-grünen Landesregierung 
die Privatisierung von Schulen ausge¬ 
schlossen wird. 

Durch die Abschaffung des Ko¬ 
operationsverbots von Bund und Län¬ 
dern sind jetzt auch ÖPP-Vorhaben 
durch den Bund förderungsfähig. Das 
heißt: ÖPP im Bildungsbereich könn¬ 
te sich bundesweit durchsetzen. Die 
Folge kann zum Beispiel sein, dass 
es Einsparungen bei der Qualität des 
Schulessens gibt oder dass Räumlich¬ 
keiten für AGs am Nachmittag fehlen, 
weil die Schulgebäude außerhalb der 
Unterrichtszeit an Dritte vermietet 
werden. Die Auswirkungen sind zum 
Teil erst langfristig erkennbar. 

Freya Pillardy 


1818 Marx 2018 



Karl Marx wurde am 5. Mai 1818 in 
Trier geboren. Was die Leistung des 
Lebens, welches vor 200 Jahren be¬ 
gann und am 14. März 1883 in London 
endete, war, fasste Friedrich Engels in 
der Rede zusammen, die er am Grab 
seines Mitstreiters hielt: 

„Denn Marx war vor allem 
Revolutionär. Mitzuwirken, 
in dieser oder jener Wei¬ 
se, am Sturz der kapitalis¬ 
tischen Gesellschaft und 
der durch sie geschaffenen 
Staatseinrichtungen, mit¬ 
zuwirken an der Befreiung 
des modernen Proletariats, 
dem er zuerst das Bewusst¬ 
sein seiner eigenen Lage 
und seiner Bedürfnisse, das 
Bewusstsein der Bedingun¬ 
gen seiner Emanzipation ge¬ 
geben hatte - das war sein 
wirklicher Lebensberuf. Der 
Kampf war sein Element. 
Und er hat gekämpft mit ei¬ 
ner Leidenschaft, einer Zä¬ 
higkeit, einem Erfolg wie 
wenige.“ 

Karl Marx und seine Theorie waren 
und sind revolutionär. Seine Theorie 
stellte und stellt die Anleitung zum 
Handeln da. Ein Handeln, das den 
Zweck verfolgt die heutigen kapita¬ 
listischen Verhältnisse aufzuheben. 
Im 200. Jahr wird Marx von allen - sei¬ 
nen Feinden, seinen vermeintlichen 
Freunden und seinen Freunden - ge¬ 
feiert. Zeitungen und andere Medien 
überschlagen sich mit versöhnleri¬ 
schen Lobhudeleien, die Marx loben 
und den Revolutionär umdeuten und 
verneinen. 

Wer aber Marx als den begreift, der er 
war - ein Revolutionär - der wird sich 
freuen, dass die UZ in diesem Jahr in 
jeder Ausgabe Ausschnitte von und 
über Marx, sein Leben, sein Denken 
und sein Handeln bringen wird, um 
im Sinne von Marx immer mehr Men¬ 
schen das Rüstzeug für ihr revolutio¬ 
näres Handeln zu geben. CH 


Gesundheitsinfo 

Dieser UZ liegt der aktuelle Ge¬ 
sundheitsflyer der DKP bei. Zusätz¬ 
liche Exemplare zur Verteilung vor 
Kliniken und am Infostand können 
zum Preis von 2,50 Euro plus Porto 
je 100 Exemplare bestellt werden 
unter vertrieb@unsere-zeit.de, Te¬ 
lefon 0911 8 019 991. 


Trotz scheitern, immer weiter 

Offenbacher Kooperation mit Privatunternehmen bei Schulsanierungen beendet 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Die Rechten bei Daimler 

Liste „Zentrum Automobil“ agiert mit Sozialrevolutionären Parolen und 
folgt den deutschen Konzernen 


Nur gute Nachrichten 

1. Super-Konjunktur 

Schon einen Tag nach Neujahr hat¬ 
te das Statistische Bundesamt die 
Zahlen der Arbeitsstatistik parat: 
Die Zahl der Erwerbstätigen klet¬ 
terte 2017 um 638 000 Personen 
oder 1,5 Prozent auf 44,3 Millio¬ 
nen und damit den höchsten Wert 
seit der DDR-Übenahme. Das war 
zugleich die stärkste Zunahme seit 
2007 Damit setze sich der seit zwölf 
Jahren anhaltende Anstieg der Er¬ 
werbstätigkeit dynamisch fort, be¬ 
haupteten die Statistiker. Grund ist 
die gute Konjunktur. Das Brutto¬ 
inlandsprodukt wuchs 2017 schon 
das achte Jahr in Folge. Da der Auf¬ 
schwung nach Prognose führender 
Fachleute anhalten dürfte, wird ein 
weiterer Beschäftigungsrekord er¬ 
wartet. Das Münchner Ifo-Institut 
rechnet für dieses Jahr mit einem 
Anstieg auf fast 44,8 Millionen. 

2. Mehr Ökostrom 

Solar-, Wasser- und Windkraftanla¬ 
gen in Deutschland haben nach An¬ 
gaben des Energieanbieters Eon im 
vergangenen Jahr so viel Strom er¬ 
zeugt wie nie zuvor. Von Januar bis 
Dezember hätten allein diese Anla¬ 
gen zusammen etwa 154 Mrd. kWh 
Strom produziert, was gegenüber 
dem Vorjahr einem Plus von etwa 20 
Prozent entspreche. Mit der Stromer¬ 
zeugung der Biomasse-Anlagen kä¬ 
men aber noch weitere 38 Mrd. kWh 
hinzu. Der Anteil erneuerbarer Ener¬ 
gien an der Stromerzeugung stieg 
2017 auf ein Drittel, wie der Bundes¬ 
verband der Energie- und Wasser¬ 
wirtschaft (BDEW) schon kurz vor 
Weihnachten mitgeteilt hatte. 

3. Dax kräftig gestiegen 

Auf Jahressicht legte der Dax 
(Deutscher Aktienindex) 2017 ein 
beachtliches Plus von 12,5 Prozent 
hin. Der Index verbuchte damit das 
sechste Gewinnjahr in Folge. Damit 
erholte sich der Dax von der 2007 
ausgebrochenen Finanzkrise und 
erreichte im Jahresverlauf einen 
Rekordstand von gut 13 525 Punk¬ 
ten. Eine über sechs Jahre währende 
Aufwärtsphase gab es für den Dax, 
der zur Jahresmitte 2018 seinen 30. 
Geburtstag feiern wird, noch nie. 

4. VW bleibt Spitze 

„Weltmeister zu werden, ist schon 
schwer genug. Seinen Titel dann 
noch zu verteidigen, ist meist noch 
schwerer.“ Das stellt das Düsseldor¬ 
fer „Handelsblatt“ fest und verkün¬ 
det, genau das dürfte Volkswagen 
(VW) im vergangenen Jahr gelun¬ 
gen sein. 2016 hatte es VW zum 
ersten Mal geschafft, zum größten 
Autohersteller der Welt aufzustei¬ 
gen. Die tatsächlichen Verkaufser¬ 
gebnisse für 2017 müssen, wie man 
auch beim „Handelsblatt“ weiß, 
überall noch einmal nachgezählt 
werden. Aber das Ergebnis sei den¬ 
noch ziemlich eindeutig: Das zweite 
Jahr in Folge dürfte sich der VW- 
Konzern wieder an die Spitze ge¬ 
setzt haben. Mindestens 10,5 Mil¬ 
lionen verkaufte Autos würden es 
sein. Wieder habe Volkswagen die 
Konkurrenten Toyota und General 
Motors auf Distanz gehalten. 

5. Kapital spendet großzügig 

Im Wahljahr 2017 haben nach 
Angaben der ARD (Tagesschau) 
CDU und FDP mit Abstand die 
meisten Großspenden erhalten. 
Für die CDU hätten sich die mel¬ 
depflichtigen Spenden oberhalb 
der Grenze von 50 000 Euro bis 
kurz vor Weihnachten auf fast 2,9 
Mio. Euro belaufen. Die FDP habe 
insgesamt rund 1,9 Millionen Euro 
erhalten. An die FDP sei nach einer 
Auswertung des Vereins Lobby¬ 
control von Wirtschaftsunterneh¬ 
men und vermögenden Unterstüt¬ 
zern mehr als doppelt so viel Geld 
wie im Bundestagswahljahr 2013 
geflossen. Auch die CDU habe 
von höheren Spenden als vor vier 
Jahren profitiert. Insgesamt lagen 
die Großspenden 2017 um etwa ein 
Drittel höher als im Wahljahr 2013. 


I n Stuttgart gibt es seit vielen Jahren 
Erfahrungen mit Rechten im Be¬ 
triebsrat. Bereits 2009 hat sich die 
Liste „Zentrum Automobil“ gegrün¬ 
det. Bei den Betriebsratswahlen 2010 
ist sie zum ersten Mal angetreten und 
mit zwei Mandaten in den Betriebsrat 
des Daimler-Werkes Untertürkheim 
eingezogen. Bei den Betriebsratswah¬ 
len 2014 holte sie mit knapp zehn Pro¬ 
zent Wählerstimmen vier Betriebsrats¬ 
mandate. 

Bereits 2006 war der Gründer der 
Liste „Zentrum Automobil“, Oliver 
Hilburger, über die Liste der Christli¬ 
chen Gewerkschaft Metall (CGM) in 
den Betriebsrat gelangt. Bei der CGM 
durchlief er eine typische Karriere als 
Funktionär, war im Landesvorstand der 
CGM Beisitzer, wurde auf Vorschlag 
der CGM Laienrichter beim Arbeits¬ 
gericht Stuttgart und Betriebsrat bei 
Daimler Untertürkheim. Er musste 
sein Betriebsratsmandat aber 2007 wie¬ 
der abgeben, nachdem seine Mitglied¬ 
schaft in der bundesweit bekanntes¬ 
ten und berüchtigten Rechtsrockband 
„Noie Werte“ bekannt gemacht worden 
war. Dafür hatten IG-Metall-Mitglie- 
der und die linken Betriebsräte der „al¬ 
ternative“ gesorgt. Die Nazi-Band hat 
in ihren Liedtexten Nazi-Gedankengut 
verherrlicht und zum Kampf gegen die 
„ganze rote Brut“ aufgerufen. Sie war 
1987 gegründet worden. Hilburger war 
Gründungsmitglied. 

Auch sein Amt als ehrenamtlicher 
Richter musste er abgeben, nachdem 
das Landesarbeitsgericht Baden-Würt¬ 
temberg ihm untersagt hatte, weiter 
sein Amt auszuüben. Die Begründung 
war, dass die Liedtexte von „Noie 
Werte“ Assoziationen zum national¬ 
sozialistischen Regime weckten und 
gewaltverherrlichend seien. Das Bun¬ 
desverfassungsgericht bestätigte die 
Amtsenthebung. 

Nach Angaben seiner Band verließ 
er diese erst zwei Jahre nach der Ent¬ 
hüllung seiner Mitgliedschaft, kurz vor 
deren Selbstauflösung. Er verharmloste 
seine fast 20-jährige Mitgliedschaft und 
Mitwirkung als „Jugendsünde“. Seine 
Distanzierung waren äußerst dünn: 
„Ich bezeichne mich nicht als Rechts¬ 
radikaler ...“ Sein Ausstieg aus „Noie 
Werte“ war auch nicht mal Bedingung, 
um bei seiner Betriebsratsliste „Zen¬ 
trum Automobil“ Vorsitzender und 
Spitzenkandidat zu werden. Dies ist der 
Homepage seiner Liste zu entnehmen. 


Warum gehört das größte deutsche Un¬ 
ternehmen, der Volkswagen-Konzern, 
den Familien Porsche und Piech? Der 
Clan kontrolliert die Volkswagen AG, 
er hält über die Porsche Automobil 
Holding über 52 Prozent der Stimm¬ 
rechte am größten Autobauer der Welt. 
Er bestellt und entlässt nach seinen 
Wünschen die Vorstände und die der 
Tochterunternehmen, wie zuletzt bei 
Audi. Das alles ist bekannt und müsste 
nicht erwähnt werden, wenn über die¬ 
se eindeutigen Eigentumsverhältnis¬ 
se nicht so sonderbar hinweggehuscht 
würde. Gerade Linke „vergessen“ gern, 
dass den Porsche/Piechs das Unterneh¬ 
men Volkswagen praktisch gehört und 
dass der Familienclan die Macht bei 
Volkswagen erst in diesem Jahrhun¬ 
dert im Stil einer „Heuschrecke“ er¬ 
obert hat. So findet sich in einem an¬ 
sonsten durchaus lesenswerten Artikel 
der Autoren U. Fritsch, J. Köther, und 
M. Seeger „Mitbestimmung und Glo¬ 
balisierung - das Beispiel Volkswa¬ 
gen“ (in Marxistische Blätter 6/2017) 
im Zusammenhang mit dem Anteil des 
Landes Niedersachsen von 20 Prozent 
an Volkswagen (auf S. 69) der bemer¬ 
kenswerte Satz: „Nicht zuletzt an dieser 


Verbindungen zum NSU 

Auch die Verbindungen mit dem NSU 
(Nationalsozialistischer Untergrund) 
weisen auf Hilburgers extrem rechte 
Gesinnung hin. Mit Musik von „Noie 
Werte“ waren Bekennervideos der 
NSU-Terroristen zur Ermordung von 
Enver Simsek unterlegt. Erst als die 
NSU aufgeflogen war, distanzierte sich 
Hilburger in einer öffentlichen Erklä¬ 
rung vom Dezember 2011. Die Erklä¬ 
rung ist eher als taktische Maßnahme zu 
werten. Ohne diese Erklärung wäre er 
weder als Daimler-Betriebsrat noch als 
Beschäftigter bei Daimler toleriert wor¬ 
den. Man kann annehmen, dass sie auch 
seitens des Daimler-Vor Stands eine Be¬ 
dingung seinerWeiterbeschäftigung war. 
Seine Aktivitäten werden vom Daimler- 
Management zugelassen und es scheint 
keine Behinderungen zu geben. 

Als Hilburger im November vor 
dem NSU-Untersuchungsausschusses 


Konstellation scheiterte die beabsich¬ 
tigte Übernahme Volkswagens durch 
die Porsche AG im Jahre 2009/10.“ Um 
zu zeigen, dass dieser Satz leider falsch 
ist, sollte man einen Blick auf das histo¬ 
rische Verhältnis der heutigen Eigentü¬ 
merfamilien zum Volkswagenkonzern 
werfen. 

Der erste Schritt der Macht- und 
Eigentumsergreifung war ein Werk der 
Nazis. Das Volkswagenwerk wurde in 
ihrem Auftrag nach der Zerschlagung 
des ADGB mit der enteigneten Ge¬ 
werkschaftskasse gebaut. Dazu durf¬ 
ten die Arbeiter, nun Zwangsmitglie¬ 
der der Naziorganisation „Kraft durch 
Freude“, gespartes Geld für den KdF- 
Wagen liefern, den Ferdinand Porsche 
entworfen hatte. Gebaut wurden im 
Werk aber Kübelwagen und anderes 
Kriegsgerät. Anton Piech, Nazi der ers¬ 
ten Stunde, hatte 1928 Porsches Tochter 
geheiratet und leitete von 1941 bis 1945 
das Stammwerk mit angegliedertem 
KZ. Am 10. April 1945 flieht der Be¬ 
triebsführer und Volkssturmkomman¬ 
deur mit der Kasse nach Zell am See 
aufs „Schüttgut“ der Porsches, wo sich 
auch heute noch die Erben treffen, um 
die Marschroute abzusprechen. 


des Landtags von Baden-Württemberg 
aussagen musste, fielen vor allem sei¬ 
ne Erinnerungslücken und seine bizar¬ 
ren Aussagen auf. Dass bei Auftritten 
im Publikum der Hitlergruß gezeigt 
wurde (mit Videos dokumentiert), will 
er nicht gesehen haben, denn als Mu¬ 
siker „kriegen Sie vom Publikum gar 
nichts mit“, die Scheinwerfer blenden 
so. Und auf rassistische Liedtexte an¬ 
gesprochen („Fuck the Nigger“ und 
„Fuck the Jews“), die er als Bassist be¬ 
gleitete, war sein Kommentar: „Das ist 
nicht meine Sprache“, er habe das nicht 
wahrgenommen. Der Lärm der Musik 
sei so undifferenziert, er hätte nicht mal 
seine eigene Gitarre gehört. 

Auftreten und Ziele von 
Zentrum Automobil 

Die sozialfaschistische Demagogie des 
„Zentrums Automobil“ ist nicht leicht 
zu durchschauen, verpacken die Ak- 


1950 wurde VW an den Staat Bun¬ 
desrepublik und nicht etwa an den 
DGB „rück“übereignet. 1961 wurden 
auf Betreiben Ludwig Erhards 60 Pro¬ 
zent der VW-Anteile an „kleine Leute“ 
verkauft; Niedersachsen übernahm 20 
Prozent, die das Land heute noch hat. 
Die Porsche/Piechs sicherten sich über 
die Porsche Automobil AG in Salzburg 
den Vertrieb für Österreich. Das wirk¬ 
liche Geld aber brachten ihnen die Li¬ 
zenzeinnahmen für den gut laufenden 
Käfer. Wann haben sonst schon die In¬ 
genieure Zugriff auf Lizenzeinnahmen 
des von ihnen konstruierten Autos? 
Die Porsches hatten ihn und zusammen 
mit ihrem Unternehmen, dem Sportwa¬ 
genhersteller Porsche in Stuttgart, den 
zweiten Schritt getan zur Mehrheit. 

Der dritte Schritt zum Eigentum 
war jene Finanzschlacht, die 2005 be¬ 
gann, als der Vorstandsvorsitzende von 
Porsche, ein gewisser Wendelin Wiede¬ 
king, sich mit Billigung der beiden Fa¬ 
milien anschickte, den 15-fach so gro¬ 
ßen Konzern Volkswagen zu überneh¬ 
men. Die Finanztechnik war einfach 
und von Heuschrecken erprobt: Erst 
VW-Aktien oder vor allem Options¬ 
scheine auf VW-Aktien kaufen. Wenn 


teure doch geschickt ihre rechte Ge¬ 
sinnung hinter z.T. notwendiger Kri¬ 
tik. Sie stilisieren sich zur Opposition 
gegen das Co-Management. Aber sie 
nehmen nicht etwa die Ausbeutung 
und die kapitalistischen Monopole ins 
Visier, sondern die sogenannte „Glo¬ 
balisierung“ oder nicht näher benannte 
„multinationale Konzerne“. Sie orien¬ 
tieren sich an den Interessen der natio¬ 
nalen Monopole. Sie identifizieren sich 
mit den Vorstandsplänen von Daimler- 
Chef Zetsche zur Eroberung der Welt¬ 
marktführung. Hinter antikapitalisti¬ 
scher Kritik verbergen sie reaktionäre 
nationalistische Hetze. Und sie hetzen 
penetrant gegen Gewerkschaften. Kon¬ 
kret ist dies verbunden mit typisch so¬ 
zialfaschistischer Diskreditierung, wie 
z.B. die IG Metall als „IG Möchtegern“ 
und den DGB als „Dämlichen Geheim 
Bund“. 

Die Betriebsgruppe bei Daimler 
Untertürkheim gilt in Neonazi-Krei¬ 
sen Deutschlands als Vorbild für eine 
erfolgreiche Betriebsarbeit. 

Die Betriebsratskandidatur von 
Hilburger & Co. wurde immer wieder 
von Enthüllungen (insbesondere in der 
„alternative“) und Protesten begleitet. 
So z.B. auf einer Betriebsversamm¬ 
lung 2010 vor den Betriebsratswahlen, 
als Kolleginnen vor dem Rednerpult 
mit T-Shirts den Satz bildeten: „Kein 
Applaus für Nazis“, als er seine Lis¬ 
te vor stellte. Auch in den Dezember- 
Betriebsversammlungen 2017 gab es 
wieder etliche Redebeiträge gegen die 
rechte Ideologie der Liste „Zentrum 
Automobil“. 

Mittlerweile wurde bekannt, dass 
es „Zentrum Automobil“ gelungen 
ist, auch bei Daimler in Sindelfingen, 
in der Stuttgarter Daimler-Zentrale 
und im Werk Rastatt Listen einzurei¬ 
chen. Zum Teil kandidieren AfDler auf 
anderen Listen (z.B. bei Daimler in 
Wörth). Auffällig ist, dass etliche Kan¬ 
didaten aus dem Spektrum der CGM 
und Unabhängigen (AUB) kommen. 
Sie versuchen auch, bei BMW in Leip¬ 
zig und anderen Automobilwerken 
Fuß zu fassen. 

Unsere Aufgabe in den nächsten 
Monaten besteht darin, das Treiben der 
Rechten zu beobachten und zu entlar¬ 
ven. Wir müssen verhindern, dass sie 
bei den Betriebsrats wählen Stimmen 
und Mandate bekommen und müssen, 
wo immer sie auftreten, massiv dage¬ 
genhalten. Chou 


dann die Kurse steigen, die Dinger 
teuer verkaufen und bei der nächsten 
Delle wieder zurückkaufen. Ganz ohne 
Einsatz geht das nicht. Das dazu benö¬ 
tigte Geld stellten die Banken mit der 
Sicherheit der Produktionsfirma Por¬ 
sche, deren Stammaktien sämtlich dem 
Familienclan gehörten, gern zur Ver¬ 
fügung. Auf dem Höhepunkt der von 
Wiedeking angetriebenen Spekulati¬ 
onswelle im Oktober 2008 war Volks¬ 
wagen an der Börse 294 Mrd. Euro 
wert. Porsche allerdings hatte schnell 
fällige Schulden von 9 Mrd. Euro. Die 
Banken wollten auf dem Höhepunkt 
der Finanzkrise ihr Geld zurück, je¬ 
denfalls kein neues nachschießen, das 
Wiedeking/Porsche in die Lage versetzt 
hätte, 75 Prozent an Volkswagen und 
damit Zugriff auf die gefüllte Kasse des 
Konzerns zu erreichen. So kam es zum 
Kompromiss. Aus der gefüllten Kasse 
kaufte Volkswagen Porsche, das damit 
vor der Pleite gerettet wurde. Der Spe¬ 
kulantenclan Porsche/Piech zahlte mit 
diesem Geld die Schulden an die Ban¬ 
ken zurück und konnte sich so zwar 
nicht 75 Prozent, wohl aber die Akti¬ 
enmehrheit an Volkswagen sichern. 

Lucas Zeise 
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Willi Hendricks zur Arbeitsplatzgarantie bei ThyssenKrupp 


Montanmitbestimmung 

verteidigen 


Mieterdemonstration in Berlin im September 2017 

Ein Mietspiegelkampf 

Mieter in Witten wehren sich erfolgreich gegen 
die privatisierte LEG Immobilien AG 

In Witten wehren sich Mieter gegen Mieterhöhungen durch die LEG. Die 
LEG Immobilien-Gruppe besitzt derzeit rund 130 000 Wohnungen an 172 
Standorten in NRW und ist damit eines der größten Wohnungsunterneh¬ 
men in Deutschland. Über seine Erfahrungen mit dem Konzern sprachen 
wir mit Manfred Schulz vom Mieterverein Witten. 


UZ: Wie begannen eure Auseinander¬ 
setzungen? 

Manfred Schulz: Unser Ärger begann 
2016, nachdem 2015 die LEG 700 Woh¬ 
nungen von dem Immobilienunterneh¬ 
men Immeo gekauft hat. 

Unmittelbar danach kamen die ersten 
Schreiben der LEG mit der Aufforde¬ 
rung, „Mietanpassungen“ per Zustim¬ 
mungserklärung zu vereinbaren. Dazu 
haben sie die Mieten von Vergleichs¬ 
wohnungen herangezogen. Allerdings 
haben sie dabei die Mieten von bereits 
renovierten Wohnungen für Mieten 
von unrenovierten Wohnungen zu¬ 
grunde gelegt. Die meisten Mieter ha¬ 
ben jedoch Zustimmungserklärungen 
unterschrieben, fünfzehn Mieter haben 
sich geweigert. 

UZ: Wie hat die LEG auf die Weigerun¬ 
gen reagiert? 

Manfred Schulz: Die LEG hat beim 
Amtsgericht gegen diese fünfzehn 
Mieter Klage eingereicht. Dann kam 
es zu den ersten beiden Prozessen. 
Zahlreiche Mieter haben als Zuschau¬ 
er an diesen Verhandlungen teilgenom¬ 
men - auch die lokalen Medien sowie 
das WDR-Lokalstudio Dortmund. Die 
Richterin hat sich allerdings am alten 
Mietspiegel orientiert. Sie ist nicht der 
Argumentation der LEG gefolgt und 
hat offensichtlich begriffen, dass die 
LEG die Situation ausnutzen wollte, 
dass kein aktueller Mietspiegel vorlag. 
Es gab im einen Fall einen Vergleich 
zugunsten des Mieters, den anderen 
Prozess hat die LEG verloren. Der 
Mieter musste die Mieterhöhung nicht 
zahlen. 

Das war übrigens ziemlich skurril: 
Der Mieter hatte die gesamte Wohnung 
selbst modernisiert, und für diese vom 
Mieter selbst modernisierte Wohnung 
wollte dann die LEG die höhere Mie¬ 
te haben. 

Das war der erste große Erfolg, den 
wir hatten. 

UZ: Was geschah danach? 

Manfred Schulz: Die LEG hat danach 
die anderen 13 Klagen zurückgezogen, 
darunter auch die gegen mich. 

UZ: Und dann war Ruhe? 

Manfred Schulz: Ja, zunächst war dann 
einmal Ruhe. Aber jetzt im neuen Jahr 
hat es wieder neue Schreiben der LEG 


gegeben mit der Aufforderung zur 
„Mietanpassung“. Zum 1.12., kurz vor 
Inkraftsetzung des Mietspiegels, woll¬ 
ten sie offensichtlich noch Mieterhö¬ 
hungen durchsetzten. 

UZ: Hat die LEG diese „Mietanpassun¬ 
gen “ begründet und um welche Beträge 
handelt es sich? 

Manfred Schulz: Bei mir handelt es 
sich um 20 Euro monatlich, bei meiner 
Mutter sind es etwas über drei Euro, al¬ 
lerdings wurde bei ihrem Einzug schon 
eine höhere Miete verlangt. 

UZ: Wie hat sich dein Widerstand bisher 
ausgezahlt? 

Manfred Schulz: Wenn ich bisher alles 
gezahlt hätte, was sie an Erhöhungen 
gefordert haben, die 20 Euro Mietan¬ 
passung jetzt und die Erhöhung der 
Betriebskosten um 12 Euro - da las¬ 
se ich jetzt die Betriebskosten nach¬ 
rechnen beim Mieterverein und lasse 
prüfen, ob eine Erhöhung um 34 Euro 
durch eine Dachbodendämmung ge¬ 
rechtfertigt ist -, dann wäre ich jetzt 
bei knapp 450 Euro Miete, Jetzt bin 
ich bei 380 Euro Miete warm. Da¬ 
mit wäre ich über der Grenze, die das 
Jobcenter bezahlt. Ich bekäme eine 
Kostensenkungsaufforderung über 
sechs Monate. Und wenn ich die Kos¬ 
ten nicht senken kann, müsste ich die 
Mieterhöhung aus meinem Hartz-IV- 
Satz bezahlen oder ich müsste auszie- 
hen. 

\JZ: Du bist aktiv im Mieterverein Wit¬ 
ten. Wie hat der Mieterverein sich ent¬ 
wickelt? 

Manfred Schulz: Wir haben nach dem 
Erfolg beim Amtsgericht eine Veran¬ 
staltung der SPD zum Thema „Wohnen 
in Witten“ besucht, an der neben Ver¬ 
tretern der SPD Witten auch der da¬ 
malige Wohnbauminister Groscheck 
teilgenommen hat. In der Diskussion 
habe ich als LEG-Mieter die Situa¬ 
tion geschildert, wie die Leute unter 
Druck gesetzt werden mit den Zustim¬ 
mungserklärungen zur Mietanpassung 
und habe die Frage gestellt, warum es 
in Witten keinen Mietspiegel gibt. Die 
SPD-Ratsfrau führte aus, das würde 
man gern machen, aber die Stadt habe 
kein Geld. Im Vorwahlkampf fühlte 
sich Herr Groscheck wohl in Geber¬ 
laune und versprach, sich dafür einzu¬ 
setzen, dass ein Mietspiegel ünanziert 


werden soll, er würde sich darum küm¬ 
mern. 

UZ: Ihr habt euch aber nicht auf das 
Versprechen verlassen? 

Manfred Schulz: Wir haben uns nicht 
allein auf das Wort verlassen sondern 
haben nachgesetzt. Wir haben seitens 
des Mietervereins einen Bürgerantrag 
formuliert und haben in kürzester Zeit 
200 Unterschriften darunter gesam¬ 
melt. Das haben wir dann der Bür¬ 
germeisterin bei einem Pressetermin 
übergeben. Das führte dazu, dass der 
Mietspiegel nicht von der Stadt, son¬ 
dern aus einem Landesprogramm fi¬ 
nanziert wurde. 

UZ: Wird der Mietspiegel nun reali¬ 
siert? 

Manfred Schulz: Ja, der kommt wahr¬ 
scheinlich zum 1. März 2018. Der Stadt¬ 
rat muss allerdings noch der Qualifizie¬ 
rung des Mietspiegels zustimmen. 

UZ: Ist denn dann alles gut? Oder hat 
die LEG noch was in petto? 

Manfred Schulz: Sie können auf jeden 
Fall nicht mehr ihre Praxis weiterfüh¬ 
ren mit den drei Vergleichswohnungen. 
Das geht nicht mehr. Der Mietspiegel, 
der jetzt herauskommt, ist in der Re¬ 
gel niedriger als das, was die Leute jetzt 
schon bei der LEG zahlen oder das, was 
die LEG noch von den Menschen ha¬ 
ben möchte. Das bedeutet, dass man 
sich mit diesem Mietspiegel erfolgreich 
gegen Mieterhöhungen wehren kann. 
Aber unsere zweite Baustelle ist der 
Modernisierungsparagraf. Da fordern 
wir die Abschaffung dieses Paragrafen, 
weil mit diesem Paragrafen der Vermie¬ 
ter die Kosten dieser Modernisierun¬ 
gen über neun Jahre mit elf Prozent ab¬ 
rechnen kann. Das wird auf die Mieten 
umgelegt. Das droht noch, dass sie in 
größerem Ausmaß Außendämmungen 
anbringen können, Fenster erneuern 
und Balkons, Heizungsanlagen erneu¬ 
ern. Da könnte noch eine Welle auf uns 
zukommen. 

Sie nutzen diese Möglichkeit der 
Mietsteigerung aus, um ihre Proüte zu 
steigern, es geht um die Gewinnstei¬ 
gerung und um die Managergehälter. 
Und es geht auch darum, dass der Bör¬ 
senwert des Unternehmens steigt. 

Deshalb gehören private Miethaie 
wie LEG, Vonovia und andere in Ge¬ 
meineigentum überführt bzw. zurück¬ 
geführt. Die rechtlichen Möglichkeiten 
dazu sind im Grundgesetz in den Arti¬ 
keln 14 und 15 geregelt. Nur dann wird 
auf Dauer sicheres und bezahlbares 
Wohnen für alle möglich sein. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Eine Job- und Standortgarantie für 
neun Jahre haben IG Metall und Thys¬ 
senKrupp den rund 27 000 Arbeitern 
und Angestellten gegeben. Doch nach 
der Fusion mit der indischen Tata Steel 
und nach einem Börsengang wird der 
Abschluss auf wackeligen Füßen ste¬ 
hen. Der Preis für den Kompromiss 
dürfte der Belegschaft außerdem zu 
groß sein: Sie verliert die Montanmit¬ 
bestimmung, die wichtigste Errungen¬ 
schaft der Arbeiterbewegung an der 
Ruhr. 

Sollten nach sechs Jahren Thyssen- 
Krupp-Stahl und Tata keine Mehrheit 
mehr haben, was äußerst wahrschein¬ 
lich ist, wäre die Garantie keinen Pfif¬ 
ferling mehr wert. Die IG Metall hat 
zugestimmt, den Sitz der Konzernzen¬ 
trale in die Niederlanden zu verlegen. 
Damit wird die Montanmitbestim¬ 
mung ausgehebelt und damit entfällt 
die Kontrolle des neuen Stahlunter¬ 
nehmens durch einen paritätisch be¬ 
setzten Aufsichtsrat. Darüber hinaus 
bedeutet dies nicht nur Mitbestim¬ 
mungsflucht. Auch der Verdacht auf 
Steuerflucht ist durchaus berechtigt. 
Eine Aufrechnung von vermeintlicher 
Arbeitsplatzsicherheit gegen die Mon¬ 
tanmitbestimmung ist unangebracht. 
Es kann nicht sein, dass ein wesentli¬ 
cher Grundpfeiler für Arbeiterrechte, 
die Montanmitbestimmung, für eine 
ungewisse Zukunft geopfert werden 
soll. 

An dieser Stelle sei daran erin¬ 
nert, dass die IG Metall und die IG 
Bergbau zum Jahresende 1950 auf 
1951 weitgehende Mitbestimmung 
eingefordert hatten. Die Verhand¬ 
lungen mit den Arbeitgebern waren 
erfolglos. Bei einer Urabstimmung 
votierten 98 Prozent der Stahlarbei¬ 
ter und 93 Prozent der Bergleute für 


168 Kolleginnen und Kollegen der 
Reinigungsürma Klüh in Düsseldorf 
sollten zum Jahreswechsel entlassen 
werden und standen gegen eine stu¬ 
re Unternehmensleitung, die die Rei¬ 
nigungskräfte mit zum großen Teil 
Vollzeit und langer Beschäftigungs¬ 
dauer loswerden wollten. Als der 
Reinigungsauftrag am Düsseldorfer 
Flughafen an den Konkurrenten, die 
Dr. Sasse AG, verloren worden war, 
wurde mit dem größtenteils unter¬ 
nehmenshörigen Betriebsrat flugs ein 
„Interessenausgleich“ vereinbart, der 
diesen Namen nicht einmal ansatzwei- 
se verdient. 

Die Dr. Sasse AG war nicht be¬ 
reit, die Reinigungskräfte zu den glei¬ 
chen oder ähnlichen Bedingungen 
wie bei Klüh zu übernehmen, vor al¬ 
lem nicht unbefristet. Irgendwer muss 
ja die 200 000 Euro bezahlen, die Dr. 
Sasse weniger bekommt als Klüh für 
die gleiche Leistung. Der Flughafen 
Düsseldorf (50 Prozent Anteil bei der 
Stadt Düsseldorf, Aufsichtsratsvorsit¬ 
zender der Düsseldorfer OB Geisel) 
wollte sich nicht einmischen. Es sei 
eine Sache zwischen Klüh, Dr. Sasse 
und dem Reinigungspersonal. Soziale 
Verantwortung: Fehlanzeige. 

Eine eigentlich ausweglose Situati¬ 
on, denn die 168 Kolleginnen und Kol¬ 
legen hatten nichts als ihre Verzweif¬ 
lung und ihre Wut - und ihre Gewerk¬ 
schaft, die IG BAU. Nachdem erste 
Aktionen der IG BAU gemeinsam 
mit den Kolleginnen und Kollegen 
im Flughafen offensichtlich ins Lee¬ 
re gelaufen waren, entschlossen sich 
die Beteiligten, an die Öffentlichkeit 
zu gehen. Einem ersten Aktionstag 
folgte die Urabstimmung, in der man 


Streik. Die Gewerkschaften drohten, 
die gesamte Wirtschaft lahm zu legen. 
Durch Vermittlung der Bundesregie¬ 
rung kam es zu einer Übereinkunft: 
Mit dem Montanmitbestimmungsge¬ 
setz vom 10. April 1951 wurden die ge¬ 
werkschaftlichen Vorstellungen zum 
großen Teil erfüllt. 

Entgegen der gewerkschaftlichen 
Forderung fand das Gesetz indessen 
nur in der Montanindustrie Anwen¬ 
dung, während die Gewerkschaften 
diese Mitbestimmungsregeln auf alle 
Großbetriebe ausdehnen wollten. 
Bei seiner Verabschiedung betraf die 
Montanmitbestimmung 71 Bergbau¬ 
betriebe und 34 Unternehmen der 
Eisen- und Stahlerzeugung. Heute 
gilt sie noch in etwa neun Zechen und 
22 Eisen- und Stahlbetrieben mit ins¬ 
gesamt etwa 100 000 Beschäftigten. 
Der Verfasser dieser Zeilen war da¬ 
mals Vertrauensmann der IG Metall 
im Duisburger Mannesmann-Hütten- 
werk und war an den Auseinander¬ 
setzungen und an der Urabstimmung 
unmittelbar beteiligt. Es macht fas¬ 
sungslos, dass die IG Metall 66 Jahre 
später den Wegfall der Montanmitbe¬ 
stimmung im heute größten Stahlkon¬ 
zern Deutschlands sang- und klanglos 
hinnehmen will. Da dürfte die Ankün¬ 
digung des Gesamtbetriebsratsvorsit¬ 
zenden von Thyssen-Krupp, Wilhelm 
Segerath, Widerstand gegen die Zen¬ 
trale in Holland zu leisten, den Kon¬ 
zernchefs keine grauen Haare berei¬ 
ten. Widerstand gegen die Vormacht¬ 
stellung der Konzerne und Kampf für 
Erhalt und Erweiterung der Montan¬ 
mitbestimmung haben vor 66 Jahren 
starke Pflöcke gesetzt. Die Auseinan¬ 
dersetzungen für erweiterte Arbeiter¬ 
rechte sind nicht beendet. Hände weg 
von der Montanmitbestimmung. 


sich mit über 97 Prozent zum Streik 
entschloss. Nun kam die Solidarität ins 
Rollen. Auch Presse und Fernsehen 
wurden aufmerksam. Beim Streikak¬ 
tionstag gab es viel Unterstützung aus 
anderen Gewerkschaften. DGB, ver. 
di und NGG waren da und Vertreter 
von Parteien, darunter auch die DKP. 

Aber erst die dritte öffentlich- 
keitswirksame Aktion, Protest unmit¬ 
telbar vor und kurzzeitig auch in der 
Unternehmenszentrale von Klüh, wie¬ 
der mit großer Beteiligung von außen 
und mit Begleitung von Presse, Funk 
und Fernsehen, brachte so etwas wie 
einen Durchbruch, und die Beteiligten 
konnten an den Verhandlungstisch ge¬ 
zwungen werden. Die DKP Rheinland 
stellte fest, dass sich das Ergebnis an¬ 
gesichts der schwierigen Ausgangsbe¬ 
dingungen sehen lassen könne. Es sei 
zwar kein strahlender Sieg, aber der 
Arbeitskampf mache deutlich, dass 
auch aus der Defensive heraus Erfol¬ 
ge erzielt werden könnten. Vorausset¬ 
zung dafür sind nach Einschätzung der 
DKP kampfbereite Kolleginnen und 
Kollegen, eine Gewerkschaft, die un¬ 
eingeschränkt den Arbeitskampf un¬ 
terstützt, und ein solidarisches Umfeld, 
das hilft, solche Auseinandersetzungen 
in die Öffentlichkeit zu bringen. 

20 Reinigungskräfte werden bei 
Klüh weiter beschäftigt, 50 von Dr. 
Sasse übernommen und für die übri¬ 
gen knapp 100 Kolleginnen und Kolle¬ 
gen konnte ein „Interessenausgleich“ 
vereinbart werden, der diesen Namen 
wenigstens verdient. Ohne den Wi¬ 
derstand der Kolleginnen und Kolle¬ 
gen hätten fast alle zum Neujahrstag 
ohne Arbeit auf der Straße gestanden. 

Peter Lommes 


Teilerfolg für 
Gebäudereiniger 

Solidarität und öffentlicher Druck verhindern 
Entlassung bei Klüh 
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Nichts Neues in Sachsen 

Nachrichten zum Jahreswechsel offenbaren Vorhersehbares 



S ilvester in Leipzig ohne Krawalle 
in Connewitz wäre wie ein Neu¬ 
jahrskonzert ohne Beethovens 
Neunte. Man wartet regelrecht auf 
Nachrichten über Randalierer, Was¬ 
serwerfer und brennende Mülltonnen. 
Blieben sie aus, würde das mindestens 
die „Leipziger Volkszeitung“ in Nöte 
bringen, die ohne mehrspaltige Fotos 
von Räumpanzern und Steineschmei- 
ßern mit ziemlich leerem Aufmacher 
erschiene. (So viele „1. Babys 2018“ 
werden nun auch nicht geboren, um 
die Lücke zu füllen.) Damit das nicht 
eintritt, wird mit vereinten Kräften die 
Arena vorbereitet: Das Ordnungsamt 
erließ ein Versammlungsverbot am 
Connewitzer Kreuz, die Verkehrsbe¬ 
triebe leiteten Bus- und Bahnlinien 
vorsorglich um und Polizisten aus Dres¬ 
den und Chemnitz wurden nach Leip¬ 
zig beordert. Von einem durch die Po¬ 
lizei beschirmten Löscheinsatz fühlten 
sich gegen 1 Uhr endlich auch Jugendli¬ 
che provoziert und es kam für eine hal¬ 
be Stunde zu den erhofften Ausschrei¬ 
tungen. Ein bisschen zähneknirschend 
heißt es zwar: „Anders als in früheren 
Jahren gab es offenbar keine größeren 
Sachbeschädigungen.“ Aber immerhin: 
„In der Silvesternacht sind Beamte im 
Leipziger Süden von rund 50 Chaoten 
mit Böllern, Flaschen und Steinen at¬ 
tackiert worden“ ist doch eine Schlag¬ 
zeile. 

Dass in Sachsen manches in Bewe¬ 
gung gerät, zeigen andere Nachrichten 
zum Jahreswechsel. Verkehrsminister 
Martin Dulig legte nach Weihnachten 
Zahlen vor, nach denen die Nutzung 
des öffentlichen Personen- und Nah¬ 
verkehrs beständig steigt, allein die 
Personenkilometer im mitteldeutschen 


Siemens-Werk in Leipzig 

S-Bahn-Netz 2014 bis 2016 um 20 Pro¬ 
zent. Das ist interessant, insofern die 
Bevölkerung 2012 bis 2016 nur um 0,6 
Prozent gewachsen ist. Die Kreis- und 
Stadträte Nordsachsens und Leipzigs 
entscheiden nun über einen Nahver¬ 
kehrsplan, der auch einen Ausbau des 
S-Bahn-Netzes vorsieht. Davon hängt 
auch ab, inwieweit umliegende Kreise 
vom BevölkerungsWachstum in Leip¬ 
zig profitieren - oder eben nicht, weil 
tatsächlich noch nicht oder nicht mehr 
alle Orte der Region mit öffentlichen 


Verkehrsmitteln erreichbar sind. Dabei 
wiederum steht die Deutsche Bahn in 
der Pflicht, um Bahnhöfe und Eisen¬ 
bahnlinien zur Verfügung zu stellen. 

Den geschiedenen Ministerpräsi¬ 
denten Stanislaw Tillich mag es da¬ 
bei ärgern, dass S-Bahnen nicht von 
Dampflokomotiven gezogen werden. 
Das wäre eine gute Nachricht für die 
Kohleindustrie. Wie die „Leipziger 
Internetzeitung“ berichtete, brach¬ 
te „eine eigentlich fundierte Analy¬ 
se der ,Agora Energiewende 4 vom 


10. November“ das Ergebnis, „dass 
Deutschland problemlos 8,4 Gigawatt 
an Kraftwerksleistung bei Kohlekraft¬ 
werken stilllegen könnte“. Für den Ta¬ 
gebau ist das eine düstere Prognose 
und eine Untersuchung von Dr. Fritz 
Jaeckel aus der Sächsischen Staats¬ 
kanzlei kam am 12. Dezember zu dem 
Ergebnis: „Mit einer Abschaltung von 
8,4 GW würde ... etwa die Hälfte der 
bestehenden Braunkohle-Kapazitäten 
stillgelegt. Wenn man bedenkt, dass die 
Braunkohleverstromung durch relativ 


niedrige variable Kosten, aber hohe 
Tagebau-Fixkosten gekennzeichnet ist, 
könnte eine derartige Reduzierung der 
Braunkohle-Kraftwerksleistung zudem 
die Wirtschaftlichkeit des Braunkohle- 
Tagebaus gefährden“, wie die Zeitung 
zitierte. 

Befeuert werden solche Aussich¬ 
ten durch Diskussionen, die über den 
Fortbestand des Kraftwerks Lippen¬ 
dorf geführt werden. Bis 2023 läuft ein 
Fernwärmeliefervertrag mit den Stadt¬ 
werken Leipzig, und die Stadt lässt 
prüfen, ob sie „schon nach Auslaufen 
des Vertrages auf die Fernwärmeliefe¬ 
rungen verzichten kann.“ Aber „bevor 
Lippendorf vom Netz geht“, schreibt 
die „Leipziger Internetzeitung“, „muss 
Leipzig seine eigene dezentrale Strom¬ 
sicherung aufgebaut haben - was ja die 
Stadtwerke mit den ersten dezentra¬ 
len Gaskraftwerken schon begonnen 
haben. Sollte Leipzig zu dem Schluss 
kommen, dass es nach 2023 keine Fern¬ 
wärme und keinen Strom mehr aus Lip¬ 
pendorf braucht, steht nicht nur dort 
eine Entscheidung an, sondern auch bei 
der Mibrag“ dem Betreiber eines der 
beiden Kraftwerksblöcke. 

Für die Menschen in Sachsen be¬ 
deuten solche Nachrichten, dass der 
Abbau weiterer Arbeitsplätze bevor¬ 
steht und die Schließung der Siemens- 
Werke in Leipzig und Görlitz erst ein 
Anfang sein könnte. Vor dem Hinter¬ 
grund, dass sich die Lebensverhältnisse 
damit weiter verschlechtern, bilden die 
Polizeieinsätze in Connewitz nicht nur 
ein mediales Unterhaltungsprogramm, 
sondern einen Hinweis, wie der Staat 
gedenkt, mit sozialen Fragen in Zu¬ 
kunft zu verfahren. 

Roman Stelzig 


Einwanderung nach Nützlichkeit? 

Die SPD wirbt für ihr Einwanderungsgesetz 



Einwanderer auf Ellis Island in New York 


Die Aussichten der deutschen Wirt¬ 
schaft für 2018 sind gut. Doch die Un¬ 
ternehmerverbände beklagen nicht nur 
„politischen Stillstand“ Sie bemängeln, 
dass qualifizierte Arbeitskräfte fehlen. 
DIHK-Präsident Eric Schweitzer for¬ 
derte kürzlich unter anderem eine ge¬ 
zielte Zuwanderung in Ausbildung und 
Arbeit. „Nötig ist ein Einwanderungs¬ 
gesetz“, meint auch Handwerkspräsi¬ 
dent Hans Peter Wollseifer. 

Dabei gibt es schon lange entspre¬ 
chende gesetzliche Regelungen. Ein 
Zuwanderungsgesetz wurde noch un¬ 
ter der Schröder-Fischer-Regierung 
beschlossen, später erweitert. Die al¬ 
ten Regelungen sollen nun „angepasst 44 
werden. CDU und CSU einigten sich 
Anfang Oktober 2017 deshalb auf ein 
„Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz“, des¬ 
sen Entwurf noch nicht vorliegt. „Kein 
Arbeitsplatz soll unbesetzt bleiben, weil 
es an Fachkräften fehlt 44 hieß es damals 
in einer Erklärung. Voraussetzung für 
die Zuwanderung sei der Nachweis ei¬ 
nes Arbeitsplatzes und die Sicherung 
des Lebensunterhaltes. Eine „Einwan¬ 
derung in die sozialen Sicherungssyste¬ 
me“ dürfe es nicht geben. Beschlossen 
wurde, zugleich eine Obergrenze ein¬ 
zuführen und den Familiennachzug für 
subsidiäre geschützte Flüchtlinge auszu¬ 
setzen. In dieser Woche verschärfte die 
CSU ihre entsprechenden Forderungen. 

Anfang November brachte die 
SPD-Fraktion in den Bundestag einen 
Gesetzesentwurf zur Neuordnung der 
Einwanderung qualifizierter Fachkräfte 
ein, an dem die bevorstehenden Sondie¬ 
rungsgespräche mit der Union gewiss 
nicht scheitern werden. Die Positionen 
liegen hier gar nicht so weit auseinan¬ 
der. Denn auch bei der SPD hieß es - 
bei der Vorstellung des Gesetzesent¬ 
wurfs Anfang November -, Deutsch¬ 
land sei dringend auf die Zuwanderung 
qualifizierter Fachkräfte angewiesen. 
Andrea Nahles erklärte in diesem Zu¬ 
sammenhang, es müsse Klarheit geben, 
wer kommen und wer nicht kommen 
könne. Sie meinte zwar, das Asylrecht 


sei durch ein solches Gesetz 
nicht betroffen: Deutschland 
müsse seine „humanitäre 
und rechtliche Verpflichtung 
gegenüber Schutzsuchenden 
und politisch Verfolgten er¬ 
füllen“. Aber die Suche nach 
einem Arbeitsplatz sei kein 
Asylgrund. Damit werden 
auch durch die SPD - bis 
auf wenige Ausnahmen - all 
jene ausgeschlossen, die vor 
der Not, vor Arbeits- und 
Zukunftslosigkeit aus ihren 
Ländern fliehen. 

Der SPD-Entwurf ist ein 
Konzept für ein Einwan¬ 
derungsbeschränkungsge¬ 
setz. Er würde zudem dazu 
beitragen hochqualifizierte 
Fachkräfte aus wirtschaft¬ 
lich schwächeren Ländern, 
wo sie dringend gebraucht 
werden, abzuwerben. Aus¬ 
gewählt wird nach einem 
Punktesystem, genauer: nach 
der Verwertbarkeit des „Hu¬ 
mankapitals“, d.h. nach Nütz¬ 
lichkeit für das Kapital. Ab¬ 
hängig von der Lage auf dem 
Arbeitsmarkt solle dann der 
Bundestag jährlich neu fest¬ 
legen, wie viele Fachkräfte 
aus Ländern außerhalb der 
EU nach Deutschland kom¬ 
men können. Anfangs soll¬ 
ten jährlich 25 000 Perso¬ 
nen zur Jobsuche oder zum 
Zweck der Erwerbstätigkeit 
aus Ländern außerhalb der 
Europäischen Union einreisen dürfen. 
Das Punktesystem berücksichtige Qua¬ 
lifikation, Sprachkenntnisse, Alter, Ar¬ 
beitsplatzangebot und andere Integra¬ 
tionsaspekte der Bewerberinnen und 
Bewerber. 

Für Linke sollte ein „Einwande¬ 
rungsgesetz“ eigentlich überhaupt 
nicht annehmbar sein. Denn „wer ei¬ 
nem Einwanderungsgesetz zustimmt, 
muss auch bereit sein, Einwanderungs¬ 


quoten festzulegen und die Überschrei¬ 
tung der Quoten durch die polizeili¬ 
che und militärische Abschottung der 
Grenzen und die Abschiebung ... zu 
bekämpfen“ (Aus dem Beschluss des 
DKP-Parteitages 1996 „Flüchtlinge 
schützen - Fluchtursachen bekämp¬ 
fen - Solidarität im antiimperialisti¬ 
schen Kampf“). Von der SPD-Linken 
gab es bislang offenbar noch keinen 
Widerspruch. Und aus der Partei „Die 


Linke“? Die Sprecherin der Linkspar¬ 
tei in der Debatte über den SPD-Ent¬ 
wurf im Bundestag am 22. November, 
Zaklin Nastic, lehnte jegliche Einwan¬ 
derungsgesetzgebung ab. In der Partei 
gibt es jedoch inzwischen eine Debat¬ 
te über eine eigene „Konzeption zu ei¬ 
ner linken Flüchtlings- und Einwande¬ 
rungsgesetzgebung“. 

Diese Konzeption wurde bereits 
Anfang 2017 vorgestellt - erarbeitet 


durch eine Projektgruppe 
im Auftrag der Landtags¬ 
fraktionen in Berlin, Bran¬ 
denburg, Mecklenburg- 
Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thü¬ 
ringen. Im Wahlkampf blieb 
man bei den konsequenten, 
solidarischen, internatio¬ 
nalistischen Positionen des 
eigenen Parteiprogramms. 
Anfang Dezember beriet 
dann aber der Parteivor¬ 
stand über die Konzeption, 
danach die Bundestagsfrak¬ 
tion. Jetzt soll sie in der Par¬ 
tei diskutiert werden. Doch 
mit welchem Ziel? Der Ver¬ 
änderung programmati¬ 
scher Grundsätze in dieser 
Frage? Und damit der Her¬ 
stellung der Regierungsfä¬ 
higkeit auf Bundesebene? 
Im vorliegenden Entwurf 
heißt es beispielsweise wie 
bei der SPD, dass es „im ur¬ 
eigensten deutschen Inter¬ 
esse“ läge, „für qualifizierte 
und talentierte Fachkräfte 44 
attraktiver zu werden, „die 
wir in Zukunft unabweisbar 
brauchen werden“. Im Kon¬ 
zept wird dann sogar die 
Möglichkeit einer „zwangs¬ 
weisen“ Abschiebung erwo¬ 
gen. Auch Dublin III wird 
nicht in Frage gestellt. 

Entschiedene Kritik 
kam von der Kommunis¬ 
tischen Plattform und von 
Ulla Jelpke (MdB), die in einem in der 
„jungen Welt“ am 18. Dezember gleich¬ 
falls veröffentlichten Kommentar u.a. 
feststellte: „Eine Linke mit antikapi¬ 
talistischem Anspruch darf keine Mit¬ 
verantwortung für die Verheerungen 
des Kapitalismus einschließlich Flucht 
und Migration übernehmen. Und sie 
darf sich auch nicht zur Vollstreckerin 
von daraus resultierenden angeblichen 
Sachzwänge machen ... 44 Nina Hager 
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„Die Polizei dreht gerade völlig frei“ 

Gewerkschaften müssen sich konsequent gegen Faschismus stellen 



UZ sprach mit Jan Lis, Sprecher von 
„See Red! Interventionistische Linke 
Düsseldorf“ 

UZ: Im Nachgang der antifaschisti¬ 
schen Proteste gegen den AfD-Parteitag 
in Hannover und Hausdurchsuchun¬ 
gen bei vermeintlichen Gegnern des 
G20- Gipfels, unter anderem in Bonn, 
kommt es zunehmend zu politischen 
Auseinandersetzungen zwischen Glie¬ 
derungen der IG Metall und ver.di auf 
der einen und der Gewerkschaft der Po¬ 
lizei (GdP) auf der anderen Seite. Wie 
bewerten Sie die Konflikte? 

Jan Lis: Nach den überraschend vehe¬ 
menten Gipfelprotesten starteten Po¬ 
lizei und Justiz einen repressiven Ge¬ 
genangriff mit Verhaftungen, Haus¬ 
durchsuchungen, völlig überzogenen 
Gerichtsurteilen, aber auch brutalen 
körperlichen Übergriffen bei späteren 
Protesten. Eine kritische Berichterstat¬ 
tung oder Interventionen der Zivilge¬ 
sellschaft dazu fehlten fast vollständig. 
Davon fühlte sich die Polizei offenbar so 
bestätigt, dass sie jetzt den Bogen einfach 
überspannt hat. Es war offensichtlich, 
dass die Geschichte der Polizei rund um 
die Hausdurchsuchungen in Bonn nicht 
stimmte, zumal die betroffenen ver.di- 
Mitglieder sehr offen in den Medien über 
die Vorfälle sprachen. In Hannover führ¬ 
ten die brutalen Misshandlungen der Po¬ 
lizei zu einem doppelten offenen Bruch 
am Bein bei einem Aktivisten, der, ange¬ 
kettet an einer Metallpyramide, für jeden 
sichtbar keine Gefahr für die Polizeibe¬ 
amten darstellte. Es verstärkt sich der 
Eindruck, dass die Polizei gerade völlig 
frei dreht - und das sehen mittlerweile 
auch die Gewerkschaften kritisch. 

UZ: Ist es denn nicht nachvollziehbar, 
dass die GdP sich auf die Position stellt, 
dass es richtig sei, genehmigte Veranstal¬ 
tungen und Parteitage abzusichern? 

Jan Lis: Sie tut viel mehr als das. Als 
politisches Sprachrohr der Polizei greift 
sie immer wieder in öffentliche Dis¬ 
kussionen ein. Sie fordert Gesetzes¬ 
verschärfungen, Aufrüstungen, äußert 
sich in sicherheitspolitischen Fragen, 
denunziert andere politische Akteure 
und versucht Einfluss auf die Formie¬ 
rung und inhaltliche Positionierung von 
sozialen Protesten zu nehmen. So spiel¬ 
te die GdP eine entscheidende Rolle 


beim Versuch, den Antifa-Kongress im 
DGB-Haus in München im November 
2017 zu verhindern. Dabei überschrei¬ 
tet sie ihre Kompetenzen bei Weitem, 
das sehen mittlerweile zunehmend 
auch die DGB-Gewerkschaften so. 

UZ: In der Vergangenheit hat sich die 
GdP - wohl auch aufgrund des Drucks 
der rechten Konkurrenzgewerkschaft 
DPolG - gezwungen gesehen, sämtliche 
Einsätze der Beamten, seien sie auch noch 
so brutal verlaufen, zu verteidigen. Ist die 
GdP tatsächlich der Verursacher der ak¬ 
tuell verstärkt aufkommenden Konflikte? 

Jan Lis: Ich glaube schon, dass die GdP 
auch aus eigener Überzeugung und auf¬ 
grund ihrer gesellschaftlichen Position 
so reaktionär handelt, die Konkurrenz 
der DPolG wirkt da allenfalls noch et¬ 
was verschärfend. Letztendlich ist ent¬ 
scheidend, ob sich die Gewerkschafts¬ 
führungen konsequent an die Seite der 
vielen aktiven Gewerkschaftsmitglie¬ 
der stellen, die sich gegen Faschismus 
und in den verschiedensten sozialen 
Bewegungen engagieren. Eine immer 
repressiver agierende Polizei wird frü¬ 
her oder später immer in den Konflikt 
mit diesen Bewegungen kommen und 
dann müssen sich die Gewerkschaften 
positionieren. Die jüngsten Stellung¬ 
nahmen von ver.di und IG Metall wa¬ 
ren ein wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung. 


UZ: Derzeit wird öffentlich nach Dut¬ 
zenden Personen gefahndet, die beim 
G20-Gipfel in Hamburg angeblich 
Straftaten begangen haben sollen. Wie 
bewerten Sie diese öffentliche Hexen- 
jagd? 

Jan Lis: Die Polizei hält sich noch nicht 
einmal an die eigenen Regeln des oh¬ 
nehin fragwürdigen Instruments der 
öffentlichen Fahndung. Teile der öf¬ 
fentlich präsentierten Videos und Bil¬ 
der haben keinen direkten Bezug zur 
Fahndung und dienen offensichtlich 
nur der Stimmungsmache. Umgekehrt 
ist bei vielen gesuchten Personen über¬ 
haupt nicht ersichtlich, was ihnen ge¬ 
nau vorgeworfen wird. Eine Verhält¬ 
nismäßigkeit ist nicht ansatzweise ge¬ 
geben. Auch der besondere Schutz von 
möglicherweise Minderjährigen spielt 
überhaupt keine Rolle, wie an dem Fall 
einer 17-Jährigen zu erkennen ist, de¬ 
ren Bild aus der polizeilichen Daten¬ 
bank von der Bild-Zeitung, mit sexisti¬ 
schen Kommentaren versehen, weiter¬ 
verbreitet wurde. Es ist eine Schande, 
dass ein Richter diese Fahndung ge¬ 
nehmigte und Zeitungen sie weiter¬ 
verbreiten. 

UZ: Wird es - auch aufgrund des Er- 
starkens der AfD und ihrer diversen 
Einzüge in Landtage und den Bun¬ 
destag - nicht deutlich schwerer, antifa¬ 
schistisch aktiv zu sein? 


Jan Lis: Das mag sein, aber umgekehrt 
habe ich den Eindruck, dass viele Men¬ 
schen jetzt erst erkennen, dass es an der 
Zeit ist, sich gegen die AfD und den 
Rechtsruck zu engagieren. Wir müssen 
diese Menschen mitnehmen und neue 
antifaschistische Koalitionen bilden. 
Der Aufschwung der AfD ist eine Her¬ 
ausforderung für uns - und kein Grund 
aufzugeben. 

UZ: Aber droht aufgrund der AfD und 
ihrer parlamentarischen Einflussmög¬ 
lichkeiten verstärkter Repressionsdruck 
gegen die politische Linke? 

Jan Lis: Die AfD versucht bereits bei¬ 
spielsweise mit parlamentarischen An¬ 
fragen oder öffentlichen Statements 
Druck zu erzeugen. Sie kann sich da¬ 
bei sicherlich auf Sympathisanten und 
teils auch Mitglieder im Justiz- und Po¬ 
lizeiapparat stützen, das ist eine nicht 
zu unterschätzende Gefahr. Ein mög¬ 
licher Hinweis könnten die kürzlich 
an Autonome in Berlin verschickten 
Briefe sein, bei denen offensichtlich 
auf polizeiinterne Daten zurückgegrif¬ 
fen wurde. Als politische Antwort müs¬ 
sen wir breite Bündnisse der Solidarität 
schaffen, auch mit den Gewerkschaften 
zusammen. Das ist die einzige Hilfe ge¬ 
gen Repression. 

Die Fragen stellte Markus Bernhardt 

siehe Kommentar auf Seite 9 


Gegen die deutsche Kriegspartei 

Das jährliche LLL-Gedenken hat eine lange Tradition und ist doch hochaktuell 


Luxemburg-Liebknecht-Lenin-Wochenende 2018 
Samstag, 13. Januar, 10 bis 22 Uhr 

DKP, SDAJ und UZ im Cafe K (Raum MOA 5) auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
(Me reu re-Hotel MOA, Stephanstraße 41, Berlin, U9 Birkenstraße) 

11 Uhr: Workshops der SDAJ (MOA 3+4) 

14.45 Uhr: Jugendpodium: Wie organisieren wir Widerstand? 

17 Uhr Podiumsdiskussion von DKP und SDAJ: Jugendbewegung und Legalisierung 
der Kommunistischen Partei 1968 (MOA 3+4) 

19.30 UhrJahresauftakt / LLL-Treffen der DKP 2018 (Raum MOA3+4): 100 Jahre KPD 
und 50 Jahre DKP mit Redebeiträgen von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, und 
Adel Amer, Generalsekretär der Kommunistischen Partei Israels 
Anschließend:„Ja damals, November‘i8“ mit Erich Schaffner und Georg Klemp 

Sonntag, 14. Januar, 10 Uhr 

Luxemburg-Liebknecht-Demonstration, U-Bhf. Frankfurter Tor 


Der erste Weltkrieg überzog den ge¬ 
samten Globus mit Elend und Tod. 
Die Imperialisten versuchten ihren 
Reichtum und ihre Macht auszudeh¬ 
nen, indem sie sich gegenseitig Macht¬ 
bereiche streitig machten. Durch den 
Krieg stiegen die Profite der Konzerne 
und die einfachen Menschen versanken 
an der Front und zu Hause im Elend. 
Die Ursache des ersten Weltkriegs ist 
also das auf Privateigentum basierende 
Gesellschaftssystem, in dem der Pro¬ 
fit der Banken und Konzerne alles, die 
Interessen und Bedürfnisse der ein¬ 
fachen Bevölkerung nichts sind. Der 
Kampf um den größten Profit, heute 
auch verschleiernd „sichere Handels¬ 
wege“, „wichtige Absatzmärkte“ oder 
„Zugang zu Rohstoffen“ genannt, führt 
zum Krieg zwischen den Staaten, die 
„ihren“ Unternehmen die beste Positi¬ 
on im Wettbewerb sichern wollen. 

Gegen den Hauptfeind, 
für die sozialistische Republik 

Die Politiker aller deutschen Parteien 
unterstützten den Krieg, nur Karl Lieb¬ 
knecht und Rosa Luxemburg sahen, 
dass der Hauptfeind nicht Frankreich, 
England oder Russland, nicht Serbien 
oder Italien war: „Der Hauptfeind des 
deutschen Volkes steht in Deutschland: 
der deutsche Imperialismus, die deut¬ 
sche Kriegspartei, die deutsche Ge¬ 


heimdiplomatie. Diesen Feind im eige¬ 
nen Lande gilfis für das deutsche Volk 
zu bekämpfen, zu bekämpfen im poli¬ 
tischen Kampf, zusammenwirkend mit 
dem Proletariat der anderen Länder, 
dessen Kampf gegen seine heimischen 
Imperialisten geht.“ 

1918 hatten die Arbeiter und Solda¬ 
ten genug vom Krieg und rebellierten 
gegen die Herrschenden. Sie beendeten 
damit den Ersten Weltkrieg. Der Kaiser 
musste abdanken, sein Reichskanzler 
übertrug die Macht an Friedrich Ebert. 
Die Arbeiter und Soldaten stürmten 
das Stadtschloss, den Sitz des Kaisers, 
der kurz vorher geflohen war. Dort rief 
Karl Liebknecht von einem Lastwagen 
die „freie sozialistische Republik“ aus. 


Alternative Fakten geschaffen 

Die vom Kaiser eingesetzte Ebert-Re- 
gierung, die die Kriegspolitik mitge¬ 
tragen hatte, wollte dieser Erklärung 
zuvorkommen. Während draußen die 
Menschen hungerten, rief der Sozial¬ 
demokrat Scheidemann daher - nach 
eigener Aussage „zwischen Suppe und 
Nachspeise“ - aus einem Fenster des 
Reichstags die „deutsche Republik“ 
aus. Um zu verhindern, dass Karl Lieb¬ 
knecht und die hinter ihm stehenden 
Arbeiter die ausgerufene freie sozialis¬ 
tische Republik verwirklichen, hetzte 
die SPD-Führung ihnen rechte Armee¬ 
verbände auf den Hals. Viele revoluti¬ 
onäre Arbeiter und Soldaten wurden 
erschossen. Karl Liebknecht und Rosa 


Luxemburg wurden anschließend er¬ 
mordet. 

Gestern wie heute 

Das Gedenken an Karl Liebknecht und 
Rosa Luxemburg ist auch heute hoch¬ 
aktuell. Auch heute sind die Profite der 
Banken und Konzerne das Prinzip der 
Politik. Um die Gewinne der deutschen 
Konzerne zu sichern, setzen ihre Verwal¬ 
ter, die deutsche Regierung, auf Sozial¬ 
kahlschlag und auf Aufrüstung. Den wirt¬ 
schaftlich starken deutschen Konzernen 
sollen ihre profitablen Anlagemöglich¬ 
keiten in fremden Ländern erhalten und 
ausgebaut werden. Gleichzeitig fehlen 
tausende Lehrkräfte und betriebliche 
Ausbildungsplätze, fehlen 34 Milliarden 
Euro für die Sanierung von Schulen. 

Die Wurzeln des Ersten Weltkrie¬ 
ges existieren heute immer noch und so 
bleibt auch der Kampf von Rosa Luxem¬ 
burg und Karl Liebknecht auch heute 
aktuell. Kapitalismus bedeutet über kurz 
oder lang Krieg. Gedenken an Rosa und 
Karl bedeutet daher für uns, in unserem 
Alltag gegen die Angriffe der Reichen 
und Mächtigen zu kämpfen und dabei 
Mitstreiterinnen für den Kampf für die 
sozialistische Gesellschaft zu gewinnen. 

Tom, München 

Aus POSITION #6-vy, dem Magazin der 
SDAJ. Zu bestellen: position@sdaj-netz.de 


Gesinnungsschnüffelei 

Die Internationale Liga für Men¬ 
schenrechte (ILM) hat sich der 
gemeinsamen Erklärung von 15 
Bürgerrechts- und Datenschutz¬ 
organisationen angeschlossen, die 
vor den geplanten Verschärfungen 
im „schwarz-grünen“ Entwurf des 
Hessischen Verfassungsschutzge¬ 
setzes warnen. Dieser sieht vor, 
die Überwachungsbefugnisse des 
„Verfassungsschutzes“ erheblich 
auszuweiten, selbst vorbestrafte 
Kriminelle als V-Leute einsetzen 
zu können, IT-Sicherheitslücken 
auszunutzen, um heimlich Staats¬ 
trojaner auf PC einschleusen zu 
können sowie künftige Mitarbei¬ 
ter von staatlich geförderten De¬ 
mokratieprojekten geheimdienst¬ 
lich zu überprüfen. 

„Dieser Gesetzesentwurf darf 
so nicht Gesetz werden“, kritisiert 
Liga-Vorstandsmitglied Rolf Göss- 
ner, „denn es würde Demokratie 
und Grundrechte massiv schädi¬ 
gen. Die geplante geheimdienstli¬ 
che Regel-Überprüfung künftiger 
Mitarbeiter von Demokratiepro¬ 
jekten bedeutet Gesinnungsschnüf¬ 
felei und erinnert an unselige Zei¬ 
ten der Berufsverbote.“ 

Altersarmut wächst 

Als alarmierend bewertet der Pa¬ 
ritätische Wohlfahrtsverband Aus¬ 
maß und Dynamik der wachsen¬ 
den Altersarmut in Deutschland. 
Zwingend notwendig sei ein sofor¬ 
tiger Kurswechsel in der Alterssi¬ 
cherungspolitik, insbesondere eine 
durchgreifende Reform der Alters¬ 
grundsicherung. 

„Die Armut von Rentnerinnen 
und Rentnern ist in den vergange¬ 
nen Jahren so stark gestiegen wie 
bei keiner anderen Bevölkerungs¬ 
gruppe. Armut ist ein Schicksal, 
von dem Menschen im Rentenal¬ 
ter mittlerweile überdurchschnitt¬ 
lich und besonders hart betroffen 
sind“, so Dr. Joachim Rock, Ren¬ 
tenexperte des Paritätischen Ge¬ 
samtverbands. Diese Entwicklung 
sei kein Zufall, sondern auch eine 
Konsequenz aus den rentenpoliti¬ 
schen Reformen der letzten Jahr¬ 
zehnte, mit denen beispielsweise 
das Ziel der Lebensstandardsiche¬ 
rung in der Rente dem Ziel der 
Beitragssatzstabilität geopfert wor¬ 
den sei, kritisiert der Paritätische. 

Aus Grün wird Blau 

Die Hamburger Polizeiakademie 
wartet zum Jahresanfang mit ei¬ 
nem Pilotprojekt auf. Elf frühere 
Bundeswehr-Soldaten werden in 
den Polizeidienst übernommmen. 
Die Ausbildung der neuen Polizei¬ 
meisteranwärter wurde von 30 auf 
18 Monate verkürzt, da sie schon 
„Grundkenntnisse von Rechts¬ 
grundlagen beim Einschreiten ha¬ 
ben und auch mit Schusswaffen 
umgehen“ können. Das Pilotpro¬ 
jekt wurde ins Leben gerufen, da 
es ansonsten zu wenig Bewerber 
gegeben hätte. Die ehemaligen 
Unteroffiziere und Feldwebel (vier 
Frauen, sieben Männer) seien mit 
ihrem „beruflichen Background“ 
besonders geeignet für den Dienst 
bei der Hamburger Polizei. 

Bohren und zahlen 

Genaue Zahlen, wie viel teurer 
Stuttgart 21 nun werden soll, sicker¬ 
ten schon zwei Wochen vor ihrer ge¬ 
planten Verkündung durch. Stand 
Dezember 2017 ist man bei 7,6 Mil¬ 
liarden Euro angekommen. Wie die 
Bahn mit den Mehrkosten in Milli¬ 
ardenhöhe umzugehen gedenkt, soll 
erst bei einer Sondersitzung Ende 
Januar passieren. Es könnte darauf 
hinauslaufen, die Klärung der Kla¬ 
ge abzuwarten, die die Bahn bereits 
Ende 2016 gegen die Projektpartner 
von Land, Stadt und Region ange¬ 
strengt hat, um sie zur Übernahme 
der Mehrkosten zu zwingen. Die 
Beklagten beharren nach wie vor 
auf dem Kostendeckel aus den gül¬ 
tigen Verträgen und wollen keinen 
Cent mehr in das Projekt stecken, 
als im Finanzierungsvertrag gere¬ 
gelt ist. 
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Im Abstiegskampf 

Zu Donald Trumps Sicherheitsstrategie 



Dick wie mehrere Telefonbücher- der Verteidigungshaushalt für 2018 


K ohärenz scheint nicht die Stärke 
von Donald Trump. Hatte er noch 
im Wahlkampf die VR China des 
„größten Diebstahls der Geschichte“ 
bezichtigt und verkündete, man könne 
„nicht dulden, dass China unser Land 
weiter vergewaltigt“ so klang der US- 
Präsident im November bei seinem 
Besuch in der Volksrepublik gerade¬ 
zu weichgespült. Plötzlich wurde aus 
dem „Vergewaltiger“ Präsident Xi Jin- 
ping, ein „außerordentlicher Mann“ für 
den er „unglaublich herzliche Gefühle“ 
hege. Schuld waren nun die „früheren 
US-Regierungen‘‘welche das katastro¬ 
phale Außenhandelsdefizit hatten außer 
Kontrolle geraten lassen. 

Nun, am 18. Dezember, bei der Vor¬ 
stellung der National Security Strate- 
gy (NSS), war es mit den „unglaublich 
herzlichen Gefühlen“ wieder zu Ende. 
China und Russland wurden wieder zu 
rivalisierenden Mächten, welche die 
Stärke der USA herausfordern, ihre 
Interessen, ihren Einfluss. Strategische 
Gegenspieler, welche das Wohlergehen 
und die Sicherheit der USA, „Ameri¬ 
kas“, erodieren und die US-Führer- 
schaft in der Welt in Frage stellen. 

Wobei der Begriff „Sicherheit“ 
selbstredend einen Euphemismus für 
globale Vorherrschaft darstellt. Seit 
mehr als 200 Jahren hat niemand eine 
ernstzunehmende Invasion auf das 
US-Festland unternommen und es ist 
auch niemand in Sicht, der das versu¬ 
chen könnte. Dagegen hat das Impe¬ 
rium in diesem Zeitraum mithilfe von 
etwa 224 Militär- und Geheimdienstin¬ 
terventionen im Ausland seine globale 
Macht aufgebaut. Eine Macht, die sich 
seit 2001 im permanenten Kriegszu¬ 
stand befindet und mit einem giganti¬ 
schen Netz von rund 1 000 Stützpunk¬ 
ten, 10 Flugzeugträger-Kampfgruppen, 
7 000 Atomsprengköpfen, Special- 
Forces-Einsätzen in 138 Staaten al¬ 
lein 2016 sowie einer systematischen 
Überwachung und Beeinflussung der 
gesamten globalen digitalen Kommu¬ 
nikation gesichert wird. Um nur eini¬ 
ges zu nennen. 

An der schon langjährigen Stigma¬ 
tisierung der VR China, Russlands und 


des Iran als einzudämmende Heraus¬ 
forderer hatte auch vor Trumps Rede 
zur neuen NSS niemand einen Zwei¬ 
fel. Wie schon ihren britischen Vorgän¬ 
gern war den US-Strategen seit Anfang 
des letzten Jahrhunderts klar, dass ihre 
Weltherrschaftsambitionen arge Pro¬ 
bleme bekommen würden, wenn es 
nicht gelänge, die Mächte des eurasi- 
schen Kontinents an einer ökonomisch¬ 
militärischen Kooperation, schlimmer 
noch: imperialen Vereinigung zu hin¬ 
dern. Ex-Stratfor-Chef George Fried¬ 
man hat diesen Gedanken denn auch 
mit bemerkenswerter Klarheit ausge¬ 
sprochen. Hier darf von einer Konstan¬ 
ten der US-Geostrategie ausgegangen 
werden, ganz gleich wie der Zungen¬ 
schlag der aktuellen Regierung aus¬ 
sieht. 


Trumps aggressive Rhetorik und 
die Wortwahl seiner Sicherheitsstra¬ 
tegie sind Ausdruck sowohl seiner in¬ 
nenpolitischen Defensive als auch der 
Erosion der Hegemonie des Imperiums. 
Die NSS 2017 zeichnet ein düsteres Bild 
einer umfassenden, sich zusehends ver¬ 
schlimmernden Bedrohungslage. Einer 
„außerordentlich gefährlichen Welt“. 
Einer Herausforderung, der die vor¬ 
herigen US-Regierungen nicht hinrei¬ 
chend gerecht geworden seien. Die ka¬ 
tastrophalen Ergebnisse des rund 6 Bil¬ 
lionen teuren „Global War on Terror“ 
(GWOT) und speziell der verloren ge¬ 
gangene Krieg gegen Syrien lassen grü¬ 
ßen. Die Trump-Regierung sieht sich in 
der Rolle des Reformators, der die alte 
Macht, den Einfluss und die strategische 
Rolle der USA wieder herstellt. Die 


NSS ist in gewisser Weise die Umset¬ 
zung des „America first!“ auf geostra- 
tegischer Ebene. 

Neu und nicht ohne innere Logik 
ist die Einbeziehung der Ökonomie 
in die Sicherheitsstrategie. „Economic 
security is national security.“ Das Do¬ 
kument widmet diesem Problem den 
zweiten seiner vier Abschnitte: „Ame¬ 
rikas Prosperität vorantreiben“. Und in 
der Tat, in seiner im Verhältnis zu den 
aufstrebenden Mächten relativen öko¬ 
nomischen Schwächung liegt das zen¬ 
trale Problem des Imperiums. Die NSS 
beschreibt dies auf der Erscheinungs¬ 
ebene durchaus zutreffend und wenn¬ 
gleich es nicht zum politökonomischen 
Kern des Problems vordringt, dürfte 
hier der Hauptgrund für das anhalten¬ 
den Trump-Bashing liegen. Ein Land, 


das als unbegrenzt verschuldungsberei¬ 
ter Konsument der letzten Instanz alles 
aufkauft, ist für Exportweltmeister un¬ 
ersetzlich. Für die US-Finanzindustrie 
allerdings ebenso wenig. Sie hat aus der 
„Globalisierung“, dem Siegeszug des in¬ 
ternationalen Finanzkapitals, ungeheu¬ 
ere Profite gezogen. Hier mag sich nie¬ 
mand in die Suppe spucken lassen. Und 
genau dies ist auch der Grund, warum 
Trump, anders als bei der Rüstung, auf 
diesem Feld erfolglos bleiben dürfte. 
Steuergeschenke, ja bitte! Aber Inves¬ 
titionen in die marode Infrastruktur, in 
höhere Löhne, in Bildung, Gesundheit 
und Soziales? Zulasten unserer Profite? 
Ohne uns. 

Seit Ronald Reagan musste sich das 
Imperium in zunehmendem Maße über 
Kredite finanzieren. Mittlerweile sind 
Schulden von mehr als 100 Prozent/BIP 
aufgelaufen. Seit fast 10 Jahren wird 
die Wirtschaft mit der Notenpresse am 
Laufen gehalten. „Amerikas Prosperi¬ 
tät“ ist eine Sumpfblüte. 

Mit plumper Kraftmeierei ä la 
„America First!“ macht man sich nicht 
nur Freunde. Eleganter war es da schon, 
als noch die imperialen Kriege mit ei¬ 
nem Friedensnobelpreis geadelt wur¬ 
den. Barack Obama hat hier Maßstäbe 
gesetzt. 

Das US-Imperium hat den ökono¬ 
mischen Kampf gegen die „Herausfor¬ 
derer“ lange vor Trump verloren. Seine 
De-Industrialisierung, die verfallende 
Infrastruktur, die Desintegration sei¬ 
ner Gesellschaft sprechen Bände. Die 
brutalen Kriege um die Kontrolle von 
„Greater Middle East“, die Aufrüstung 
der islamistischen Halsabschneider¬ 
truppen haben ihr übriges getan. Die 
militärische Option erodierte die öko¬ 
nomischen Potentiale zusätzlich. Der 
gesamte Repressions- und Überwa¬ 
chungsapparat kostet mehr als 1 Billion 
Dollar - p ro Jahr. Trotzdem hat das Im¬ 
perium weder die Bildung der BRICS- 
Staaten noch der Shanghai Cooperati¬ 
on (SCO) verhindern können. Es wird 
auch den Verfall des Dollar als Leit-, 
Reserve- und Ölwährung nicht stop¬ 
pen können. 

Klaus Wagener 


Weiter so in Katalonien 


Mehrheit der Unabhängigkeitsbewegung im Parlament bestätigt 



Siegesgewisse Unabhängigkeitsbefürworterin 


Nach den Wahlen vom 21. Dezember 
stehen Spanien und Katalonien prak¬ 
tisch genauso da wie zuvor. Zwar wur¬ 
den die rechtsliberalen und spanisch¬ 
nationalistischen „Ciudadanos“ (Bür¬ 
ger) mit 25,37 Prozent der Stimmen 
und 36 Mandaten die stärkste Kraft im 
künftigen Regionalparlament, doch das 
wird deren Chefin Ines Arrimadas we¬ 
nig nutzen. Ihren „Wahlsieg“ verdankt 
sie allein der Tatsache, dass die zwei 
großen Parteien der Unabhängigkeits¬ 
bewegung - die Demokratische Partei 
(PDECat) des von Madrid abgesetzten 
Ministerpräsidenten Carles Puigde- 
mont und die Republikanische Linke 
(ERC) um dessen bisherigen Stellver¬ 
treter Oriol Junqueras - diesmal kei¬ 
ne gemeinsame Liste aufgestellt hat¬ 
ten, sondern separat angetreten wa¬ 
ren. Mit 21,65 Prozent und 34 Sitzen 
für die PDECat - die unter dem Na¬ 
men „Junts per Catalunya“ (Gemein¬ 
sam für Katalonien) angetreten war - 
und 21,39 Prozent bzw. 32 Mandaten 
für die ERC lassen beide Parteien zu¬ 
sammen das pro-spanische Lager weit 
hinter sich. Rechnet man dann noch 
die 4,45 Prozent und vier Mandate für 
die linksradikale CUP (Kandidatur der 
Volkseinheit) hinzu, hat die Unabhän¬ 
gigkeitsbewegung erneut eine absolute 
Mehrheit der Sitze im Regionalparla¬ 
ment gewonnen. Damit ist der beispiel¬ 
lose Schlag verpufft, den die spanische 
Zentralmacht mit der Aufhebung der 
Autonomie Kataloniens, der Auflösung 
des Parlaments und der Absetzung der 
Regierung nach Artikel 155 der spani¬ 
schen Verfassung gegen die Region ge¬ 


richtet hatte. Obwohl Kataloniens abge¬ 
setzter Ministerpräsident Puigdemont 
im Exil in Belgien und sein bisheriger 
Stellvertreter Oriol Junqueras im Ge¬ 
fängnis sitzen, konnten sich die Partei¬ 
en der Unabhängigkeitsbewegung nicht 
nur behaupten, sondern legten in abso¬ 
luten Stimmen noch zu. 

Der Verlierer heißt Rajoy. Seine 
postfranquistische Volkspartei (PP) 
kam nur noch auf 4,24 Prozent und 
schmierte von elf auf vier Mandate ab. 
Damit ist die PP nicht nur die schwächs¬ 
te im Parlament vertretene Partei, sie 
verlor sogar ihren Fraktionsstatus. Und 
über Katalonien hinaus muss sie jetzt 
befürchten, von den „Ciudadanos“ als 
führende Kraft des rechten Lagers ab¬ 
gelöst zu werden. 

Die dritte pro-spanische Kraft, die 
sozialdemokratische PSC, erreichte 
13,88 Prozent und 17 Sitze, einen mehr 
als bisher. Damit kann auch deren Spit¬ 
zenkandidat Miquel Iceta die Hoffnung 
begraben, neuer katalanischer Minister¬ 
präsident zu werden. 

Eine Schlappe bedeutete das Wahl¬ 
ergebnis jedoch auch für die Linksal¬ 
lianz Catalunya en Comü - Podem 
(Katalonien gemeinsam - Wir kön¬ 
nen). Zu diesem heterogenen Bünd¬ 
nis gehören der katalanische Ableger 
der spanischen Linkspartei Podemos 
und die „Comuns“ deren bekannteste 
Vertreterin Barcelonas Bürgermeis¬ 
terin Ada Colau ist. In der Allianz ist 
auch die Vereinte und Alternative Lin¬ 
ke (EUiA) vertreten, in der die Kom¬ 
munisten Kataloniens (Comunistes de 
Catalunya) wichtigste Kraft sind. 


Anfang Oktober hatte das von Xa- 
vier Domenech geführte Bündnis an 
Profil gewonnen, als es gemeinsam mit 
der Unabhängigkeitsbewegung die 
Volksabstimmung über die Unabhän¬ 
gigkeit am 1. Oktober gegen die spani¬ 
sche Polizei verteidigte und in den fol¬ 
genden Tagen zusammen mit den Be¬ 
fürwortern der Eigenständigkeit gegen 
die Repression auf die Straße ging. Die 
Linken lehnen zwar mehrheitlich eine 
Abspaltung Kataloniens ab, treten aber 
für ein auch von Madrid akzeptiertes 
Referendum ein. 

Im Wahlkampf ging man jedoch 
wieder auf demonstrative Distanz zum 
republikanischen Lager. Catalunya en 
Comü richtete die Kampagne darauf 
aus, die in den vergangenen Monaten 
in den Hintergrund gedrängte soziale 
Frage zu thematisieren, Puigdemont 
und Arrimadas wurden gleichermaßen 
attackiert. Spekuliert wurde darauf, ge¬ 
meinsam mit ERC und PSC - und damit 
quer zu den Blocken - eine „progressi¬ 
ve Koalition“ bilden zu können. 

Eine solche „Tripartit“ hatte es in 
Katalonien bereits zwischen 2003 und 
2010 gegeben. Diesmal jedoch war die 
Ausgangslage anders: Die ERC hat den 
Aufbau der Katalanischen Republik zu 
ihrem zentralen Programmpunkt ge¬ 
macht, ihr Spitzenkandidat Junquer¬ 
as sitzt im Gefängnis. Dagegen haben 
die spanischen Sozialdemokraten der 
PSOE, deren Landesverband die PSC 
ist, im Oktober gemeinsam mit PP und 
„Ciudadanos“ der Aufhebung der Au¬ 
tonomie Kataloniens nach Artikel 155 
der spanischen Verfassung zugestimmt. 


Vor diesem Hintergrund war die an¬ 
gestrebte Regierungsbildung so illuso¬ 
risch, dass sie auch die Wähler nicht be¬ 
geistern konnte. Die Linken kamen auf 
acht Mandate, drei weniger als bisher. 
Mit 7,45 Prozent verloren sie im Ver¬ 
gleich zur Wahl 2015 anderthalb Pro¬ 
zentpunkte. 

Die nächste Kraftprobe steht mit 
der Konstituierung des Parlaments in 
den nächsten Tagen bevor: Die drei Par¬ 
teien der Unabhängigkeitsbewegung 
wollen Carles Puigdemont wieder zum 
Ministerpräsidenten wählen und Mad¬ 


rid damit das Scheitern der Aggression 
demonstrieren. Dem Kandidaten droht 
jedoch die Verhaftung, wenn er aus dem 
Exil zurückkehrt, um seine Kandidatur 
zu begründen. Deshalb denken ERC 
und PDECat darüber nach, ihn dies 
per Videoschaltung machen zu lassen. 
Wie die Tageszeitung „Ara“ am 28. De¬ 
zember berichtete, steht das spanische 
Verfassungsgericht jedoch bereits be¬ 
reit, eine solche Regelung für illegal zu 
erklären. Die nächste Runde ist einge¬ 
läutet. 

Katja Schnitter 
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Einheit und Widerstand 

Zur aktuellen Situation in Palästina 


UZ: Deutsche Medien vermitteln den 
Eindruck, dass die angekündigten „ Tage 
des Zorns“gegen die Entscheidung Do¬ 
nald Trumps, Jerusalem als Hauptstadt 
Israels anzuerkennen und die US-Bot- 
schaft dorthin zu verlegen, sehr schnell 
wieder abgeflaut sind. Ist die palästinen¬ 
sische Bewegung momentan nicht stark 
genug für wirksame Gegenwehr? 

George Rashmawi: Abgeflaut, das 
sehe ich nicht so. Die Proteste halten 
bis jetzt an. In fast allen arabischen 
Städten finden, besonders an Frei¬ 
tagen, Demonstrationen statt. Die 
Menschen in verschiedenen arabi¬ 
schen, islamischen und auch europä¬ 
ischen Ländern sehen nicht ein, was 
Herr Trump am 6. Dezember erklärt 
hat. Die Anerkennung Jerusalems als 
Hauptstadt Israels steht im Gegensatz 
zu allen UN-Resolutionen und zu al¬ 
len Erklärungen der EU. 

Trump und Israel stehen auf einer 
Seite und fast die ganze Welt steht auf 
der anderen Seite. Das hat sich beson¬ 
ders im Sicherheitsrat der UNO gezeigt, 
als 14 Staaten gegen die Anerkennung 
Jerusalems als vereinigte Hauptstadt 
von Israel stimmten und die USA ihr 
Veto-Recht nutzten, um diese Resolu¬ 
tion zu stoppen. In der UNO als solche 
haben die USA kein Vetorecht - 129 
Staaten haben dort gegen die Entschei¬ 
dung gestimmt, 11 Staaten haben sich 
der Stimme enthalten und nur 9 waren 
dafür, unter anderem Guatemala, Hon¬ 
duras und Panama. 

Was uns Palästinenser betrifft: Bis 
jetzt dauern die Proteste an. Die pa¬ 
lästinensische Führung, und ich meine 
damit Präsident Abbas und seine Be¬ 
rater, müssen die Botschaft verstehen, 
dass die USA kein neutraler Vermittler 
wird, dass die USA keinen Frieden, son¬ 
dern Krieg für Palästina und die Region 
bringen werden. 

Die Politik von Abbas sollte jetzt 
überdacht werden. 25 Jahre Verhand¬ 
lungen sind genug und sie haben ge¬ 
zeigt, dass die USA immer auf Seite 
Israels standen und dass die Rechte 
der Palästinenser immer weiter in die 
Ferne rücken, dass jeden Tag das Land 
beschlagnahmt und von jüdischen Sied¬ 
lern bewohnt wird. Das ist für jeden, der 
in Palästina lebt, spürbar. Israels Politik 
ist nicht darauf ausgerichtet, dass eine 
Zwei-Staaten-Lösung zustande kommt, 
im Gegenteil. 

Entweder sagen wir, wir werden weiter 
Widerstand leisten gegen Trumps Po¬ 
litik, gegen die israelische Besatzungs¬ 
politik, oder wir werden wie Sklaven in 
unserer Heimat arbeiten und leben. Ich 
glaube, die zweite Wahl ist für uns Pa¬ 
lästinenser keine Option. 


UZ: Vor kurzem haben Fatah und Ha¬ 
mas sich geeinigt, dass die Autonomiebe¬ 
hörde unter Präsident Abbas die Kont¬ 
rolle im Gaza-Streifen von der Hamas 
übernimmt. Wie einig waren sich Fatah 
und Hamas bei den Protesten? 

George Rashmawi: Abbas war gegen jede 
Art von Widerstand. Seit etwa einem Jahr 
spricht er von Volkswiderstand, aber aus 
seiner Sicht darf der Widerstand nicht zu 
einer Volksbewegung werden. Und Ab¬ 
bas 4 Politik entspricht nicht dem, was das 
palästinensische Volk jetzt denkt und wie 
das palästinensische Volk handeln will. 
Unsere Aufgabe als demokratische, lin¬ 
ke Kraft ist es zu versuchen, Druck auszu¬ 
üben vom Volk aus, damit Abbas endlich 
einsieht, dass diese Politik der Verzöge¬ 
rung uns nichts bringt. Das palästinensi¬ 
sche Volk braucht klare Worte. 

Was uns jetzt näher bringt an eine 
politische Lösung ist unser Widerstand 
gegen die Besatzungsmacht und gegen 
die US-Politik in dieser Region, beson¬ 
ders was die Trump-Erklärung betrifft. 
Das Exekutivkomitee der PLO hat bis 
jetzt noch nicht einmal getagt. Da muss 
man sich schon wundern. 

Ich denke, dass die Versöhnung zwi¬ 
schen Hamas und Al Fatah, dieser Ver¬ 
söhnungsprozess, positiv war und ist. 
Es gibt keine klaren politischen Dif¬ 
ferenzen zwischen Hamas und Fatah, 
inzwischen ist auch Hamas bereit für 
eine Zwei-Staaten-Lösung. Hamas hat 
bis jetzt noch nicht komplett auf ihre 
Macht in Gaza verzichtet und Abbas 
meint, Hamas muss alles abgeben. Ha¬ 
mas soll sogar dem bewaffneten Kampf 
abschwören - das geht nicht. In Gaza ist 
eine andere Situation als in der West¬ 
bank. Hamas und die anderen paläs¬ 
tinensischen Parteien werden niemals 
ihre Verteidigungswaffen abgeben. 

UZ: Die Hamas präsentiert sich gern als 
die radikale und konsequente Kraft ge¬ 
gen die Besetzung Palästinas. Ist sie das? 

George Rashmawi: Hamas ist eine pa¬ 
lästinensische Bewegung. Abgesehen 
von den drei großen Kriegen Israels 
gegen den Gaza-Streifen, womit Israel 
die Hauptverantwortung für die katas¬ 
trophale Verhältnisse in Gaza trägt, hat 
Hamas auch eine Mitverantwortung für 
das, was zur Zeit an Elend im Gaza- 
Streifen herrscht. Die Massen, die 2006 
hinter Hamas standen, sind daher jetzt 
nicht mehr da, weder in der Westbank, 
noch im Gaza-Streifen. Hamas ver¬ 
sucht jetzt die Masse wiederzugewin¬ 
nen, daher versucht Hamas mit die¬ 
ser Art von Radikalismus wieder ihre 
Massen zu mobilisieren und an sich zu 
binden. 


UZ: Den Regionalmächten Ägypten und 
Saudi-Arabien ist sehr an einem guten 
Verhältnis zu den USA gelegen. Sind die 
Kräfte, die konsequent gegen die Besat¬ 
zung kämpfen, in der Region isoliert? 

George Rashmawi: Wenn man die geo- 
politische Entwicklung im Nahen Osten 
anschaut, im Gegenteil. Der Widerstand 
nimmt zu. Syrien hat sich zum größten 
Teil vom IS befreit, Irak hat sich kom¬ 
plett befreit, es gibt Friedensgespräche 
zwischen der syrischen Regierung und, 
sagen wir mal, den Oppositionellen, in 
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Syrien fängt die Situation an sich zu sta¬ 
bilisieren. 

Auch wenn Trumps Erklärung sehr 
schlecht ist, was uns betrifft, hat sie doch 
dazu geführt, dass klare politische Lini¬ 
en vorhanden sind. Trump träumt von 
einem sogenannten Jahrhundert-Deal. 
Das Ziel ist klar: Normalisierung der 
Beziehung zwischen den arabischen 
Staaten und Israel und danach die Lö¬ 
sung der Palästina-Frage. Sie sind der 
Meinung, die Jerusalem-Frage wäre die 
Hauptfrage im israelisch-palästinensi¬ 
schen Konflikt und sie könnten diese 
durch Zwang lösen. Die anderen Fra¬ 
gen wie die Flüchtlingsfrage oder die 
Grenzfrage wären danach leicht zu re¬ 
geln. So denkt Trump. Die gesamte Po¬ 
litik in dieser Region, mit all ihren Stell¬ 
vertreterkriegen und den wirtschaftli¬ 
chen Folgen zielt darauf ab, dass Israel 
am Ende die Oberhand gewinnt. 

Mit anderen Worten: Die Auseinan¬ 
dersetzungen in dieser Region dienten 
Israel. Die Politik der USA ist es, Israel 
als stärkste Kraft in dieser Region zu 
erhalten, zwischen denen gibt es ja ein 
strategisches Abkommen. Die arabi¬ 
schen Staaten wie Saudi-Arabien ver¬ 
suchen jetzt eine Art liberale Entwick¬ 


lung aufzuzeigen. Zum Beispiel haben 
sie bis jetzt über die Trump-Erklärung 
kein Wort verloren. Saudi-Arabien 
führte früher die islamische Welt. Jetzt 
versucht Erdogan diese Rolle zu spie¬ 
len. Aber das wird er nicht schaffen. 

UZ: Welche Rolle spielt die DFLP mo¬ 
mentan in den Protesten und vor allem, 
wo sieht sie ihre Rolle? 

George Rashmawi: Die DFLP schlägt 
eine alternative strategische Politik vor. 
Erstens, Präsident Abbas muss den Os¬ 
lo-Vertrag kündigen, das Sicherheits¬ 
abkommen sowie das wirtschaftliche 
Abkommen mit Israel kündigen. Die 
Einheit der Palästinenser muss wieder¬ 
hergestellt werden. Die Blockade des 
Gaza-Streifens muss aufgehoben wer¬ 
den. Die Autonomieregierung, die Re¬ 
gierung in Ramallah, muss in Gaza die 
Oberhand gewinnen, sie muss die Auf¬ 
gaben in Gaza wahrnehmen. Zweitens 
unterstützt die DFLP massiv den Wi¬ 
derstand des palästinensischen Volkes 
gegen die Trump-Erklärung, gegen die 
Siedlungspolitik usw. Sie unterstützt 
sie nicht allein, sondern mit allen an¬ 
deren demokratischen Kräften. Drit¬ 
tens schlägt die DFLP vor, dass wir als 
Staat Palästina bei allen internationa¬ 
len Organisationen Anträge auf vol¬ 
le Mitgliedschaft stellen, damit wir in 
allen UNO-Gremien und allen inter¬ 
nationalen Organisationen, vor allem 
dem internationalen Gerichtshof, Fuß 
fassen. 

Palästina als Staat unter Besatzung 
muss die Mitgliedschaft in der UNO 
bekommen, bis jetzt hat Palästina nur 
einen Beobachterstatus und keine 
Vollmitgliedschaft. In dem Moment, 
in dem Palästina die Vollmitgliedschaft 
bekommt, wird automatisch eine ande¬ 
re Situation entstehen. Wenn die Gren¬ 
zen von Palästina definiert sind, sind 
die Grenzen von Israel auch definiert. 
Dann können zwei Staaten verhandeln 
über die Zukunft und den Frieden, aber 
unter Aufsicht der UNO und auf der 
Grundlage des Völkerrechts. Bis jetzt 
saß niemand mit am Verhandlungs¬ 
tisch außer den USA. Wir wollen dies 
den USA aus den Händen nehmen und 
wollen die Palästina-Frage internatio¬ 
nalisieren. 

Durch die drei Punkte, palästinen¬ 
sische Einheit, den Versuch, eine ara¬ 
bische Widerstandsfront aufzubauen 
und den Versuch, von allen fortschritt¬ 
lichen und demokratischen Kräften 
dieser Erde Unterstützung und Soli¬ 
darität zu bekommen, errichten wir ei¬ 
nen Wall gegen die aktuelle negative 
Entwicklung. 

Das Interview führte Melina Deymann 


Alle gegen einige 

Gefangenenaustausch im Donbass 


Am 27. Dezember fand das erste Mal 
nach mehr als einem Jahr ein Ge¬ 
fangenenaustauschen zwischen den 
Volksrepubliken des Donbass und der 
Ukraine statt. 

Über einen solchen Austausch 
wurde in Minsk mehr als ein Jahr ver¬ 
handelt, von ukrainischer Seite wur¬ 
de immer wieder versucht, Gefangene 
von den Listen für die Übergabe zu 
streichen. Einen ersten Durchbruch 
gab es, nachdem im November der 
russische Präsident Putin unter Ver¬ 
mittlung der Russisch-Orthodoxen 
Kirche ein Gespräch mit einem der 
ukrainischen Verhandlungsführer, 
Medwedtschuk, führte. Nach weite¬ 
ren Versuchen der ukrainischen Sei¬ 
te den Austausch zu behindern, gab 
es am 25. Dezember eine Einigung 
zwischen den Staatsoberhäuptern 
der Donezker Volksrepublik (DVR) 
und der Lugansker Volksrepublik 
(LVR) und Medwedtschuk. Diese be¬ 
inhaltete, dass die Ukraine am 27. De¬ 
zember insgesamt 306 Gefangene an 
die Volksrepubliken übergeben soll¬ 


te und diese 74 an die Ukraine. Die 
große Differenz erklärt sich dadurch, 
dass die in den Volksrepubliken fest¬ 
gehaltenen Menschen fast ausschließ¬ 
lich bei Kämpfen gefangen genom¬ 
mene ukrainische Soldaten sind, 
während die Ukraine seit Beginn des 
Konflikts vor allem politische Gefan¬ 
gene austauscht, teilweise Menschen, 
die einfach willkürlich des „Separatis¬ 
mus“ beschuldigt werden. 

Während die Volksrepubliken alle 
auf der Liste angegebenen rückkehr¬ 
willigen Gefangenen an die Ukraine 
übergaben, wurden von der Ukraine 
nur insgesamt 234 Gefangene an die 
Volksrepubliken übergeben. Für die 
LVR erklärte Olga Kobzewa, dass nur 
73 statt 93 Gefangene übergeben wur¬ 
den, da mehr als zehn zum Zeitpunkt 
des Austausches bereits frei waren, 
acht hätten vor Ort erklärt, sie woll¬ 
ten auf dem Territorium der Ukraine 
bleiben. 

Die DVR machte deutlich, dass 
Menschen nach der Vereinbarung 
wieder von den Listen gestrichen wor¬ 


den sind, ihnen wurden statt 207 nur 
161 Gefangene überstellt. Man habe 
den Austausch dennoch durchgeführt, 
damit der große Teil der Menschen 
freikomme. Die DVR hat schon seit 
mehreren Jahren verstärkt politische 
Gefangene aus der Ukraine auf ihre 
Austauschlisten genommen. Während 
die ukrainische Seite behauptet, die 
genannten Personen hätten den Aus¬ 
tausch verweigert, gibt es Informatio¬ 
nen, dass mindestens 14 austauschwil¬ 
lige Menschen im letzten Moment von 
der Ukraine zurückgehalten wurden, 
darunter vor allem politische Gefan¬ 
gene und auch russische Staatsbürger. 

Am Tag nach dem Austausch hat 
der ukrainische Präsident Poroschen- 
ko dies indirekt bestätigt, als er sagte, 
russische Staatsbürger würden nur ge¬ 
gen in der Russischen Föderation in¬ 
haftierte Ukrainer ausgetauscht. 

Von vornherein war klar, dass es 
sich bei dem Austausch vom 27. De¬ 
zember nicht um den von den Mins- 
ker Vereinbarungen vorgesehenen 
Austausch „aller gegen alle“ handelt, 


auch die ursprünglichen Listen erfass¬ 
ten bei weitem nicht alle Gefangenen 
in der Ukraine. Die für den Austausch 
auf Seiten der DVR zuständige Be¬ 
vollmächtigte für Menschenrechte, 
Darja Morosowa, teilte mit, dass allein 
im Monat vor dem Austausch in der 
Ukraine 18 weitere Menschen festge¬ 
nommen wurden. Nach ihren Infor¬ 
mationen werden derzeit von der uk¬ 
rainischen Seite noch 290 Menschen 
festgehalten. Weitere 444 Personen 
sind vermisst, zumindest ein Teil von 
ihnen könnte sich auch in ukrainischer 
Gefangenschaft befinden. 

Auch nach diesem Austausch wur¬ 
de wieder bekannt, dass eine Rei¬ 
he von Gefangenen in der Ukraine 
schwer misshandelt wurden. 

Während die Haftanstalten, in de¬ 
nen sich die ukrainischen Gefangenen 
in den Volksrepubliken befinden, re¬ 
gelmäßig von Beauftragten von UNO 
und OSZE besucht werden, lässt die 
Ukraine in viele Gefängnisse keine in¬ 
ternationalen Beobachter. 

Renate Koppe 


Massenproteste im Iran 

Auslöser für die Massenproteste ge¬ 
gen die iranische Regierung, die zu 
Redaktionsschluss nach unterschied¬ 
lichen Quellen zwischen 12 und 19 
Todesopfern forderten, sind vor allem 
die Wut über Armut, steigende Prei¬ 
se für Lebensmittel und Energie, Kor¬ 
ruption und Unterdrückung durch 
das Regime. Während der iranische 
Sicherheitsrat von einem Stellver¬ 
treterkrieg sprach und die USA und 
Saudi-Arabien beschuldigte, Draht¬ 
zieher der Proteste zu sein, warnte 
Präsident Rohani davor, nur darin die 
Ursachen der Proteste zu sehen. Die 
Tudeh-Partei des Irans sprach sich für 
eine Ausweitung der Proteste aus und 
verurteilte „die brutale Unterdrü¬ 
ckung des Volksprotestes durch die 
Repressionstruppen des Regimes“. 
Gleichzeitig warnte die Tudeh-Partei 
davor, dass der Tod eines Angehöri¬ 
gen der paramilitärischen Revoluti¬ 
onsgarden während der Proteste zum 
Anlass genommen werden wird, re¬ 
pressive Maßnahmen zu verschärfen. 

Amtsenthebung 

angeordnet 

„Ohne jede Verzögerung“ soll die 
südafrikanische Nationalversamm¬ 
lung Regeln einführen, die die Ent¬ 
lassung des Präsidenten gewähr¬ 
leisten, ordnete das südafrikanische 
Verfassungsgericht am vergangenen 
Freitag an. Das Gericht stellt außer¬ 
dem fest, dass das Parlament darin 
versagt habe, Präsident Zuma für 
die Ausgabe öffentlicher Gelder für 
seine private Residenz zur Verant¬ 
wortung zu ziehen. Das Urteil folg¬ 
te der Gerichtsentscheidung des ver¬ 
gangenen Jahres. Dort wurde bereits 
festgestellt, dass Zuma gegen die Ver¬ 
fassung verstoßen habe, indem er un¬ 
zweckmäßig staatliche Finanzierung 
für sein privates Haus in Anspruch 
genommen habe. Der African Natio¬ 
nal Congress (ANC), der im Dezem¬ 
ber bei seiner Konferenz in Soweto 
Cyril Ramaphosa zum Nachfolger 
Zumas als ANC-Präsidenten gewählt 
hat, wird sich auf seiner Januartagung 
mit dem Gerichtsentscheid befassen. 

Streik in Argentinien 

Der Bund der argentinischen Staats¬ 
angestellten (ATE), hat für diesen 
Donnerstag zu einem Streik gegen 
die 1100 Entlassungen aufgerufen, 
die die Regierung von Mauricio 
Macri angeordnet hatte. „Wir werden 
zum Ministerium der Entlassungen 4 , 
das sich fälschlicherweise Ministeri¬ 
um für Modernisierung 4 nennt, mar¬ 
schieren 44 sagte Hugo Godoy, Gene¬ 
ralsekretär der ATE. Die Regierung 
setze schon seit längerem auf Schi¬ 
kane, indem sie mit Entlassungen im 
öffentlichen Sektor drohe. Während¬ 
dessen erzeugten die steigenden Kos¬ 
ten für öffentliche Dienstleistungen, 
Transport und Elektrizität weitere 
Nöte für die argentinische Bevölke¬ 
rung. Einem 24-Stunden-Streik und 
öffentlichen Protesten zum Trotz ver¬ 
abschiedete das argentinische Parla¬ 
ment bereits Ende Dezember ein Ge¬ 
setz, das die Verknüpfung von Ren¬ 
ten mit Löhnen kappt. Laut Macri sei 
dies nötig, um das Staatsdefizit zu be¬ 
kämpfen und Investoren anzuziehen. 
Es wird vermutet, dass es um auslän¬ 
dische Investoren geht, die ehemali¬ 
ge öffentliche Dienstleister überneh¬ 
men und nicht durch die vergleichs¬ 
weise hohen Pensionen abgeschreckt 
werden sollen. 

Regierung benennt 
Straßen um 

Mit Wirkung zum ersten Januar wur¬ 
den auf Anordnung der PiS-Rgei- 
rung in Polen viele Straßen umbe¬ 
nannt - sie dürfen nicht weiter an 
den Kommunismus erinnern. Für 
die Änderungen gab es ursprüng¬ 
lich eine Frist bis zum 13. Septem¬ 
ber 2017, die aber von vielen Kom¬ 
munen ignoriert wurde - wohl auch, 
weil die Änderungen neue Schilder, 
Stadtpläne und Adressverzeichnisse 
erfordern. Neben den Namen von 
Kommunistinnen und Kommunis¬ 
ten wurden auch Namen jüdischer 
Widerstandskämpfer von den Stra¬ 
ßenschildern verbannt. 
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Marx und Engels in Berlin 

Foto: Manfred Brückels / Wikimedia / CC BY-SA 3.0 
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Ausschnitt aus einem Wandgemälde 
von Diego Rivera in Mexiko-Stadt 

Foto: Wolfgang Sauber / Wikimedia / CC BY-SA 3.0 
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ln einem stürmischen Fluss hält ein Fähr¬ 
mann bereit kleinen Kahn. Um ans Gegen¬ 
ufer zu gelangen, steigt ein Philosoph ein. 
Entwickelt sich folgender Dialog: 

Philosoph: Fährmann, kennst du Geschichte? 
Fährmann: Nein! 

Philosoph: Dann hast du 1/2 deines Lebens 
verloren! 

Und wiederum: Der Philosoph: Hast du stu¬ 
diert Mathematik? 

Fährmann: Nein! 

Philosoph: Dann hast du mehr als die Hälfte 
deines Lebens verloren. Kaum hatte es der 
Philosoph gesagt, als Wind den Kahn um¬ 
schlug und beide, Philosoph und Fährmann, 
ins Wasser geschmissen; schreit nun: 
Fährmann: Kannst du schwimmen? 
Philosoph: Nein! 

Fährmann: Dann dein Leben ist ganz ver¬ 
loren! 

Das wird dich etwas arabisch anmüteln. 

Karl Marx: Brief an Laura Lafargue, 13./14. April 1882 

MEW Bd. 35, S. 311 
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Klaus Wagener zur bitteren Neujahrsansprache des UN-Generalsekretärs 

Alarmstufe Rot für die Welt 


D er Unterschied könnte kaum grö¬ 
ßer sein. Während Angela Mer¬ 
kel bei ihrer Neujahrsansprache 
wieder die altbekannten Phrasen, Füll¬ 
wörter und Worthülsen aus dem Setz¬ 
baukasten für Schlafwagenschaffner 
zusammenstoppelte, war Antonio Gu- 
terres die Enttäuschung und die ernste 
Besorgnis anzusehen. Statt der bei der 
deutschen Kanzlerin üblichen Selbst¬ 
beweihräucherung am Ende eines Jah¬ 
res gab der UN-Generalsekretär in sei¬ 
ner kurzen Botschaft unumwunden zu, 
nichts erreicht zu haben, ja, dass sich das 
Gegenteil von dem eingestellt habe, was 
er angestrebt hätte. Vor einem Jahr, zu 
Beginn seiner Amtszeit, habe er für ein 
Jahr des Friedens geworben. Stattdes- 
sen sei in 2017 auf fundamentale Weise 
das Gegenteil eingetreten (ihm ist zu at¬ 
testieren: Nicht seine Schuld). Er appel¬ 
liere daher nicht mehr, sondern schlage 
Alarm: Alarmstufe Rot für die Welt. 

Konflikte hätten sich vertieft, neue 
Gefahren seien aufgetaucht, die globa¬ 


len Ängste wegen der nuklearen Waf¬ 
fen seien die höchsten seit dem Kalten 
Krieg. Der Klimawandel sei schneller 
als wir. Ungleichheit wachse und wir sä¬ 
hen furchtbare Verletzungen der Men¬ 
schenrechte. Nationalismus und Frem¬ 
denfeindlichkeit wüchsen. Kein ernst¬ 
zunehmender Zeitgenosse wird dieser 
Beschreibung widersprechen wollen. 
Im Gegenteil, die Liste ließ sich spie¬ 
lend um signifikante Herausforderun¬ 
gen erweitern. 

In Jemen beispielsweise sind 7 Mil¬ 
lionen Menschen akut vom Hungertod 
bedroht. Die größte Cholera-Epidemie 
der letzten Jahrzehnte, Millionen sind 
auf der Flucht im eigenen Land. Es ist 


vorsätzlicher, geplanter Massenmord. 
Der intime Verbündete der „Freien 
Welt“, der „Stabilitätsanker in der Re¬ 
gion“ (de Maiziere), Saudi-Arabien, 
führt, auch mit deutschen Waffen und 
US-amerikanischer, britischer und fran¬ 
zösischer Unterstützung, einen völker¬ 
rechtswidrigen Angriffskrieg gegen das 
Land. Auch mit deutschen Kriegsschif¬ 
fen wird das Land durch eine verbre¬ 
cherische Vollblockade stranguliert. 

Artikel 2,4 der UN-Charta verbietet 
auch schon die Androhung von Gewalt. 
„Alle Mitglieder unterlassen in ihren in¬ 
ternationalen Beziehungen jede gegen 
die territoriale Unversehrtheit oder die 
politische Unabhängigkeit eines Staates 


gerichtete oder sonst mit den Zielen der 
Vereinten Nationen unvereinbare An¬ 
drohung oder Anwendung von Gewalt.“ 
Der Generalsekretär der UN hätte zu 
Jemen auch durchaus deutlichere Worte 
finden können. Gleiches gilt natürlich in 
Bezug auf Donald Trump, der ja - in der 
UN-Vollversammlung - die „totale Ver¬ 
nichtung Nordkoreas“ angedroht hatte. 
Oder auch in Bezug auf die Bundesre¬ 
gierung, die sich an den Angriffskriegen 
gegen die souveränen Staaten Afghanis¬ 
tan und Syrien beteiligt. Aber dann wäre 
er nicht mehr Generalsekretär, vermut¬ 
lich wäre er es erst gar nicht geworden. 

Als Guterres’ Vorgänger im Amt, 
Dag Hammarskjöld, 1961 mitten im 


Kalten Krieg gegen die imperialistische 
Aufteilung des Kongo, der wertvollsten 
Rohstoffbasis Afrikas, aktiv wurde und 
sogar vor Ort zu vermitteln versuch¬ 
te, hatte er nicht mehr lange zu leben. 
Heute, nach mehr als 50 Jahren, gibt es 
kaum noch seriöse Zweifel, dass die 
Spur der Drahtzieher, ebenso wie auch 
bei der Ermordung Patrice Lumumbas, 
nach Langley führt. „Operation Celes¬ 
te“. Alan Dulles: „Dag ist störend ge¬ 
worden, er sollte verschwinden.“ 

Aus naheliegenden Gründen ver¬ 
mied es Guterres, Namen zu nennen. 
Dennoch ist sein Alarmruf verdienst¬ 
voll. In einer Welt, in welcher der Ab¬ 
lenkungsklamauk regiert und in der 
uns die Qualitätsmedien die „MeToo“- 
Probleme reicher Filmstars tränenreich 
ans Herz legen, aber Hunderttausende 
dem Hungertod ausgelieferte Kinder 
schlicht ignorieren, ist jede Stimme 
wichtig, welche die ganz ordinäre impe¬ 
rialistische Realität zumindest benennt. 
Danke, Antonio. 



Einen Hang zu einer spezifischen Art von Männerhumor hat US-Präsident Trump ja traurigerweise schon häufiger unter 
Beweis gestellt. Als Kim Jong-un jetzt den Knopf für den Einsatz von Atomwaffen auf seinem Schreibtisch präsentierte, 
reagierte Trump - wie gewohnt auf Twitter- noch kindischer als sonst. „Ich habe auch einen Nuklearknopf, aber der 
ist viel größer und mächtiger“. Und während man sich noch kurz fragt, ob der US-Präsident vielleicht doch Humor hat, 
denn anders wäre eine solche Reaktion eigentlich nicht zu erklären, dämmert es einem: Der Mann meint das todernst. 
Und selbst wenn nicht, es geht hier um Atomwaffen. Wahrscheinlich wäre er imstande, die Welt in Schutt und Asche zu 
legen, nur um zu beweisen, dass seiner länger ist. Pardon. Größer natürlich. MD 


Versteckte Mehrheit 

Rechts und mit gesellschaftlicher Basis - Kolumne von Georg Fülberth 


2005 - 2009 und 2013 - 2017 hatten 
Grüne, Linke und SPD die Mehrheit 
im Deutschen Bundestag. Das war aber 
nur eine formale Rechnerei. Inhaltlich 
gehörten sie nicht zusammen. 

Die Linkspartei lehnt Auslandsein¬ 
sätze der Bundeswehr ab, fordert eine 
Vermögenssteuer, einen hohen Spitzen¬ 
satz bei der Einkommensteuer, wirksa¬ 
me Belastung großer Erbschaften und 
eine Bürgerversicherung. Bündnis ’90/ 
Die Grünen und SPD an der Regierung 
haben sich 1999 an einem völkerrechts¬ 
widrigen Krieg gegen Jugoslawien be¬ 
teiligt, die Steuern für Reiche gesenkt, 
Hartz IV eingeführt und die Renten¬ 
versicherung teilprivatisiert. Im Wahl¬ 
kampf 2013 traten beide für stärkere 
steuerliche Heranziehung der Besser¬ 
gestellten ein, 2017 nicht mehr. Als der 
französische Ökonom Piketty die Ver¬ 
mögensteuer forderte, lehnte der dama¬ 
lige sozialdemokratische Wirtschaftsmi¬ 
nister Gabriel das ab. In Wahlkämpfen 
blinkt die SPD manchmal mit der Bür¬ 
gerversicherung, aber das ist nur Rekla¬ 
me. Dass sie sich 2005 und 2013 mit der 
CDU/CSU in einer Großen Koalition 
zusammentat, war logisch. Es gab in 
der Substanz keine Mehrheit für Rot- 
Rot-Grün. 

Mit der Bundestagswahl 2017 ist sie 
selbst rein rechnerisch nicht mehr mög¬ 
lich. Dafür gibt es im Bundestag jetzt 
eine echte Mehrheit: aus AfD, FDP und 
Union. Alle drei Parteien sind markt¬ 
radikal. Zwischen AfD, FDP und dem 
Unternehmerflügel der CDU gibt es 
wirtschaftspolitisch die größten Über¬ 
einstimmungen. CSU, Freidemokraten 
und „Alternative für Deutschland“ sind 


ausländerfeindlich. Gleiches gilt für die 
Mehrheit der CDU, die ihrer Kanzlerin 
bis heute nicht die kurzzeitige Grenz¬ 
öffnung vom September 2015 verzie¬ 
hen hat und sie am liebsten los wäre, 
sie weiß nur noch nicht wie. 

Weil AfD, FDP und Union der¬ 
art gut zusammenpassen, ist die Re- 



Georg Fülberth 


gierungsbildung so schwierig. Jamai¬ 
ka platzte, da dieses Bündnis der FDP 
nicht marktradikal und der CSU nicht 
ausländerfeindlich genug gewesen wäre. 
SPD und Union tun sich mit der Fort¬ 
setzung der Großen Koalition vorerst 
noch schwer. Ihre Mehrheit im Bundes¬ 
tag ist kleiner geworden. Bei Neuwah¬ 
len könnte sie ganz verloren gehen, und 
die AfD würde womöglich noch stärker. 
Gesundbeter behaupten, die aktuellen 
Umfragen gäben das nicht her: ihre Er¬ 
gebnisse entsprächen dem Wahlresul¬ 
tat vom 24. September 2017. Das heißt 
aber: Es würde nicht anders. Außerdem: 
Müssten CDU/CSU, FDP, Grüne und 
SPD einräumen, dass sie weder Jamai¬ 


ka noch eine Große Koalition zustande 
brächten und deshalb Neuwahlen nö¬ 
tig seien, wäre das ein Offenbarungs¬ 
eid, der zu einem Umschwung zuguns¬ 
ten der AfD führen würde. Die Links¬ 
partei dürfte davon kaum profitieren. 
Sie ist derzeit fast nur mit Albernhei¬ 
ten beschäftigt und lohnt vorerst keine 
ernsthafte Betrachtung. 

Vielleicht ist die Angst vor Neu¬ 
wahlen der einzige Grund dafür, dass 
es doch noch zur Vereinbarung über 
eine Große Koalition kommen könn¬ 
te. Ob die SPD-Basis beim Mitglieder¬ 
entscheid dafür sein würde, muss man 
sehen. Sie ist ja geduldig und hat seit 
dem 4. August 1914 so vieles mitge¬ 
macht, dass ihre Hirten vielleicht auch 
jetzt noch hoffen dürfen. Allerdings wä¬ 
ren Ansehen und Gestaltungskraft ei¬ 
ner Großen Koalition diesmal beson¬ 
ders dürftig. 

Die neue rechte Mehrheit hat - im 
Unterschied zur fiktiven „linken“ - eine 
gesellschaftliche Basis. Das deutsche 
Kapital kann zur Zeit mit dem Faschis¬ 
mus nicht viel anfangen, aber auch in 
der Weimarer Republik hat es zunächst 
einige Jahre auf den richtigen Zeitpunkt 
gewartet. Der Anteil der AfD-Stimmen 
von Gewerkschaftsmitgliedern ist etwas 
höher als im Bevölkerungsdurchschnitt. 
Eine „Alternative Vereinigung der Ar¬ 
beitnehmerschaft“ tritt an, die „Natio¬ 
nalsozialistische B etriebszellenorgani- 
sation“ von einst zu kopieren. 

Es ist eben nicht leicht, eine reale 
gesellschaftliche Mehrheit - sie ist, wie 
gezeigt, mittlerweile rechts - durch win¬ 
dige parlamentarische Manöver zu ver¬ 
stecken. 


Lars Mörking über die warmen Worte eines Ex-SPD-Vorsitzenden 


Macht's gut, Sozis 


Warum eigentlich hält nicht Oskar La¬ 
fontaine die Neujahrsansprache im Fern¬ 
sehen? In einem ganzseitigen Interview 
mit der „Neuen Osnabrücker Zeitung“ 
geißelt er die SPD, erklärt den Aufstieg 
der AfD und ruft zur Gründung einer 
neuen linken Sammlungsbewegung auf. 
Besser kann es derzeit nur der Papst. 

Das in anderen Zeitungen vielzitier¬ 
te Vorhaben, Parteien, Gewerkschaften, 
Sozialverbände, Wissenschaftler und 
Kulturschaffende in einer Bewegung zu¬ 
sammenzuführen, hat er leider nur ne¬ 
benbei erwähnt. Dabei ist jetzt ein sehr 
gut gewählter Zeitpunkt, um als ehema¬ 
liger Vorsitzender der SPD vor der Bil¬ 
dung einer asozialen Großen Koalition 
ein politisches Angebot an diejenigen zu 
machen, die vom weiteren Sozial- und 
Demokratieabbau betroffen sein werden. 
Und vielleicht werden wir in diesem Jahr 
erleben, wie Sahra Wagenknecht unter 
ihrem Namen die Gründung einer neu¬ 
en „Bewegung“ verkündet. 

Aber wie gesagt, die Perspektive der 
Linken ist im NOZ-Interview nur eine 
Randnotiz. Ein bisschen darf Lafontai¬ 
ne noch seiner SPD nachtrauern und 
die Frage beantworten, ob es nicht doch 
besser gewesen wäre, in der SPD für lin¬ 
ke Politik zu kämpfen. Die Antwort des 


„Querdenkers“ (NOZ) auf diese Frage 
bleibt erschreckend uneindeutig. 

Bei anderen Themen ist Lafontaine 
noch klar im Kopf: Fragen nach den Ur¬ 
sachen des Aufstiegs der AfD beantwor¬ 
tet Lafontaine mit sozialer Ungerechtig¬ 
keit, Niedriglohn und Altersarmut. Seine 
Haltung gegen eine schnelle Vereinnah- 
mung der DDR verteidigt er souverän, 
der deutschen Politik wirft er vor, Euro¬ 
pa deutsch statt Deutschland europäisch 
gemacht zu haben. So weit alles richtig. 
Selbst die für eine Zeitung aus dem tiefs¬ 
ten Westen unausweichliche Frage nach 
seiner Begegnung mit Honecker und ob 
er ihm denn auch richtig die Meinung ge¬ 
geigt habe ob der Menschenrechtsverlet¬ 
zungen in der DDR wird nicht zur Zu¬ 
friedenheit des Fragestellers beantwortet. 

Begriffen wie Heimat und Leitkul¬ 
tur setzt er dann noch den der „sozialen 
Geborgenheit“ entgegen. Das alles klingt 
sehr nach Kümmer-Politik und das soll es 
auch. Entsprechend blickt der ehemali¬ 
ge Bürgermeister von Saarbrücken weh¬ 
mütig auf die Zeit zurück, in der er die 
„Sanierung der Altstadt“ zu verantwor¬ 
ten hatte und den „Aufbau einer neuen 
Kulturszene“. Dem Sohn eines alten Sozi¬ 
aldemokraten werden die Augen feucht: 
Wir vermissen dich, Sozialdemokratie. 


Christoph Hentschel über die Gewalt gegen die Polizei 


Kein Freifahrtschein 


Der Alltag für die Polizei wird härter. 
Die gesellschaftlichen Verhältnisse ha¬ 
ben sich verändert. Die hart erkämpf¬ 
ten Errungenschaften der Arbeiter¬ 
klasse wurden und werden zerstört. Wo 
einst Formen der Solidarität herrsch¬ 
ten, greift Egoismus und Existenzangst 
um sich. Wo einst soziale Sicherheit als 
wünschenswertes Ziel genannt wurde, 
schlägt Arbeitsverdichtung und Pers- 
pektivlosigkeit zu. Der Polizist steht als 
sicht- und greifbare Autorität dieses Sys¬ 
tems den Frustrierten und Abgehängten 
tagtäglich gegenüber und das bei aktuell 
42 Wochenstunden ohne Lohnausgleich. 
Die Wut auf dieses System entlädt sich 
viel zu selten gegen die Verursacher und 
Nutznießer, die Banken, Konzerne und 
ihre Politiker, sondern spontan gegen die 
vermeintlich Schwächeren, Migranten, 
Andersdenkende, Frauen und manch¬ 
mal gegen die sicht- und greifbaren Au¬ 
toritäten. Oft undokumentiert im Alltag, 
szenisch ins Bild gesetzt von den bürger¬ 
lichen Massenmedien an Silvester oder 
bei anderen Großevents. 

Was sich jetzt verändert, ist, dass die 
Medien der Großkonzerne und ihre Po¬ 
litiker eine Panikmache schüren mit dem 
Ziel, eine Law-and-Order-Politik durch¬ 
zusetzen und die gesellschaftliche Ver¬ 
hältnisse, wie sie heute bestehen, durch 
einen radikalen Demokratieabbau zu 
manifestieren. Prügelnde Bereitschafts¬ 
polizisten, die ihre Befugnisse über¬ 


schreiten, werden zu Opfern stilisiert. 
Anstatt die Verstöße mit Disziplinarver¬ 
fahren zu ahnden, sollen die vermeintli¬ 
chen Opfer alle Befugnisse bekommen, 
damit sie keine Befugnisse mehr über¬ 
schreiten können. Ein Freifahrtschein 
gibt den unmittelbaren Akteuren den 
größtmöglichen Freiraum, nach eigenem 
Gutdünken Gewalt und Willkür einzuset¬ 
zen. Ein Freifahrtschein ändert nichts an 
den Ursachen der Gewalt gegen die Poli¬ 
zei. Arbeitslosigkeit, unbezahlte Mehrar¬ 
beit, steigende Mieten und schrumpfen¬ 
de Renten bleiben. Das wird sich erst än¬ 
dern, wenn sich die Verhältnisse ändern. 
Was neu dazu kommt, ist, dass die Mittel, 
die zur Konsolidierung dieser Verhältnis¬ 
se benötigt werden, in einen rechtsfreien 
Raum gestellt werden. 

Ein rechtsfreier Raum ist selbst im 
bürgerlichen Staat nicht vorgesehen. Die 
Ummauerung des bürgerlichen Gewalt¬ 
monopols nennt sich Rechtsstaatlichkeit 
und war eine der großen Errungenschaf¬ 
ten der bürgerlichen Revolutionen. Sei¬ 
ne Funktion ist es, durch eine gewisse 
Rechtssicherheit gegenüber dem Staat 
die Klassenverhältnisse zu stabilisieren 
und zu ordnen. 

Es ist aber kein Grund zur Freude, 
wenn der Klassenfeind sich daran macht, 
die eigenen Herrschaftsstrukturen zu de¬ 
montieren, denn er tut dies immer nur 
zum Nachteil der ihm entgegenstehen¬ 
den Klasse. 
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B-52 über Hanoi 


Ende 1972 wollten die USA die DRV zur Aufgabe ihrer Unterstützung des Befreiungskampfes in 
Von Gerhard Feldbauer 



Ein Denk- und Mahnmal: Die Überreste eines von den Luftverteidigungskräften der DRV abgeschossenen B-52-Bombers in Hanoi 


U m die Demokratische Republik 
Vietnam (DRV) zur Annahme 
ihrer Bedingungen bei den seit 
Mai 1969 in Paris geführten Gesprä¬ 
chen über die Beendigung des Krie¬ 
ges zu zwingen, dehnten die USA ab 
18. Dezember 1972 ihre mit B-52-Bom- 
bern gegen Nordvietnam wieder auf¬ 
genommenen mörderischen Terroran¬ 
griffe auf Hanoi aus. Zu den Haupt¬ 
forderungen gehörte die Einstellung 
der Unterstützung der DRV für den 
Befreiungskampf in Südvietnam. Am 
1. November 1968 hatte Washing¬ 
ton angesichts der schweren Verluste 
(die Luftabwehr der DRV hatte 3 240 
Flugzeuge, darunter eine Anzahl Hub¬ 
schrauber, abgeschossen) und der in¬ 
ternationalen Proteste die Einstellung 
ihres im August 1964 begonnenen Luft¬ 
krieges erklären müssen. Der Korres¬ 
pondent der Nachrichtenagentur ADN 
der DDR, Hellmut Kapfenberger, be¬ 
richtete aus Hanoi, dass nun über Nord¬ 
vietnam insgesamt 140 B-52 und bis zu 
700 Jagdbomber Angriffe flogen, dabei 
über 100 000 Tonnen Bomben und Ra¬ 
keten gewaltige Schäden anrichteten 
und Tausende Opfer unter der Zivilbe¬ 
völkerung forderten. Bis Ende Dezem¬ 
ber 1972 flog die Air Force 500 Einsätze 
allein gegen die Hauptstadt. Während 
ihrer berüchtigten Flächenbombarde¬ 
ments klinkten die strategischen Fes¬ 
tungen über Hanoi und der Hafenstadt 
Haiphong 50000 Tonnen Bomben aus. 
An die 4000 Tote und Verletzte zählte 
allein Hanoi. 

Die Vorgeschichte 

Nach der Niederlage im Luftkrieg ge¬ 
gen die DRV und dem sich abzeich¬ 
nenden Scheitern auch in Südvietnam 
hatten die USA 1971 begonnen, einen 
Teil ihrer Bodentruppen von zu dieser 
Zeit über einer halben Million schritt¬ 
weise aus Südvietnam abzuziehen und 
waren zur sogenannten „Vietnamisie- 
rung“ des Krieges übergegangen. Stra¬ 
tegisches Konzept blieb jedoch die Auf¬ 
rechterhaltung der US-amerikanischen 
Herrschaft mit ihrem Marionettenre¬ 
gime in Südvietnam. Mit US-Waffen 
und Militärberatern sollten südvietna¬ 
mesische Söldner den Krieg gegen die 
Befreiungsbewegung weiter führen. Bis 
Mitte 1971 wurden rund 300 000 Mann 
USA-Truppen abgezogen, dafür in die¬ 
ser Zeit die Stärke der Saigoner Armee 
um 600 000 auf insgesamt 1,2 Millionen 
Mann erhöht. US-Präsident Richard 
Nixon weigerte sich, für den Abzug der 
restlichen über 200 000 US-Soldaten ei¬ 
nen endgültigen Termin zu nennen. Um 
ein den USA genehmes Regime an der 


Macht zu halten, stellte Washington 
außerdem zur Bedingung, im Rahmen 
einer „friedlichen Lösung“ mindestens 
zwei bis drei amerikanische Kampfdi¬ 
visionen - wenn notwendig, noch zehn 
Jahre oder länger - in Südvietnam zu 
belassen. 12 000 Saigoner Offiziere be¬ 
gaben sich zu Fortbildungslehrgängen 
in die USA. 

Um die Unterstützung der DRV 
für die Befreiung des Südens zu ver¬ 
hindern, nahmen die USA ihre im No¬ 
vember 1968 eingestellten Luftangriffe 
gegen Nord Vietnam wieder auf. Außer¬ 
dem verminten sie alle nordvietname¬ 
sischen Häfen, um den Nachschub aus 
der UdSSR auf dem Seewege zu blo¬ 
ckieren. Im Golf von Tongking zogen 
sie eine Armada von 60 Kriegsschiffen 
zusammen, darunter fünf Flugzeugträ¬ 
ger. 

Nachdem die Saigoner Armee mit 
Unterstützung der USA den Krieg in 
Südvietnam fortsetzte, eröffneten die 
Befreiungsstreitkräfte in Südvietnam 
in der Nacht zum 1. April 1972 eine 
neue, über ganz Südvietnam bis hinun¬ 
ter nach Saigon reichende Offensive, 
bei der sie erstmals ganze Regimenter 
von Panzern, Artillerie und Flak ein¬ 
setzten. „Die Zeit“ in Hamburg berich¬ 
tete am 5. Mai 1972 aus Saigon: „Die 
logistische Vorbereitung der Offensive 
war hervorragend. Trotz eines unauf¬ 
hörlichen Flächenbombardements auf 
die Nachschubwege, trotz ausgedehnter 
Säuberungsaktionen, trotz eines aus¬ 
geklügelten elektronischen Überwa¬ 
chungssystems, ist es dem Generalstab 
möglich gewesen, über Hunderte von 
Kilometern schwere Panzer und schwe¬ 
re Geschütze bis tief in den Süden zu 
schaffen.“ Die Nachrichtenagentur der 
DRV Vietnam News Agency (VNA) 
berichtete, dass ganze Truppenteile der 
Saigoner Armee sich ergaben und fünf 
ihrer Divisionen zerschlagen wurden. 

Bei den wieder aufgenommenen 
Luftangriffen gegen die DRV wurden 
erstmals B-52-Bomber eingesetzt. Am 
16. April 1972 belegten sie die Hafen¬ 
stadt Haiphong mit Flächenbombar¬ 
dements, bei denen ganze Wohnviertel 
ausgelöscht, 886 Einwohner getötet und 
1108 verletzt wurden. Im Hafen erhielt 
auch der DDR-Frachter „Halberstadt“ 
einen Raketenvolltreffer. Es folgten 
Angriffe auf das Deichsystem im Ge¬ 
biet des Roten Flusses. 

Ein demagogisches Manöver 
des US-Präsidenten 

In dieser Situation trat US-Präsident 
Richard Nixon am 7. November 1972 
zur Wiederwahl an. Er konnte diese nur 


gewinnen, wenn er der Mehrheit der 
kriegsmüden Wähler seine Bemühun¬ 
gen um Frieden demonstrierte. Des¬ 
halb stimmte er in Paris den von den 
Vertretern der USA und der Saigoner 
Regierung mit denen der DRV und der 
von den Befreiungskämpfern Südviet- 
nams im Juni 1969 gebildeten Repub¬ 
lik Süd Vietnam (RSV) ausgehandelten 
Abkommen zur Beendigung des Krie¬ 
ges zu. Es umfasste ein Waffenstill- 
standsabkommen, die Bildung einer 
souveränen Regierung in Südvietnam 
und die friedliche Wiedervereinigung 
des Nordens mit dem Süden. 

Nachdem Nixon wiedergewählt 
worden war, widerrief er mit der Be¬ 
gründung, der Saigoner Präsident 
Nguyen Van Thieu lehne die Verträge 
ab, seine Zustimmung und legte 126 
Änderungsvorschläge vor. Der Kern 
seiner Forderungen war, die DRV 
müsse auf die Unterstützung des Be¬ 
freiungskampfes in Südvietnam ver¬ 
zichten, das Thieu-Regime anerkennen 
und einer Festschreibung der Interven¬ 
tionsrechte der USA in Saigon zustim¬ 
men. Nixon bezichtigte Nordvietnam 
einer „Aggression in Südvietnam“. Die 
DRV bekräftigte ihre bekannte Hal¬ 
tung, dass „alle Vietnamesen das Recht 
und die Pflicht (haben), gegen die Ag¬ 
gressoren zu kämpfen, um die Unab¬ 
hängigkeit und Freiheit des Vaterlan¬ 
des zu verteidigen“. Die RSV ging in 
ihrer Kompromissbereitschaft noch ei¬ 
nen Schritt weiter und akzeptierte, dass 
einer Regierung in Südvietnam auch 
Thieu angehören könne. 

Die DRV war durch die B-52-An¬ 
griffe jedoch nicht in die Knie zu 
zwingen. Die Londoner „Daily Mail“ 
schrieb am 28. Dezember 1972, Ni¬ 
xon habe offenbar „nicht mit dem Er¬ 
folg der Raketen sowjetischer Bauart 
und ihrer nordvietnamesischen Be¬ 
dienungsmannschaften gerechnet, die 
täglich zwei der riesigen Bomber mit 
acht Triebwerken abgeschossen haben“. 
Insgesamt verlor die US-Air Force in 
der letzten Luftschlacht über Hanoi 33 
B-52. Insgesamt hatte die nordvietna¬ 
mesische Luftabwehr 1972 von 200 die¬ 
ser im pazifischen Raum stationierten 
Maschinen 54 abgeschossen. Am 15. Ja¬ 
nuar 1973 musste Nixon die Luftangrif¬ 
fe einstellen. 

Dazu trugen auch Antikriegspro¬ 
teste in der US-Army - Befehlsver¬ 
weigerungen, Desertionen und sogar 
Sabotageakte auf Kriegsschiffen - bei. 
Nach der Wiederaufnahme des Luft¬ 
krieges gegen Nordvietnam 1972 kam 
es auf allen beteiligten Flugzeugträgern 
zu Unruhen. Von der „Oriskany“ de¬ 


sertierten 25 Matrosen. Auf der „Kitty 
Hawk“ protestierten in Subic Bay auf 
den Philippinen Hundert schwarze Ma¬ 
trosen gegen einen neuen Vietnamein¬ 
satz. Gegen die vorgehenden Marines 
setzten die Verweigerer sich mit Ket¬ 
ten, Schraubenschlüsseln und Rohren 
stundenlang zur Wehr. Als der Zerstö¬ 
rer „Coral Sea“ nach Vietnam auslau- 
fen sollte, protestierte ein Viertel der 
Mannschaft gegen den Einsatz, 35 Ma¬ 
trosen blieben in Kalifornien zurück. 
Laut einer Kongress-Untersuchung gab 
es auf Kriegsschiffen 488 Beschädigun¬ 
gen oder Versuche dazu, 191 Sabota¬ 
geakte und 135 Brandstiftungen. Der 
Flugzeugträger „Ranger“ war durch 
zwei ins Getriebe einer Maschine ge¬ 
worfene 30-Zentimeter-Schrauben 
über drei Monate nicht einsatzfähig. 
Nach einer Brandlegung im Radar¬ 
raum fiel der Flugzeugträger „Forres- 
tal“ zwei Monate aus, Besonders scho¬ 
ckierend für die US-Militärführung 
war, dass es während der Bombarde¬ 
ments auf Hanoi im Dezember 1972 
unter der Elite der Streitkräfte, den Pi¬ 
loten der Air Force, zu Befehlsverwei¬ 
gerungen kam. Am 18. Dezember lehn¬ 
te der „Phantom“-Pilot Hauptmann 
Dwight Evans es ab, weitere Einsätze 
gegen Nordvietnam zu fliegen. Haupt¬ 
mann Michael Heck weigerte sich am 
26. Dezember, mit seiner B-52 gegen 
Hanoi zu starten. Er hatte bis dahin 200 
Kampfeinsätze geflogen. 

DRV setzte sich durch 

Am 22. Januar 1973 musste der US- 
Chefunterhändler Henry Kissinger mit 
Politbüro-Mitglied Le DucTho von der 
DRV der Paraphierung der Pariser Ab¬ 
kommen zustimmen, die am 27. Januar 
von den vier beteiligten Seiten unter¬ 
zeichnet wurden. Es handelte sich mit 
geringfügigen Änderungen um die Ver¬ 
träge, denen Nixon vor seiner Wahl zu¬ 
gestimmt hatte. Am 2. März wurde das 
Abkommen durch eine Internationale 
Vietnamkonferenz gebilligt, an der ne¬ 
ben den drei vietnamesischen Seiten 
die fünf ständigen Mitglieder des UN- 
Sicherheitsrates sowie Ungarn, Polen, 
Kanada und Indonesien teilnahmen. 
In Artikel 1 mussten die USA, was sie 
bis dahin verweigert hatten, „Die Un¬ 
abhängigkeit, Souveränität, Einheit 
und territoriale Integrität Vietnams“ 
gemäß den Genfer Abkommen über 
Vietnam von 1954“ anerkennen. 

In Artikel 2 mussten sie, was sie bis 
dahin ebenfalls abgelehnt hatten, nicht 
nur einen am 27. Januar 1972 um 24 Uhr 
GMT (Greenwich-Zeit) beginnenden 
Waffenstillstand mit den kämpfenden 


Südvietnam zwingen 

Parteien im Süden vereinbaren, son¬ 
dern in Artikel 3 auch das Verbleiben 
der Streitkräfte beider Seiten dort, wo 
sie sich befanden, akzeptieren. Das be¬ 
deutete die Anerkennung der befrei¬ 
ten Gebiete Südvietnams als von den 
B efreiungsstreitkräften kontrolliertes 
Territorium. Das schloss de facto die 
Anerkennung ein, dass an der Seite der 
Befreiungsstreitkräfte auch Nord Viet¬ 
namesen kämpften. 

Artikel 5 verpflichtete die USA, 
innerhalb von sechzig Tagen „alle 
Truppen, Militärberater und das mi¬ 
litärische Personal einschließlich des 
technischen Militärpersonals und des 
im Zusammenhang mit dem Befrie¬ 
dungsprogramm tätigen Militärper¬ 
sonals sowie Waffen, Munition und 
Kriegsmaterial“ abzuziehen. Diesem 
Personenkreis untersagte Artikel 4 
bereits, sich in die inneren Angelegen¬ 
heiten Südvietnams einzumischen. In 
Artikel 6 wurden die USA verpflich¬ 
tet, ebenfalls binnen sechzig Tagen alle 
ihre Militärstützpunkte aufzulösen. 
Das betraf auch alle in Südvietnam ste¬ 
henden Streitkräfte der Verbündeten 
der USA aus SEATO-Staaten sowie 
aus Südkorea. 

Die Artikel 9 bis 14 verpflichteten 
die RSV und die Saigoner Regierung 
unmittelbar nach dem Waffenstillstand 
„Konsultationen im Geist der nationa¬ 
len Versöhnung und Eintracht, der ge¬ 
genseitigen Achtung und der gegen¬ 
seitigen Nichteliminierung durchzu¬ 
führen, und einen nationalen Rat der 
nationalen Versöhnung und Eintracht“ 
zu bilden, der „freie und demokratische 
allgemeine Wahlen“ vorbereiten sollte. 

Mit Inkrafttreten des Waffenstill¬ 
stands in Südvietnam wurden die USA 
verpflichtet, die gesamten militärischen 
Aktivitäten ihrer Boden-, Luft- und 
Seestreitkräfte gegen das Territorium 
der Demokratischen Republik Viet¬ 
nam einzustellen. 

Artikel 15 sanktionierte die Wieder¬ 
vereinigung Vietnams und legte fest: 
Sie „soll Schritt für Schritt mit fried¬ 
lichen Mitteln auf der Basis von Dis¬ 
kussionen und Abkommen zwischen 
Nord- und Südvietnam ohne Zwang 
oder Annexion durch eine der beiden 
Parteien und ohne ausländische Einmi¬ 
schung herbeigeführt werden“. 

Die Pariser Abkommen stellten 
eine katastrophale Niederlage der 
USA in ihrem Vietnamkrieg dar. Mit 
ihrer Einhaltung hätte Washington 
noch halbwegs das Gesicht wahren 
und sich vertragsmäßig aus Vietnam 
zurückziehen können. So war Frank¬ 
reich 1954 verfahren. Anders die USA. 
Um neuen militärischen Niederlagen 
zu entgehen, zogen sie nach zahlrei¬ 
chen Verzögerungsmanövern zwar ihre 
noch verbliebenen Truppen ab, kamen 
aber ihren weiteren Verpflichtungen 
nicht nach. Sie ließen ihre Militärbera¬ 
ter und andere Militärexperten in Stär¬ 
ke von 25 000 Mann in Süd Vietnam, die 
ihre Tätigkeit als „Zivilisten“ fortsetz¬ 
ten. Die USA verletzten die Bedingun¬ 
gen über den Ersatz militärischen Ma¬ 
terials, der beiden Seiten gestattet war. 
Bereits vom 28. Januar bis zum 10. Juli 

1972 lieferte das Pentagon der Saigoner 
Armee zusätzlich 696 Flugzeuge, 1100 
Panzer, 800 Geschütze, 204 Kriegsschif¬ 
fe und weitere militärische Ausrüstun¬ 
gen, darunter chemische Kampfstoffe 
und Unmengen Munition. 

Der südvietnamesische Präsident 
Thieu sabotierte in aller Öffentlichkeit 
die Pariser Abkommen. Am 9. März 

1973 erklärte er seine Regierung und 
seine Armee „zur einzigen in Südviet¬ 
nam“. Am 12. Oktober drohte er, wer 
sich als „Neutralist oder Pro-Kommu¬ 
nist bezeichnet, überlebt keine fünf Mi¬ 
nuten“. Am 28. Dezember 1973 kündig¬ 
te er an: Es werde „keine Wahlen und 
keinen Frieden“ geben. 

Die Quittung für den Bruch der Pari¬ 
ser Verträge erhielten die USA mit der 
letzten Offensive der Befreiungskräfte 
im Frühjahr 1975, die mit der Einnah¬ 
me Saigons am 30. April und damit der 
Befreiung Süd Vietnams endete. 
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Erfolg rechter Medienarbeit 

Einfluss von Rechten ist durch systematische Medienarbeit gewachsen. 
Linke Medien weit abgehängt 


Kultursplitter 


Tomi Ungerer 

Der Zeichner, Illustrator und Autor 
Tomi Ungerer wird Mitglied der franzö¬ 
sischen Ehrenlegion. Für seinen Beitrag 
zur Kultur soll der 86-Jährige mit dem 
Titel eines Kommandeurs geehrt wer¬ 
den. Er gehört zu einer Reihe von mehr 
als 300 Persönlichkeiten, die zum 1. Ja¬ 
nuar mit der höchsten Auszeichnung des 
Landes geehrt werden. Begründet wird 
die Ehrung für Ungerer weniger mit sei¬ 
nen künstlerischen Leistungen, sondern 
mit sein sozialen Engagement und seiner 
Stiftung. Leider, denn er hat nicht nur lo¬ 
benswerte Kinderbücher wie „Zeraldas 
Riese“ oder „Kein Kuss für Mutter“ ge¬ 
schrieben und gezeichnet, sondern auch 
herrlich anstößige Bücher wie „Das Ka¬ 
masutra der Frösche“ und „Schutzengel 
der Hölle“ vorgestellt. Dass der neue 
Kommandeur erst so spät aufgenommen 
wird, ist sicherlich seiner Altersmilde zu 
verdanken, früher hielt er auch zur poli¬ 
tischen Situation in Frankreich nicht die 
Klappe, sondern provozierte gerne. 

Unesco-Austritt 

Israel hat offiziell seinen Austritt aus der 
UN-Kulturorganisation Unesco mitge¬ 
teilt. Dies war erwartet worden, nach¬ 
dem die USA und Israel im Oktober 
ihren Austritt aus der UN-Organisation 
für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
angekündigt hatten. Trump persönlich 
hatte den Schritt damit begründet, dass 
die Unesco in zunehmendem Maße an¬ 
ti-israelische Positionen vertrete. Und 
natürlich schloss sich die israelische Re¬ 
gierung sofort an. Nach der Aufnahme 
Palästinas in die Unesco 2011 hatten die 
USA bereits ihre Beitragszahlungen ge¬ 
stoppt. Der faktische Ausgabenplan der 
UN-Organisation macht noch 518 Milli¬ 
onen Dollar aus, die Unesco hat sich also 
bereits auf die ausgefallenen Zahlungen 
eingestellt. Deutschland ist mit rund 41,7 
Millionen Euro der drittgrößte Zahler. 

Koloniales Erbe 

Der Umgang mit ethnologischen Objek¬ 
ten aus dem 19. Jahrhundert in den Mu¬ 
seumssammlungen zählte zu den zent¬ 
ralen kulturpolitischen Debatten 2017. 
Wie umgehen mit dem kolonialen Erbe 
Deutschlands? Wie umgehen mit Expo¬ 
naten aus dem 19. Jahrhundert in den 
ethnologischen Museen? Die deutsch¬ 
französische Kunsthistorikerin Benedic- 
te Savoy ist mit deutlichen Äußerungen 
aus dem Beirat des Humboldt-Forums 
zurückgetreten (UZ berichtete). Es 
gebe zu wenig Provenienzforschung und 
zu wenig Ideen dafür, wie man die Ge¬ 
schichte der Exponate transparent ver¬ 
mitteln könne, begründete Savoy diesen 
Schritt. Fragen der Rückgabe stehen tat¬ 
sächlich eher im Hintergrund. Meist geht 
es um Fragen der Präsentation und der 
Einbindung der Kulturen und Erben, de¬ 
ren Objekte gezeigt werden. Auch um 
Begriffe debattiert man lieber, wie etwa 
in Hamburg, wo es um die Frage geht, 
ob man das Museum für Völkerkunde 
umbenennen solle, „um aus dieser Ko¬ 
lonialschiene rauszukommen“. Das kann 
man dann zwischen Museumsleuten und 
der Kulturpolitik jahrelang tun, und ob 
solche Debatten dazu führen, dass ein 
inhaltlicher Wandel in Gang gesetzt wird 
und nur ein symbolischer Akt geschieht 
ohne weitere Folgen, ist die Frage. Ver¬ 
deutlichen bei der Debatte über solche 
Fragen muss man sich der historischen 
Dimension, denn der deutsche Kolo¬ 
nialismus endet nicht mit dem Verlust 
der Kolonien im Jahr 1918, sondern geht 
nahtlos ein in deutsche Politik bis heute. 

Ralph Giordano 

Die Hamburger KZ-Gedenkstätte Neu- 
engamme erhält die Bibliothek des 
Schriftstellers Ralph Giordano (1923- 
2014). Rund 3 300 Bücher sind im Herbst 
von Köln nach Hamburg gebracht wor¬ 
den, und die Ralph-Giordano-Bibliothek 
wird am 16. Februar eröffnet. Giordano 
wurde als Kind einer jüdischen Musiker- 
Familie in Hamburg-Barmbek geboren. 
Er, seine beiden Brüder und die Eltern 
überlebten bis zur Befreiung in Ham¬ 
burg. Nach dem Krieg war Ralph Gi¬ 
ordano als Journalist und Filmemacher 
tätig. 1982 veröffentlichte er den Roman 
„Die Bertinis“. 1988 wurde die Geschich¬ 
te um eine jüdische Familie in der NS- 
Zeit für das ZDF verfilmt. Herbert Becker 


R echte Bewegungen schaffen mo¬ 
mentan das, wovon viele Linke 
träumen: Mit ihren politischen 
Themen bewegen sie viele Menschen. 
Die Wahlerfolge der AfD haben viele 
überrascht. Rechte und rechtspopulis¬ 
tische Blogs und Webseiten erreichen 
mittlerweile jeden Monat ein Millio¬ 
nenpublikum. Ihre Texte sind Quel¬ 
len für Shitstorms auf Facebook. Und 
die Mechanismen der Suchmaschinen 
und sozialen Medien spielen ihnen in 
die Hände. 

Im Fokus der Aufmerksamkeit ste¬ 
hen oftmals die großen rechtspopulis¬ 
tischen Newsportale. Die „national¬ 
konservative“ Wochenzeitung „Junge 
Freiheit“ (JF) erreicht laut Analyse¬ 
dienst SimilarWeb jeden Monat mehr 
als 2,6 Millionen Menschen. Noch ein¬ 
flussreicher ist die Seite PI-News mit 
rund 5,3 Millionen monatlichen Le¬ 
sern. „EpochTimes“ wird im Internet 
jeden Monat von fast sechs Millionen 
Menschen gelesen. „Tichys Einblick“ 
kommt auf fast 4 Millionen Leser im 
Monat. Aber auch das Compact-Ma- 
gazin gehört mit teilweise mehr als 
900 000 Lesern im Monat zu den Mei¬ 
nungsmachern in der nationalkonser¬ 
vativen und rechten Szene. 

Linke Medien kommen dagegen 
auf ein sehr bescheidenes Ergebnis. 
Am einflussreichsten ist die Tages¬ 
zeitung „junge Welt“ mit mehr als 
900 000 monatlichen Online-Lesern, 
dicht gefolgt vom „Neuen Deutsch¬ 
land“ mit rund 850 000 Lesern im Mo¬ 
nat. Danach kommt lange nichts mehr. 
Die Internetseite der Partei „Die Lin¬ 
ke“ wird durchschnittlich von 144 000 
Menschen im Monat gelesen und die 
Seite ihrer Bundestagsfraktion nur 
mehr als 70 000 im Monat aufgerufen. 
Erschwert wird eine Lageeinschät¬ 
zung dadurch, dass viele linke Medi¬ 
en ihre Besucherzahlen offenbar gar 
nicht gezielt registrieren. Es ist aller¬ 
dings nicht anzunehmen, dass sich das 
Gesamtbild in irgendeiner Weise än¬ 
dern würde. 

Nicht zu vergessen sind die vielen 
kleineren Internetseiten, mit denen 
die Rechten das Meinungsklima in 
Deutschland beeinflussen. Die DGB- 
Zeitschrift einblick (17/2016) ging da¬ 
von aus, dass mehr als 1600 Blogs und 
Webseiten im rechten Milieu online 
sind. Und viele von ihnen erreichen 
täglich auch mehrere tausend Men¬ 
schen. So kommt der Blog des beken¬ 
nenden AfD-Anhängers Jürgen Fritz 
auf teilweise mehr als 300 000 Besu¬ 
cher im Monat. Der Blog „Der Honig¬ 
mann sagt“ schaffte es auf fast 400 000 
Leser. Wohlgemerkt: Beide Blogs wer¬ 
den offenbar von Einzelpersonen be¬ 
trieben. Andere Blogs (philosophia 
perrenis: 825 000) kommen durchaus 
auf die Nutzerzahlen der linken Leit¬ 
medien. 

Auch wenn sich diese Vielzahl an 
Blogs inhaltlich und optisch zum Teil 
stark unterscheiden, haben sie ein ge¬ 
meinsames Ziel: Sie wollen das Mei¬ 
nungsklima in der Bundesrepublik 
nach rechts verschieben. Viele ihrer 
Beiträge befassen sich einseitig und 
ausschließlich negativ mit der Situa¬ 
tion der Geflüchteten, mit der angeb¬ 
lich gefährdeten inneren Sicherheit, 
dem Islam, der „Lügenpresse“ und 
den „Systemparteien“. 

Gegenüber dem DGB-Magazin 
„einblick“ sagte der Journalist und 
taz-Autor Andreas Speit, in den ver¬ 
gangen Jahren sei es der gesamten 
rechten Szene gelungen, mittels der 
neuen Kommunikationstechniken 
eine parallele Informationswelt auf- 
und auszubauen. „Rund um die Uhr 
können sich Menschen jenseits seri¬ 
öser und renommierter Medien die 
vermeintlichen Informationen zusam¬ 
mensuchen.“ In der Szene werde dies 
als Durchbrechen des „Schweigekar- 
tells“ gefeiert. 

Die Aktivitäten der rechten Me¬ 
dienmacher haben langfristig Spu¬ 
ren im Netz hinterlassen. Kaum eine 
Google-Suche zu den Themen Mig¬ 
ration, Flüchtlinge oder Muslime in 


Deutschland, bei denen nicht Beiträ¬ 
ge dieser Portale prominent in den Er¬ 
gebnissen auftauchen. 

Problematisch in diesem Zusam¬ 
menhang ist, dass Autoren rechter 
Blogs Worte und Formulierungen ver¬ 
wenden, die zwar im Volksmund Vor¬ 
kommen, aber von etablierten Medi¬ 
en nicht verwendet werden. Die Su¬ 
che mit den Schlagworten „Asylant 
Kriminalität“ ergab drei rechtspopu¬ 
listische Blogs unter den ersten zehn 
Suchergebnissen, gleich zwei unter 
den ersten fünf Suchergebnissen. Das 
ist bedeutsam, weil laut Studien drei 
Viertel aller Klicks bei Google auf 
die ersten fünf Suchergebnisse fallen. 
Rund 90 Prozent aller Klicks kom¬ 
men auf die ersten zehn Ergebnisse. 
Aller Wahrscheinlichkeit nach erhält 


bei dieser Suche der Blog „Politikver¬ 
sagen“ fast die Hälfte aller über die 
Google-Suche realisierten Zugriffe, 
da er (am 2.1.2018) an Platz eins steht. 

Der DGB weist darauf hin, weil se¬ 
riöse Newsseiten Worte wie „Asylant“ 
meiden, hätten „rechte Meinungsma¬ 
cher in diesen semantischen Feldern 
nur wenig Konkurrenz - sie dominie¬ 
ren diese Themenaspekte und sorgen 
dafür, dass sich Gerüchte, Halbwahr¬ 
heiten und Falschmeldungen halten 
und weiter verbreiten“. 

Die rechten Portalbetreiber ma¬ 
chen sich dabei die Algorithmen der 
Suchmaschinen zunutze. Suchmaschi¬ 
nen wie Google honorieren jeden so¬ 
genannten Backlink auf einen Beitrag. 
Das heißt, verweist Blog A auf einen 
Beitrag in Blog B, dann stuft Google 
den Beitrag in Blog B als bedeutsam 
ein. Der Algorithmus der Suchmaschi¬ 
nen deutet nämlich die Verlinkung 
als Beleg für die Qualität des Arti¬ 
kels und stuft den Text in der Ergeb¬ 
nisliste höher ein. Je mehr Links auf 
einen Beitrag verweisen, desto weiter 
vorn wird dieser in den Suchergebnis¬ 
sen angezeigt. Und noch bedeutsamer 
wird ein Backlink, der von einer viel¬ 
besuchten Seite auf einen bestimmten 
Beitrag verweist. 

Deutlich wird dies am Beispiel des 
Kopp-Verlags, der als „Ausrüster“ für 
Verschwörungstheoretiker, Esoteri¬ 
ker und auch Rechte gilt. Der Verlag 
gibt den „Kopp-Report“ heraus, eine 
Internetseite mit etwas mehr als einer 
Million Besucher im Monat. Dieser 
verlinkt im großen Stil auf Meldun¬ 
gen anderer Medien vor allen zu den 
Themen Migration, Islam und Inne¬ 
re Sicherheit. Häufige Linkziele sind 
rechte Seiten wie die „junge Freiheit“, 
„PI-News“ oder „Journalistenwatch“. 
Dafür wird wiederum von Seiten wie 
„PI-News“ auf den Kopp-Verlag ver¬ 
wiesen. 

Einen ähnlich großen Erfolg wie 
bei den Suchmaschinen haben rech¬ 
te Seiten in den sozialen Medien wie 


Facebook und Twitter. Der Online- 
Dienst 10 000flies.de ist auf die Ana¬ 
lyse der „Likes“ auf Facebook, Twitter 
und Google+ verschiedener Medien 
spezialisiert. Eine Auswertung zeigt: 
Die unseriösen, rechtspopulistischen 
und rechten Portale gehören mittler¬ 
weile zu denTop-100-Newsportalen in 
Deutschland. Unter den 50 meistgeli- 
keten Seiten befanden sich im Dezem¬ 
ber „Journalistenwatch“ (Platz 29), 
„EpochTimes“ (Platz 33) und „Junge 
Freiheit“ (Platz 47). Am meisten ge¬ 
teilt wurden der Auswertung zufolge 
vor allem negative Berichte (auch der 
renommierten Medien) über Flücht¬ 
linge und Muslime. 

Und wieder machen sich hier rech¬ 
te Medien die Algorithmen von Face¬ 
book zunutze, mit denen Nutzern des 


sozialen Netzwerks Beiträge emp¬ 
fohlen werden. Diese reagieren näm¬ 
lich unter anderem darauf, wieviele 
„Likes“ ein Beitrag bekommen hat 
und wie oft ein Beitrag kommentiert 
wurde. Professor Simon Hegelich von 
der Technischen Universität München 
hat 2016 im Auftrag des ZDF alle Ak¬ 
tivitäten zur Debatte um die Geflüch¬ 
teten im Facebook-Milieu von AfD 
und Pegida analysiert. Sein Fazit: Im 
Umfeld von AfD und Pegida waren 


hyperaktive Nutzer auf Facebook ak¬ 
tiv. „Während der durchschnittliche 
Nutzer auf Facebook relativ passiv ist, 
d.h. wenig Kommentare schreibt und 
wenige Beiträge ,liket‘, sind diese hy¬ 
peraktiven Nutzer mehrere Stunden 
täglich damit beschäftigt, bestimm¬ 
te Beiträge zu kommentieren und zu 
liken.“ Dadurch werde die Netzwerk¬ 
struktur auf Facebook nachweislich 
verzerrt. Es entstehe der Eindruck, 
Äußerungen, die sich gegen Geflüch¬ 
tete wendeten, wären wesentlich po¬ 
pulärer und würden häufiger kom¬ 
mentiert. Nutzern, die einmal im Pe- 
gida-Umfeld gelandet seien, würden 
so wahrscheinlich mehr Inhalte aus 
diesem Bereich vorgeschlagen be¬ 
kommen als es ohne die hyperaktiven 
Nutzer der Fall wäre. 


Bislang haben Linke dem kaum et¬ 
was entgegenzusetzen. Und das liegt 
unter daran, dass sie ihre Medien 
nicht zielgerichtet aufgebaut haben. 
Aber, so wie der ehemalige Sozial¬ 
sprecher der österreichischen Grü¬ 
nen, Karl Öllinger, in einem Interview 
mit dem Onlinemagazin „Telepolis“ 
sagte, zerredeten Linke ihr Vorschlä¬ 
ge auch viel zu oft. Rechte würden 
ihre Vorschläge dagegen verbreiten. 

Bernd Müller 


Anzeige 
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Valuta 


die DKP! 



Wer kennt das nicht: Reste des Urlaubsgeldes werden zu 
Hause beiseitegelegt. Und dort bleibt es dann liegen, denn 
das nächste Mal geht es in ein anderes Land. 

Was tun? Die Fremdwährungen (auch alte DM-Bestände) 
einfach in einen Umschlag legen und an die DKP senden. 
Wir setzen das Geld dann für die Internationale Solidarität 
ein! 

Adresse: DKP-Parteivorstand, Finanzen, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

PS: Du kannst die Geldscheine oder Münzen auch einfach 
nach Berlin mitbringen und am DKP/UZ-Stand während 
der Rosa-Luxemburg-Konferenz oder bei der Luxemburg- 
Liebknecht-Ehrung in Friedrichsfelde abgeben! 



Linke Gegenstrategien gegen die Internet-Offensive der Rechten sind gefragt. Der abgebildete Vorschlag scheint untauglich. 
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Tödlicher Staub 

Spätfolgen des Einsatzes von Uranmunition • Von Manfred Ziegler 



D ie italienische Nachrichten¬ 
agentur ANSA meldete am 
13. Dezember 2017 den Tod 
des NATO-Soldaten Leonardo Bu- 
coliero. Er starb an einem Hirntumor 
und gilt als 348. militärisches Opfer 
der Uranmunition, die von der NATO 
im Kosovo eingesetzt worden war. Er 
war dort für ein Jahr stationiert. 

Das italienische Militär bestreitet 
jeden Zusammenhang zwischen der 
Uranmunition und dem Tod von Le¬ 
onardo Bucoliero. Nach Angaben des 
Anwalts der Familie von Leonardo 
Bucoliero lässt der Fund von Schwer¬ 
metallen in den Analysen der Krebs¬ 
zellen jedoch keinen anderen Schluss 
zu: Er starb an den Auswirkungen der 
Uranmunition. 

In Italien wird dieses Thema ver¬ 
hältnismäßig offen diskutiert. Famili¬ 
en von Soldaten, die an den Auswir¬ 
kungen der Uranmunition starben, 
erhielten nach Klagen Entschädigun¬ 
gen zwischen 200 000 und mehr als 
eine Million Euro. 

Die NATO gibt offiziell an, im 
Rahmen des Bombardements des 
Kosovo 1999 10 Tonnen Uranmuniti¬ 
on an 112 Orten eingesetzt zu haben. 
Im Irak dagegen wurden im Krieg von 
2003 innerhalb von drei Wochen 1000 
Tonnen Uranmunition eingesetzt. 

Uranmunition 

„Abgereichertes Uran“, das in Uran¬ 
munition eingesetzt wird, entsteht als 
Abfallprodukt bei der Erzeugung von 
hoch angereichertem Uran, es enthält 
weniger des spaltbaren Isotops U-235 
als natürlich vorkommendes Uran. 
Für das Militär besteht der Vorteil 
des Urans in seiner hohen Dichte von 
19.1 g/cm 3 . Ein Metall dieser Dichte 
verleiht Geschossen eine enorme 
Durchschlagskraft. Und was das Mi¬ 
litär noch mehr begeistert: Uranmu¬ 
nition entzündet sich, wenn sie eine 
Panzerung durchdrungen hat, und hat 
dadurch eine extrem tödliche und zer¬ 
störerische Wirkung. 

Wenn ein solches Geschoss eine 
Panzerung durchdringt, hinterlässt 
es eine Wolke aus Uranstaub. 10 Pro¬ 
zent bis 35 Prozent des Metalls ver¬ 
teilen sich als solcher Staub. Wenn 
das Geschoss sich entzündet, können 
es auch bis zu 70 Prozent sein. Gera¬ 
de das macht die spezifische Gefahr 
von Uranmunition im Unterschied 
zu allen anderen Einsatzzwecken von 
Uran aus. 

Der Staub ist so fein, dass er sich 
über weite Gebiete verbreitet und 
Menschen für lange Zeit gefährden 
kann. Vom Wind weitergetragen, bei 
Aufräumarbeiten oder beim Wie¬ 
deraufbau aufgewirbelt, gelangt das 
Uran über Nahrung und die Atem¬ 
luft in den Körper. Dort entfaltet 
es die giftige Wirkung - als Schwer¬ 
metall und durch die Strahlung. Die 
Strahlung ist zwar gering, wirkt aber 
unmittelbar innerhalb des Gewebes. 
Die Staubteilchen sind so klein, dass 
es keine Schranke für sie gibt. Sie wer¬ 
den auch an Embryos übertragen. 

Irak 

Im Irak sind die Auswirkungen des 
Uranstaubes gut dokumentiert. Über 
Jahre hinweg haben irakische Ärzte 
ein hohes Ausmaß an Missbildungen 
bei Kindern dokumentiert, das weit 
über das Niveau vor dem Krieg hin¬ 
ausgeht. In Falludscha, der Stadt, die 
immer wieder umkämpft war, ist das 
Ausmaß von Missbildungen am Her¬ 
zen auf einem noch nie dagewesenen 
Niveau und 13 mal höher als in Eu¬ 
ropa. 

Die japanische Gruppe „Human 
Rights Now“ (HRN) untersuchte 
ihrerseits die Aufzeichnungen über 
Missbildungen in Falludscha für einen 
Monat im Jahr 2013. HRN befragte 
zusätzlich Ärzte und Eltern und kam 
zu dem Schluss, dass es in der Zeit 
nach dem Krieg eine Häufung von 
Totgeburten und Missbildungen gab, 
die sowohl der Zahl als auch der Art 
nach beispiellos war. 


Dennoch gilt das Gefährdungspo¬ 
tential der Uran-Munition als umstrit¬ 
ten. Eine Untersuchung der WHO 
sollte die Frage klären. 

Politisierter Bericht der WHO 

Eine Studie der WHO, die im Jahr 2013 
veröffentlicht wurde, gab - entgegen 
allen Erwartungen - Entwarnung. 
„Die Anzahl der Fehlgeburten, Tot¬ 
geburten oder Missbildungen im Irak 
entspricht den Internationalen Wer¬ 
ten - oder hegt sogar darunter ...“ 

Diese Studie wurde von Experten 
als „unwissenschaftlich“ kritisiert. Dr. 
Keith Bavistock von der Abteilung 
für Umwehwissenschaften der Uni¬ 
versität von Ost-Finnland hatte in der 
Vergangenheit auch für die WHO ge¬ 
arbeitet. Er kritisierte an der Studie 
der WHO u.a., dass sie nicht einmal 
versucht hatte, die Aufzeichnungen 
der irakischen Ärzte auszuwerten und 
sich stattdessen auf Befragungen von 
Müttern beschränkte. Dr. Bavistock 
hält den Bericht der WHO für sehr 
„verdächtig“. 

Hans von Sponeck, ehemaliger 
Koordinator der UN für humanitäre 
Fragen im Irak, meint, dass die Dis¬ 
krepanz zwischen den Aufzeichnun¬ 
gen der irakischen Ärzte und dem 
Ergebnis des Berichts der WHO öf¬ 
fentliche Skepsis rechtfertige. Er hat¬ 
te schon zuvor erlebt, wie politischer 
Druck der USA eine Untersuchung 
zu den Folgen der Uranmunition im 
Süden des Irak unterbunden hatte. 

Das Internationale Bündnis für 
die Ächtung von Uranmunition (IC- 
BUW) hat die WHO aufgefordert, 
ihre Datengrundlage zu veröffentli¬ 
chen, so dass sie einer transparenten 
Analyse unterzogen werden kann. 
Vergeblich. 

Wenn die USA und Großbritan¬ 
nien, dessen Militär ebenfalls Uran¬ 
munition eingesetzt hatte, kritische 
Studien zum Thema Uranmuniti¬ 
on behindern, geht es vor allem um 
wirtschaftliche Interessen. Würde die 
„Smoking Gun“ gefunden, der un¬ 
mittelbare und ursächliche Zusam¬ 
menhang zwischen Uranmunition, 


Krebserkrankungen und Missbildun¬ 
gen nachgewiesen, würden Schaden¬ 
ersatzklagen fällig - sowohl von mili¬ 
tärischen als auch von den zahllosen 
zivilen Opfern der Uranmunition. 

Auch um zu verhindern, dass die¬ 
ser Zusammenhang eindeutig herge¬ 
stellt werden kann, machen die USA 
keine Angaben, wo genau im Irak 
Uranmunition eingesetzt wurde. 

Internationales Recht 

Der Einsatz einer Waffe, die im drin¬ 
genden Verdacht steht, die Umwelt zu 
zerstören und zu Missbildungen und 
Krebs zu führen, hat einen weiteren 
Aspekt: Die rechtliche Situation. 

Artikel 35 des Zusatzprotokolls I 
zur Genfer Konvention von 1977 ver¬ 
bietet alle Methoden der Kriegsfüh¬ 
rung, die unnötige Verletzungen oder 
Leiden herbeiführen. Artikel 35 ver¬ 
bietet auch Maßnahmen, die umfang¬ 
reiche oder langfristige Schäden an 
Gesundheit oder Umwelt hervorru- 
fen. Und obwohl also rechtliche Mög¬ 
lichkeiten gegeben sind, verhindern 
die Anwender von Uranwaffen jede 
Beschränkung ihres Einsatzes. 

2014 hatte die Regierung des Irak 
im Rahmen der UN verlangt, den 
Einsatz von Uranwaffen zu verbie¬ 
ten. Die Staaten, die solche Waffen 
eingesetzt hatten, sollten die Regie¬ 
rungen der betroffenen Länder da¬ 
rüber informieren, wo genau solche 
Waffen eingesetzt wurden und sollten 
dabei helfen, die betroffenen Gebiete 
zu dekontaminieren. 150 Staaten un¬ 
terstützten in der Generalversamm¬ 
lung der UN diese Resolution - ohne 
weitere Folgen. 

Zuletzt hatten die USA, die den 
Irak mit 1 000 Tonnen Uran-Munition 
bombardiert hatten, gemeinsam mit 
Israel, Frankreich und Großbritan¬ 
nien im November 2016 gegen eine 
UN-Resolution über Uran-Munition 
gestimmt - Deutschland enthielt sich. 

Menschen und Orte 

Der - wenn man es so nennen will - 
militärische Sinn der Uranmunition 
besteht darin, gepanzerte Ziele zu 


zerstören. Dies begründete den Ein¬ 
satz von Uranmunition in Hadzici in 
Bosnien im August 1995. Dort gab 
es ein Panzerreparaturwerk und ein 
großes Waffendepot. Nach der Bom¬ 
bardierung wurden fast 4 000 Bürger 
von Hadzici nach Bratunac umgesie¬ 
delt, offenbar zu spät. Viele von ihnen 
starben an Leukämie, Krebs oder an¬ 
deren Krankheiten, die auf die Fol¬ 
gen der Uranmunition zurückgeführt 
werden. Die angegebenen Zahlen 
über die Opfer sind bis heute sehr 
unterschiedlich. Der britische Jour¬ 
nalist Robert Fisk schrieb schon im 
Januar 2001 in der britischen Tages¬ 
zeitung „Independent“ von über 300 
Toten, später wurden sehr viel höhere 
Zahlen genannt. 

Im Irakkrieg wurde nach Auswer¬ 
tungen der schon oben genannten IC- 
BUW nur ein Drittel der Uranmu¬ 
nition tatsächlich gegen gepanzerte 
Ziele eingesetzt. Die meisten Ge¬ 
schosse galten Gebäuden, Fahrzeu¬ 
gen und Infrastruktur, insbesondere 
in der Stadt Falludscha. Hier ist auch 
die Zahl der Missbildungen und To¬ 
desfälle besonders hoch. 

Der Kampf gegen den IS in Mos- 
sul zog sich über Monate hin. Beson¬ 
ders fürchten die Iraker die Flugzeu¬ 
ge vom Typ A-10 Thunderbolt, die für 
die meisten Angriffe mit Uranmuniti¬ 
on eingesetzt wurden. Sie wurden nun 
auch im Kampf um Mossul eingesetzt. 
Ob oder wie oft dabei Uranmunition 
eingesetzt wurde, bleibt das Geheim¬ 
nis des US-Militärs. Für die Bevölke¬ 
rung bleiben Angst und Schrecken. 
Wird es zu Totgeburten, Missbildun¬ 
gen und Krankheit kommen sind Fra¬ 
gen, denen sich in den betroffenen 
Gebieten niemand entziehen kann. 

Auch in Syrien wurden die A-10 
eingesetzt. Die Einwohner von 
Raqqa wussten um die vermuteten 
oder realen Folgen der Uranmuni¬ 
tion. Wurde ihre Umwelt kontami¬ 
niert? Das US-Militär sagte zunächst: 
„Nein, wir setzen in Syrien keine 
Uranmunition ein“. Aber das waren 
Fake-News. Auch in Syrien setzten 
die USA Uranmunition ein. „Nur“ 


1,5 Tonnen, wie sie später Zugaben, 
also kein Vergleich zu den 1000 Ton¬ 
nen, die im Irak eingesetzt wurden. 
Aber niemand weiß, ob es eine Dun¬ 
kelziffer gibt. Auch Parlamentarier 
aus mehreren Ländern (Niederlan¬ 
de, Belgien, Großbritannien) erhiel¬ 
ten auf ihre Anfragen keine klare 
Antwort. 

Deutungshoheit 

Die USA und ihre Verbündeten haben 
die Deutungshoheit über die Krisen 
und Kriege, die sie produzieren - so 
können ihre Waffen gar nicht illegal 
sein. Scheinbar unabhängige Institu¬ 
tionen wie die WHO werden unter 
Druck gesetzt, UN-Resolutionen blo¬ 
ckiert oder ignoriert. Große Teile der 
Medien besorgen den Rest. Angebli¬ 
che Verstöße der „Schurkenstaaten“ 
werden skandalisiert, während der 
Einsatz von Waffen wie Uranmuniti¬ 
on ignoriert wird. In einem Satz fasst 
es Wikipedia zusammen: „Uran ist auf¬ 
grund seiner Radioaktivität gefährlich 
und wie die meisten Schwermetalle 
chemisch giftig.“ Feinst verteilter Uran¬ 
staub ist unproblematisch? So sehen es 
nur die NATO-Staaten in der UN. 

Wenige Medien berichten darüber 
und sollen hier auch einmal erwähnt 
werden - als Beispiel „The Guardian“ 
und „Heise.de“. Ansonsten sind die 
Massenvernichtungswaffen des Wes¬ 
tens hierzulande ein Tabuthema. 

Im Oktober 2014 stimmten Frank¬ 
reich, Großbritannien, Israel und die 
USA in der UN-Vollversammlung ge¬ 
gen einen von 150 Staaten angenom¬ 
menen Resolutionsvorschlag, nach dem 
Länder bei der Identifizierung und Be¬ 
seitigung von Uran-Munition unter¬ 
stützt werden sollten. Die Begründung 
der USA war - ganz im Sinne ihrer Deu¬ 
tungshoheit - dass es nach wissenschaft¬ 
lichen Untersuchungen keine Hinweise 
auf gesundheitsschädliche Folgen gebe. 
Fälle, wie der Tod des italienischen Sol¬ 
daten Leonardo Bucoliero und die un¬ 
gezählten zivilen Opfer der Uranmuni¬ 
tion in den Ländern, in denen die USA 
ihre Kriege führen, sprechen eine ande¬ 
re Sprache. 
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Erfolge sind möglich! 

„Aufstehn für die Pflege - mehr von uns ist besser für alle!“ 



2017 war der bisherige Höhepunkt 
im Kampf für Entlastung in den 
Krankenhäusern und gegen den 
Pflegenotstand. Wir sprachen mit 
Michael Quetting. 

UZ: Wie ist die Bilanz und deine Bewer¬ 
tung am Ende des Jahres 2017? 

Michael Quetting: Wir sind Teil der 
Bewegung für Entlastung. Mit der Lo¬ 
sung „Mehr von uns ist besser für alle“ 
machen wir schon deutlich, dass unser 
Interesse mit den Interessen der Be¬ 
völkerungsmehrheit zusammenfällt. 
Wir fordern von den Arbeitgebern 
Arbeitsbedingungen, die nicht die Ge¬ 
sundheit der Beschäftigten gefährden. 
Diese Argumentation ermöglicht uns, 
bewusst die Kampfform Streik einzu¬ 
setzen. 

Wir haben 21 saarländische Kran¬ 
kenhäuser zu einem Tarifvertrag Ent¬ 
lastung aufgefordert und befinden uns 
weiterhin in einem Arbeitskampfmo¬ 
dus. Dabei erkennen wir durchaus, dass 
verbindliche Vorgaben für mehr Per¬ 
sonal eine politische Aufgabe sind, die 
einen Paradigmenwechsel und System¬ 
bruch im Gesundheitswesen verlangt. 
Eine Veränderung bedarf eines Ein¬ 
greifens in das gesellschaftliche Funk¬ 
tionsgefüge. 

Ihre Tätigkeit im öffentlichen In¬ 
teresse verleiht den Pflegenden eine 
enorme politische Kampfkraft. Dazu 
kommt, dass das öffentliche Interes¬ 
se an Gesundheit und Pflege bei einer 
übergroßen Mehrheit zur Ablehnung 
neoliberaler Lösungsansätze zumin¬ 
dest auf diesem gesellschaftspolitischen 


Gebiet führt. 

Der Kampf für Entlastung und 
mehr Personal ist auch eine Frage des 
Bereiches der Reproduktion der Ar¬ 
beitskraft für alle abhängig Beschäf¬ 
tigten, es geht folglich um den Wert 
der Arbeitskraft für alle arbeitenden 
Menschen. 

UZ: Was sind aus deiner Sicht die wich¬ 
tigsten Ergebnisse im Saarland? Was 
wurde erreicht? Was nicht? 

Michael Quetting: Wir hatten einen 
transparenten Neun-Punkte-Plan er¬ 
arbeitet. Aktuell stehen wir an Punkt 
acht. Wir haben uns besser aufgestellt, 
es gibt hunderte Tarifberaterinnen bzw. 
Teamdelegierte, die an wichtigen Eck¬ 
punkten sich zur Beratung treffen. Wir 
haben mehr als 1 000 neue Mitstreite¬ 
rinnen in den Krankenhäusern gewon¬ 


nen. Wir haben vier mal gestreikt und 
sind demonstriert. Erstmalig seit Beste¬ 
hen der Bundesrepublik haben wir im 
Oktober in einem katholischen Haus 
gestreikt. 

Die Landesregierung ändert gerade 
das Krankenhausgesetz. Damit würde 
es möglich, Personalvorgaben in den 
Krankenhausplan zu schreiben. Lei¬ 
der werden sie es aber nicht tun, da die 
Arbeitgeber dies nicht wollen. 

Wir haben einiges in Bewegung ge¬ 
bracht. Erreicht haben wir, dass wir das 
Thema auf die politische Bühne geho¬ 
ben haben, aber wirkliche Entlastung 
haben wir noch nicht erreicht. Bei der 
Uniklinik haben wir jetzt die Verhand¬ 
lungen als ergebnislos beendet, bei den 
SHG-Kliniken in Völklingen verhan¬ 
deln wir noch. 

UZ: Wirken eure Aktionen über das 
Saarland hinaus? 

Michael Quetting: In den letzten Mo¬ 
naten hat sich einiges getan. Wir hatten 
dazu eine Strategie und Taktik entwi¬ 
ckelt, die zwischen Streik- und Druck¬ 
häusern unterscheidet und ein politi¬ 
sches, tarifliches und betriebliches Vor¬ 
gehen abstimmte. Es gab bundesweit 
Streiks. 

Ich sehe besonders reale Kampf¬ 
chancen und Möglichkeiten in einer 
Reihe von Unikliniken. Die Kollegin¬ 
nen und Kollegen der Uniklinik des 
Saarlandes schauen besonders voller 
Hoffnung nach den vier Unikliniken 
in Baden-Württemberg in Tübingen, 
Freiburg, Heidelberg und Ulm sowie 
nach Düsseldorf, wo wir erst kürzlich 


als Saarländer auf einer Streikver¬ 
sammlung sprachen. Auch in Essen 
bewegt sich was und die Charite ist ja 
auch noch da. Wenn wir diese Kämp¬ 
fe koordinieren können, dann könnten 
wir die Verhältnisse im Land schon zum 
Tanzen bringen. Das alles werden wir 
auf einer bundesweiten Aktiventagung 
am 3. Februar 2018 beraten. 

UZ: Wie sehen sich am Ende dieses Jah¬ 
res die Kolleginnen und Kollegen, die 
Aktivisten? 

Michael Quetting: Die Aktivistinnen 
und Aktivisten sind stolz darauf, dass 
wir die Stimmung bestimmen. Gleich¬ 
zeitig sind sie sauer sowohl auf die Lan¬ 
desregierung, weil sie ihr Versprechen 
nach Personalzahlen brechen will, als 
auch auf die Arbeitgeber, die zwar das 
Geld für Bauten und Investitionen, 


nicht aber für das Personal und die Ge¬ 
sundheit aufbringen. 

Aber wir müssen auch sehen, dass 
nicht wenige Kolleginnen müde und 
kaputt sind. Krankmeldungen und De¬ 
pressionen nehmen überhand. Da wird 
das Kämpfen noch nicht als Ausweg er¬ 
kannt. Angst und Skepsis sind weiter¬ 
hin stark vertreten. Es gibt nicht we¬ 
nige, die noch zweifeln, die noch unsi¬ 
cher und unentschlossen sind, die zum 
Teil noch abseits stehen bzw. noch nicht 
bereit sind zu streiken. Das wird sich 
nur ändern, wenn wir diese Kollegin¬ 
nen und Kollegen für den gemeinsa¬ 
men Kampf gewinnen. Wenn wir diesen 
Kampf gewinnen wollen, brauchen wir 
alle. Die Organisation in der Gewerk¬ 
schaft ver.di ist die Voraussetzung für 
Erfolge. 


UZ: Nun habt ihr ja immer wieder Er¬ 
fahrungen in Positionspapieren zur Dis¬ 
kussion gestellt. Was sind die wichtigs¬ 
ten? 

Michael Quetting: Das politische Kräf¬ 
teverhältnis hat sich mit der Bundes¬ 
tagswahl weiter nach rechts entwickelt. 
Die hohe Zustimmung zur AfD ist Aus¬ 
druck eines rechtsgewendeten sozialen 
Protestes und Ausdruck von Ängsten 
und Verunsicherungen. Dieses soziale 
Rumoren macht sowohl unsere Ver¬ 
säumnisse als Gewerkschaft als auch 
unsere Chancen für Einflussnahme 
deutlich. Ein labiles Kräfteverhältnis 
kann Widersprüche neu hervorrufen, 
aus denen sich auch Chancen ergeben 
können. 

Von Anfang an entwickelten wir 
eine breite Bündnisarbeit innerhalb 
der Zivilgesellschaft. 5 500 Saarlän¬ 


derinnen und Saarländer unterstützen 
den Saarbrücker Appell für mehr Pfle¬ 
gekräfte. Die Kraft unserer Bewegung 
ist die Solidarität. Den Kern der Soli¬ 
darität stellt der Beistandspakt mit den 
Gewerkschaften des Deutschen Ge¬ 
werkschaftsbundes Saar dar. Zentrale 
Rolle spielen auch die Klinikseelsorger. 
Dabei gelang es besonders im katholi¬ 
schen Teil der Arbeiterbewegung viele 
Unterstützerinnen zu gewinnen. 

UZ: Gibt es konkrete Erfahrungen, die 
ohne „Besserwisserei“ auch für andere 
Kämpfe verallgemeinert werden könn¬ 
ten? Für gewerkschaftliche und viele 
andere? 

Michael Quetting: Es fällt auf, dass die 
Kämpfe in den Krankenhäusern füh¬ 


rend von Frauen getragen werden. Ich 
vermute, dass wir hier Ansätze einer 
emanzipatorischen gesellschaftlichen 
Entwicklung studieren können. 

Mit dem Aufbau eines Tarifbera¬ 
terinnensystems haben wir eine neue 
Form der Partizipation der Beschäftig¬ 
ten geschaffen. Durch ein gestaffeltes 
und flexibles System des Kleinen Ko¬ 
ordinierungskreises, des Großen Ko¬ 
ordinierungskreises, der Kommissi¬ 
on Entlastung, der Delegiertentreffen 
und Tarifberaterinnentreffen und der 
Haus verantwortlichen im Uniklinikum 
wurde ein effektives demokratisches 
System geschaffen, das eine ständige 
Einbeziehung der Basis gewährleistet. 
So konnten wir mit knapp 200 Dele¬ 
gierten schnell 4 000 Kolleginnen er¬ 
reichen. Diese Idee wurde erstmalig 
bei der Charite entwickelt, wir haben 
den Staffelstab von ihnen übernommen 


und versucht, das System weiterzuent¬ 
wickeln. 

UZ: Aktuell wurden in Kliniken Ulti¬ 
maten gestellt, worum geht es? 

Michael Quetting: Im Gesundheits¬ 
bereich, insbesondere in der Pflege, 
sind wir Überlastungs- und Gefähr¬ 
dungssituationen ausgesetzt. Aber es 
gibt Möglichkeiten, sich zu wehren. In 
vielen Bereichen kann die Versorgung 
nur noch durch „Freiwilligenleistun¬ 
gen“ der Beschäftigten aufrechterhal¬ 
ten werden, Leistungen, zu denen sie 
nicht verpflichtet sind, wie zum Beispiel 
das Einspringen aus dem Frei. 

Wir verweigern diese freiwilligen 
Leistungen, wenn man nicht auf unse¬ 
re Forderungen eingeht. Dafür geben 
wir dem Arbeitgeber ein paar Wochen 
Zeit. Das fördert die Solidarität und die 
Zustimmung. Wir erarbeiten einen Es¬ 
kalationsplan. Das ist kein Streik. Das 
ist Arbeit nach Vorschrift. Aber dieses 
Arbeiten nach Vorschrift führt zum Zu¬ 
sammenbruch. 

Aktuell laufen im Saarland zwei Ul¬ 
timaten. Die Kolleginnen einer Krebs¬ 
station an der Uniklinik in Homburg 
wollen mindestens 23 Pflegekräfte ha¬ 
ben, um die Arbeit bewältigen zu kön¬ 
nen, und die Intensivstation im Kreis¬ 
krankenhaus St. Ingbert verlangt eine 
Mindestbesetzung. 

Gegenseitig verpflichteten sich die 
Kolleginnen und Kollegen in diesen 
Betrieben, etwas nicht mehr zu tun, 
wenn die andere Seite nicht einlenkt. 
Das System der Gesundheitsversor¬ 
gung und der sozialen Arbeit funkti¬ 
oniert nur deshalb, weil die Beschäf¬ 
tigten es ungeachtet der Illegalität von 
Unternehmenspraktiken am Leben 
erhalten. Diese Tatsache nutzt die Me¬ 
thode des Ultimatums. Sie ist eine ef¬ 
fektive Kampfform unterhalb des re¬ 
gulären Streiks, die durchaus noch öfter 
eingesetzt werden könnte. 

UZ: Ist ein „Systemwechsel“ im Ge¬ 
sundheitswesen ein gesellschaftliches 
Zukunftsprojekt? Wo siehst du Chan¬ 
cen für die Durchsetzung? 

Michael Quetting: Die Herrschenden 
wollen das Gesundheitswesen dem 
Wettbewerb und dem Markt unter¬ 
ordnen. Aber immer noch gibt es so¬ 
lidarische Elemente und Einflussmög¬ 
lichkeiten, so z.B. über die Selbstver¬ 
waltung und die Politik. Man sollte 
das nicht unterschätzen und nicht nur 
zusehen, wenn uns alles abgenommen 
wird, denn die Versuche, auch diesen 
Bereich der Daseinsvorsorge gänzlich 
der Kapitalverwertung zuzuführen 
sind nicht widerspruchsfrei. Aus unter¬ 
schiedlichsten Gründen befinden sich 
verschiedene Akteure des Gesund¬ 
heitswesens objektiv im Widerspruch 
zu einer solchen Politik. Das kann zu 
völlig neuen Bündnispartnern führen. 
Viele, die durchaus auf anderen Gebie¬ 
ten den „Neoliberalismus“ verteidigen 
mögen, sind aber bei der Gesundheit 
der Meinung, dass hier nicht der Ge¬ 
winn zählen darf. Ethische und mora¬ 
lische Fragen können dabei sogar eine 
Triebkraft werden. 

Dazu kommt, dass die derzeitige 
Entwicklung aufgrund des herrschen¬ 
den ökonomischen Prinzips automa¬ 
tisch zu einer Verschärfung der Pro¬ 
blemlage führt. Die Lösung ist ent¬ 
weder die totale Unterordnung unter 
die kapitalistische Verwertung oder 
ein Klassenkompromiss, der bewusst 
einen Bereich der Kapitallogik ent¬ 
zieht, weil sie ideologisch etwas An¬ 
deres nicht mehr vertreten können, 
da die Akteure sich die Entwicklung 
nicht gefallen lassen. 

Zusammengefasst sehe ich viele re¬ 
ale Chancen, etwas zu verändern. Mei¬ 
ne Sorge ist, ob es uns einerseits nicht 
oder ungenügend gelingt, alle Kräfte, 
die wir dazu brauchen, auch zu über¬ 
zeugen, und anderseits wir den Pflege¬ 
kräften ihre Schlüsselrolle bewusst ma¬ 
chen können. 

Die Fragen für die UZ stellte Artur Moses 



Streikauftakt bei der Marienhausklinik Ottweiler zum ersten Streik in einem kirchlichen Krankenhaus. 
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Unser Genosse 

Rolf Pflanz 

ist am 21.12.2017 gestorben 

Er konnte auf ein langes und reiches Leben als Kom¬ 
munist zurückblicken. Über 70 Jahre gehörte er unserer 
Bewegung an. Darauf war er zu Recht stolz. Rolf war 
geachtet bei den Kolleginnen und Kollegen, an seinen Ar¬ 
beitsstellen, in Gewerkschaftskreisen, bei Freunden und 
Nachbarn. Sie wussten, auf Rolf ist Verlass, immer grad- 
heraus und konsequent. 

Für die Sache des Sozialismus warb Rolf mit großem 
Wissen und Überzeugungskraft. 

Wir werden ihn in guter Erinnerung behalten. 

DKP Solingen 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung fin¬ 
det statt am Mittwoch, dem 17. Januar 2018 um 14 Uhr 
in der Kapelle des Parkfriedhofes Gräfrath, Wuppertaler 
Straße. 

Es wäre in Rolfs Sinne, anstelle von Blumen und Kränzen 
für die Kuba-Solidarität zu spenden: FG BRD-Kuba e.V., 
Bank für Sozialwirtschaft Köln, IBAN: DE96 3702 0500 
0001 2369 00 * Stichwort: „Hurrikanhilfe" 


Wir trauern um unseren Genossen 

Karl-Heinz Sobolewski 

15.1.1928 24.12.2017 

Als junger Mensch zog er seine Schlüsse aus der faschis¬ 
tischen Terrorherrschaft und wurde zu einem unerschüt¬ 
terlichen Kämpfer für Frieden, Freiheit und Sozialismus. Er 
trat in die Freie Deutsche Jugend ein und wurde später - 
vor fast 70 Jahren - Mitglied der Kommunistischen Partei 
und der Gewerkschaft. 

Als „Marschall" erlangte er in der FDJ des Ruhrgebiets 
hohes Ansehen, ln ihren Reihen kämpfte er konsequent 
gegen die Remilitarisierung der Bundesrepublik. Arbeits¬ 
platzverlust und lange politische Haft konnten ihn nicht 
brechen. Seine Arbeitskollegen wählten ihn immer wieder 
in den Betriebsrat. 1968 gehörte er zu den Genossinnen 
und Genossen, die die Kreisorganisation der DKP gründe¬ 
ten. Solange es ihm seine Gesundheit erlaubte, brachte er 
seine Ideen und Vorschläge in unseren Kreisvorstand ein. 

Karl-Heinz hat Spuren hinterlassen. Er wird allen, die ihn 
kennenlernen durften, als zuverlässiger und warmherzi¬ 
ger Mensch und Mitstreiter in Erinnerung bleiben. 

Unser tiefes Mitgefühl gilt seiner Frau und Genossin 
Elisabeth. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisorganisation Recklinghausen 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung fin¬ 
det statt am Samstag, dem 6. Januar 2018 um 12.00 Uhr, 
in der Trauerhalle des Waldfriedhofs Herten, Jägerstraße. 

Karl-Heinz wünschte sich keine Kranz- und Blumenspen¬ 
den. Wir bitten in seinem Sinne 

um eine Spende für die Kinderklinik "Rosa Luxemburg" in 
Cärdenas, Matanzas/Kuba. 

Konto: DKP Parteivorstand, IBAN: DE63 4306 0967 4002 
4875 01, Stichwort: Karl-Heinz Sobolewski 


Die Vernichtung des Nazismus mit seinen Wurzeln ist unse¬ 
re Losung. Der Aufbau einer neuen Welt des Friedens und 
der Freiheit ist unser Ziel. 

Wir nehmen Abschied von 

Karl-Heinz Sobolewski 

der am 24. Dezember im Alter von fast 90 Jahren gestorben ist. 

Karl-Heinz war Zeit seines Lebens ein treuer Weggefährte 
im antifaschistischen Kampf, ln seiner Heimatstadt Herten 
leistete er wertvolle Beiträge, mit denen aufkeimender Neo¬ 
nazismus zurückgedrängt werden konnte. 

Ein besonderes Anliegen war die Zusammenarbeit mit un¬ 
seren französischen Kameraden aus Arras/Pas-de-Calais. 
Maßgeblich war er an dem Zustandekommen unserer mitt¬ 
lerweile 30-jährigen Partnerschaft mit der ANACR betei¬ 
ligt. Karl-Heinz war auch über lange Jahre Vorsitzender der 
Kreisvereinigung Recklinghausen der WN/BdA. 

Wir werden sein Andenken ehren und in seinem Sinne wei¬ 
ter wirken. 

WN - Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten 
Kreisvereinigung Recklinghausen 
Landesverband NRW 

Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung findet 
statt am Samstag, dem 6. Januar 2018 um 12.00 Uhr, in der 
Trauerhalle des Waldfriedhofs Herten, Jägerstraße. 


Mali Bongwe 

unsere zeit: jetzt auch 

CD gesucht 

online lesen! 

Tel.: 015781281268 

0201 17788923 



Viel Kraft und gute Ideen für den 
Kampf um die Interessen der 
Arbeiterklasse in den Betrieben 
und Kommunen, für die Stärkung 
unserer Partei durch aktives 
Mitgestalten und Weiter¬ 
entwickeln, das wünschen 
wir uns und euch für 


Ruhr-Westfalen 


Die DKP Hamburg lädt ein: 

Neujahrsempfang der DKP Hamburg 

U. a. mit einer Live-Aufführung der 
„Kommunismus-Revue" sowie Live-Musik 

am Sonntag, dem 21. Januar 2018 
von 11:00-14:00 Uhr 

im MTZ, Lindenallee 72, 20259 Hamburg 
(Nähe S-Christuskirche) 

Mit Essen und Getränken, guter Laune 
und kämpferisch ins neue Jahr! 

Zum Jahreswechsel wünschen wir allen Genossinnen 
und Genossen Kraft, Optimismus und Gesundheit für die 
vor uns stehenden Herausforderungen im Jahr 2018: 

Eine kämpferische LL-Demo, ein erfolgreiches UZ-Presse- 
fest, sowie vielfältige und starke Aktionen gegen alte und 
neue Faschisten, gegen Sozialabbau und Kriegspolitik. 

Wir sind dabei! 

DKP-Bezirksvorstand Hamburg. 




Die DKP Dortmund wünscht allen 
Genossinnen und Genossen und 
allen Freundinnen und Freunden ein 
kämpferisches Jahr 2018! 


HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

<$ct*rij)0f 0eiiM£$ 

1591 - 1685 - 1759 - 1841 
Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 
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Wir gratulieren unserem Genossen 

Gerhard Wolfrath 

der am 3. Januar 90 Jahre alt wurde 

Als Jugendlicher erlebte er die Schrecken des Krieges, in 
der Nachkriegszeit war er als KPD-Mitglied in der Illega¬ 
lität der Verfolgung ausgesetzt. Nach Gründung der DKP 
war er jahrelang aktiv als Kreisvorsitzender des Kreises 
Stormarn und ist bis heute ein treues Parteimitglied. 

Wir wünschen ihm Gesundheit und weiterhin aktives 
Interesse am politischen Geschehen. 

DKP Stormarn 

DKP-Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Uli Huber 

ganz herzlich zum Geburtstag. 

Er wird am 5. Januar 80 Jahre alt. 

Uli war als Maschinenschlosser nicht nur viele Jahre frei¬ 
gestellter Betriebsrat bei der Fa. Voith, Mitglied der gro¬ 
ßen Tarifkommission der IG Metall, 32 Jahre für die DKP 
im Heidenheimer Gemeinderat, viele Jahre Vorsitzender 
des Vereins Homöopathie in Heidenheim, Uli ist bis heute 
aktives Mitglied der DKP. 

Die Auflistung seiner Funktionen kann nur Schlaglichter 
auf das kämpferische Leben dieses Kommunisten wer¬ 
fen, bis heute ein Mut machendes Beispiel für Standhaf¬ 
tigkeit und Geradlinigkeit. 

Lieber Uli, bleib uns noch lange erhalten als aktiver Ge¬ 
nosse in Heidenheim, als fleißiger Leserbriefschreiber 
und vor allem als Vorbild für die Verbindung von Klassen¬ 
kampf im Betrieb und in der Kommune. Wir danken Dir 
für Deine Arbeit und wünschen Dir und Deiner Familie 
alles Gute, vor allem Gesundheit! 

DKP Heidenheim 

DKP Bezirksvorstand Baden-Württemberg 


Wir gratulieren unserer Genossin 

Sylvia Betz 

zu ihrem 70. Geburtstag am 1.1. 2018 

Geprägt durch ihr Elternhaus wurde sie schon seit frü¬ 
hester Jugend mit den sozialistischen Ideen vertraut und 
fand dadurch sehr bald den Weg zur Partei. 

Von Anfang an gehörte sie zur Ostermarsch- und Frie¬ 
densbewegung. Als Gewerkschafterin und Betriebsrätin 
setzte sie sich konsequent für die Interessen der Kolle¬ 
ginnen und Kollegen ein. 

Liebe Sylvia, wir wünschen Dir eine bessere Gesundheit 
für Dein weiteres aktives Leben, sowohl in der Stolper- 
stein-lnitiative, als auch bei der Mithilfe im Tafel-Laden. 

DKP Bodensee 


Wi r wünschen al I en Genossi nnen und Genossen, 
Freundi nnen und Freunden, Mitstrei teri nnen und 
Mitstreitern, al I en Besuchen nnen und Besuchern 
unserer Gedenkstätte frohe und fri edl i che 
fei ertage und ei nen guten Rutsch i ns J ahr 2038! 

Auch 2018 werden wir uns an den vielfältigen Aktionen zum 
Beispiel an der „Rosa-Luxemburg-Konferenz" und mit unse¬ 
rem Stand vor der Gedenkstätte der Sozialisten in Berlin, am 
13. und 14. Januar, der „Woche des Gedenkens" anlässlich 
der Befreiung des KZ Auschwitz, durch die Rote Armee, in 
Hamburg mit zwei Tafeln im Foyer des Bezirksamts Hamburg 
Nord und unserer Ausstellung zum Widerstand während des 
Faschismus in Hamburg-Eppendorf, in unserer Gedenkstätte, 
beteiligen. 

Wir freuen uns auf eine rege Beteiligung und Unterstützung, 
aber auch über Spenden zum Erhalt der Gedenkstätte, und 
natürlich viele Besucherinnen und Besucher. 

Natürlich sehen wir uns auch bei den vielen weiteren Ver¬ 
anstaltungen an unserem Stand, zum Beispiel beim Oster¬ 
marsch, am 1. und 8. Mai beim Eppendorfer-Landstraßen- 
Fest, dem Heideruhfest und dem UZ-Pressefest. 

Uns haben auch 2017 sehr viele Anfragen an unsere Gedenk¬ 
stätte und unser Archiv beschäftigt, wir werden sie auch 
2018 weiter schnellstmöglich beantworten. 

Hein Pfohlmann Thomas Mayer 
1. Vorsitzender 2. Vorsitzender 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

www.leskim-biDhor.dF j QßJQ.tMA. 


Okoh&f m Olivenhain, 
weitet Blick, Stille- 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kintßerp&TädieSr 
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Termine@unsere-zeit.de 


SO ★ 7. JAN 


Ml ★IO.JAN 


Um die BRD zu verstehen 

„Der aus dem Katholischen kam“ 

UZ vom 22.12.17, S. 11 

Die pauschale Verurteilung von H. 
Böll wird ihm historisch nicht gerecht. 
Böll war für mich - politisch gese¬ 
hen - in erster Linie Friedenskämpfer. 
Unvergessen seine Teilnahme an der 
Blockade gegen die Stationierung von 
Atomraketen vor dem Militärstütz¬ 
punkt in Mutlangen. Der lesenswerte 
zeitkritische Roman „Haus ohne Hü¬ 
ter“ über ein Großfamilienleben im 
zerstörten Köln der Nachkriegszeit 
erschien übrigens zuerst in der DDR. 

Unerreicht sind die Romane „An¬ 
sichten eines Clowns“ und „Billard 
um halb zehn“ mit ihrer Kritik an der 
offiziellen katholischen Kirche und 
an der Nichtverarbeitung des deut¬ 
schen Faschismus in breiten Bevölke¬ 
rungsschichten. Um als DDR-Bürger 
die alte BRD mit ihrem sogenannten 
„rheinischen Kapitalismus“ besser zu 
verstehen, muss man Böll lesen. 

In dem niederschmetternden Ver¬ 
riss in der UZ war das einzig interes¬ 
sante Neue, dass seine Frau Annema¬ 
rie als Lehrerin lange für den Unter¬ 
halt der großen Böll-Familie gesorgt 
hat. Als Fazit kann ich mich des Ein¬ 
drucks nicht erwehren, dass H. Becker 
immer noch sauer ist, dass Böll seiner¬ 
zeit nicht in die DKP eingetreten ist, 
um in der Folge von seinem Antikom¬ 
munismus loszukommen. 

Rüdiger Deißler ; Berlin 

Falsch zitiert 

„Eunuchen-Parlament“, 

UZ vom 22.12.2017, S. 9 

Wenn Manfred Sohn, 2015 aus der 
Partei „Die Linke“ ausgetreten, dem 
Sprecher der Kommunistischen 
Plattform (KPF) einen „vernebelten 
Kopf“ attestiert, so hätte man sich ge¬ 
wünscht, dass er korrekt zitiert. So 
sagte der KPF-Bundessprecher Jür¬ 
gen Herold auf der 19. Bundeskonfe¬ 
renz: „Wir erleben gerade jetzt - und 
nicht nur in Deutschland -, wie dem 
zunehmend versagenden Parlamen¬ 
tarismus die aufstrebende Rechte ge¬ 
genübersteht. Das muss uns sorgen.“ 
Dem wird sicher auch Manfred Sohn 
nicht widersprechen. Er unterschlägt 
aber hier den Zusammenhang und 
konstruiert eine illusionäre Haltung 
gegenüber dem Parlamentarismus. 
Genauso abwegig ist seine Behaup¬ 
tung, Herold räume den parlamenta¬ 
rischen Aktivitäten einen Vorrang vor 
den außerparlamentarischen ein. 

Harald Bauer ; per E-Mail 

Pflicht zur Geduld 

„Raus aus der Zwickmühle“, 

UZ 21.12.2017, S. 14 

Liebe Genossinnen und Genossen des 
Parteivorstandes, 

Die gebetsmühlenartigen Schuld¬ 
zuweisungen gegen das Netzwerk tra¬ 
gen nichts zur Klärung der Parteiaus¬ 


einandersetzung bei. Ihr seid die Par¬ 
teileitung und Euer Auftrag ist es, die 
Partei zu einen und voran zu bringen. 

Es braucht eben viel revolutionäre 
Geduld die verschiedenen Positionen 
zu klären. 

Diese Geduld ist bei Euch nicht er¬ 
kennbar. Es ist aber Eure Pflicht, die¬ 
se Geduld zu haben. Verhindert den 
„Unvereinbarkeitsbeschluss Kommu¬ 
nistisches Netzwerk“! 

Mit diesem Beschluss wird eine 
Hexenjagd auf Genossinnen und Ge¬ 
nossen provoziert. Und dafür wieder¬ 
um tragt dann Ihr einzig und allein die 
volle Verantwortung. 

Wir haben nur diese eine Deutsche 
Kommunistische Partei. 

Andreas Hameister, Katharina 
Kniesche-Schubert , Hamburg 

Kleinbürger par excellence 

„Die Kreuz-und-Quer-Front“, 

UZ vom 22.12.2017, S. 9 

Unsere Partei als eine der Tradition 
der Aufklärung verpflichtete ideologi¬ 
sche Kraft tut gut daran, sich in funda¬ 
mental kritische Distanz zu Jebsen zu 
begeben, statt sich ihm, wie D. Dehrn 
und W. Gehrke es tun, anzubiedern. 
Solch eine Distanzierung kommt nicht 
umhin, Jebsen als Schichtphänomen 
zu betrachten. Nur so erklärt sich sein 
Einfluss auf eine zahlenmäßig nicht 
unbedeutende Anhängerschaft. Jeb¬ 
sen ist der Kleinbürger par excellence, 
als solcher gehört er zu einer Schicht, 
die zwischen zwei geschichtsmächti¬ 
gen Klassen steht und die darum stets 
erfinderisch war, solch Minderstellung 
eines Weder-Noch mit verschiedenen 
ideologischen Tricks zu kompensie¬ 
ren. Dazu gehört die These, das Erkä- 
rungsmodell der Wirklichkeit sei jen¬ 
seits von Rechts und Links zu suchen. 
In dieser querfröntlerischen Konfu¬ 
sion - das Wort in seinem ursprüng¬ 
lichen wie auch landläufigen Sinn 
verstanden - können sich Verschwö¬ 
rungstheorien, so jetzt auch wieder 
der „Antikapitalismus der dummen 
Kerle“, der Antisemitismus, breit ma¬ 
chen. Als spezielles kleinbürgerliches 
Ideologem ist in diesem Zusammen¬ 
hang die Zinstheorie von S. Gesell 
zu nennen. Letztlich läuft diese Strö¬ 
mung darauf hinaus, das innergesell¬ 
schaftliche Oben und Unten durch die 
Inszenierung von Volk im völkischen 
Sinne aufzuheben, eine ideologische 
Version, der sich das Kapital trotz glo¬ 
baler Vernetzung im Falle der drohen¬ 
den extremen Krise möglicherweise 
bedienen wird. 

Trutz Schadt y per E-Mail 

Nach rechts abgegrenzt 

„Die Kreuz- und-Quer-Front“, UZ v. 
22.12.2017, S. 9 

Die allgemeinen Grundsätze unserer 
Bündnispolitik hat Patrik Köbele im 
Referat der PV-Tagung vom Februar 
2016 deutlich formuliert: Bündnispart¬ 


ner sind alle Friedenskräfte, die nicht 
die Hauptkriegstreiber des US-Impe- 
rialismus verharmlosen oder „deren 
Positionen bewusst eine Stärkung des 
deutschen Imperialismus beinhalten“. 
Ist Jebsen also unter Letztere einzu¬ 
ordnen, wie der Artikel glauben ma¬ 
chen möchte? Offensichtlich beruht 
diese Einschätzung nicht gerade auf 
einer gründlichen Beschäftigung mit 
dem Thema. Anders lässt sich die 
Aussage nicht erklären, hier kämen 
in gleichem Umfang rechte Hetzer 
und linke Aktivisten zu Wort. Die 
Interviewpartner Jebsens sind zum 
überwiegenden Teil Linke, Humanis¬ 
ten, Aktivisten aus Friedens-, Umwelt 
und sozialen Bewegungen. Nach dem 
Muster der Kontaktschuld wird als 
einziger Beleg für die Anschlussfä¬ 
higkeit nach rechts ein Interview mit 
Gerhard Wisnewski angeführt, der die 
These vertreten habe, dass Flüchtlin¬ 
ge als Migrationswaffe eingesetzt wor¬ 
den seien. In dem inkriminierten In¬ 
terview wird allerdings deutlich, dass 
Jebsen diese These keineswegs teilt. 

Konsequent tritt er in allen sei¬ 
nen Auftritten gegen Positionen auf, 
die sich gegen Flüchtlinge richten. Er 
grenzt sich immer wieder klar von 
der AfD und anderen rechten Kräf¬ 
ten ab. Darüber hinaus unterstützt er 
Hilfsprojekte für die Opfer imperia¬ 
listischer Politik, wie sie u. a. vom Ver¬ 
ein „Freundschaft mit Valjevo“ u. a. in 
Syrien geleistet werden, geleitet von 
dem linken Friedensaktivisten Bernd 
Duschner. 

Die Frage der Abgrenzung nach 
rechts wurde schon vor Jahren von 
Verbündeten in der „alten“ Friedens¬ 
bewegung mit Jebsen diskutiert. Die 
Bedenken konnten offensichtlich aus¬ 
geräumt werden, wie man z.B. dem 
Interview mit Bernhard Tr aut vetter 
von 2014 entnehmen kann. Manche 
Aussagen hat Jebsen inzwischen re¬ 
vidiert. Darauf weist etwa Andreas 
Wehr hin, der zwischen den verhär¬ 
teten Fronten vermitteln möchte. Of¬ 
fensichtlich wurde als Grundlage zur 
Einschätzung Jebsens in dem Kom¬ 
mentar lediglich die Meinung einiger 
seiner Gegner ohne eigene Recher¬ 
che wiedergegeben. Mit einer derart 
oberflächlichen Betrachtung einen 
Exponenten der Friedensbewegung 
in die Pfanne zu hauen, ist angesichts 
unserer Schwäche bei gleichzeitig zu¬ 
nehmender Militarisierung grob fahr¬ 
lässig. Im Sinn der eingangs zitierten 
Kriterien unserer Bündnispolitik wäre 
stattdessen Solidarität mit Ken Jebsen 
angebracht, und eine vermittelnde 
Rolle der DKP zu wünschen. 

Georg Klemp , Bad Nauheim 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht 
länger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Dessau: Demonstration „Oury Jalloh - Das 
war Mord!“, Hauptbahnhof, Fritz-Hesse- 
Straße 47,14 Uhr_ 

Hamburg: Führung durch die „Daueraus¬ 
stellungen zur Zwangsarbeit in Hamburg 
1939-1945, Willi-Bredel-Gesellschaft, La¬ 
ger Kowahl+Bruns, Wilhelm-Raabe-Weg 
23,14 Uhr 


Dl ★ 9. JAN 


Hamburg: Gruppenabend der Sammelbe¬ 
triebsgruppe „Bildung“, Magda-Thürey- 
Zentrum (MTZ), Lindenallee 72,19 Uhr 


Berlin: LLL-Wochenende bis 14. Januar 


1 SA ★ 17. FEB 


München: Proteste 
„Sicherheits“-Konferei 

gegen die NAT0- 
nz 

FR ★ 2. MÄR 

Frankfurt a.M.: 22. F 

4. März 

’arteitag der DKP bis 

SA ★ 24. MÄR 

Eschborn: 23. SDAJ- 
25. März 

Bundeskongress bis 

SA ★ 31. MÄR 

Bundesweit: Ostermä 

irsche 

Dl ★ 1. MAI 

Weltweit: Internationa 
beiterklasse 

iler Kampftag der Ar- 

SA ★ 5. MAI 


Weltweit: 200. Geburtstag von Karl Marx 


München: Kreisabend zur Vorbereitung 
des Parteitags, KommTreff, Holzapfelstraße 
3,19 Uhr 


SA ★13. JAN 


Berlin: Luxemburg-Liebknecht-Lenin-Wo- 
chenende, Siehe Seite 5 


DO ★ 18 JAN 


Emden: Mitgliederversammlung der DKP 
Emden/Ostfriesland, Pelzerhaus, Pelzer¬ 
straße 12,19.30 Uhr 


Bundesweit: 50 Jahre SDAJ 


Dl ★ 8. MAI 


Weltweit: Tag der Befreiung vom Faschis¬ 
mus 


SA ★ 19. MAI 


Bundesweit: SDAJ-Pfingstcamps 


FR ★ 7. SEP 


Dortmund: UZ-Pressefest bis 9. September 


Ml ★ 26. SEP 


Bundesweit: 50 Jahre DKP: Pressekon¬ 
ferenz zur Neukonstituierung der DKP als 
legale kommunistische Partei in der BRD. 


FR ★ 9. NOV 


Bundesweit: 100 Jahre Novemberrevoluti¬ 
on: Karl Liebknecht proklamiert in Berlin die 
„Freie Sozialistische Republik Deutschlands“ 


SO ★ 30. DEZ 


Bundesweit: 100 Jahre KPD 



Melodie & Rhythmus 


Jetzt am Kiosk: Ausgabe 01/2018! 

SCHWERPUNKT: »AFRIKA« 





FOTOREPORTAGE Steffen Diemer dokumentiert die 
Lebensverhältnisse in städtischen Notunterkünften 
KÜNSTLERKOLUMNE Der documenta-Star Ibrahim 
Mahama kritisiert den Neokolonialismus 
PRO&CONTRA Fördert das neue MOGAA-Museum in 
Kapstadt den Ausverkauf afrikanischer Kunst? 
SPECIAL-GUEST-REZENSION Dietmar Dath über das 
Manga »Dimension Ulf« 

GALERIE Anton Kannemevers Bilder attackieren den 
Alltagsrassismus in der Sprache des Comics 


DKP-Veranstaltungsreihe 

Der Kampf um Frieden und Demokratie in Israel und Palästina 

mit mit Adel Amer, Generalsekretär der KP Israels 

Berlin: Freitag, 12. Januar 2017, ND-Haus, Seminarraum 2, 

Franz-Mehring-Platz 1,19 Uhr 

Braunschweig: Montag, 15. Januar 2017, Brunsviga, Kreativraum, Karlstraße 35, 

19 Uhr 



Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 
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- □ ENiEii-g^armächSgung/SEPA-Laslachrlflnngndat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Brot & Spiele 

Die Bundesliga-Hinrunde 


Klettern wäre so schön ... 


... ohne Kommerz und Werbung, die die Sportler 
mehr gefährden als ihnen zu nützen 



Klettern ist modern. Kein Wunder, in¬ 
dem man versucht von Griff zu Griff 
zu gelangen, gestaltet sich eine Klet¬ 
terhalle wie ein Spielplatz für Erwach¬ 
sene. Klettert man am Seil, hat es au¬ 
ßerdem den Vorteil, seine möglichen 
Höhenängste anzugehen und ist durch 
die Sicherung des Partners eine Ver¬ 
trauensherausforderung. Für diejeni¬ 
gen, die sich lieber ohne Seil und in 
geringer Höhe erproben möchten, gibt 
es mittlerweile zahlreiche Möglichkei¬ 
ten diesen Sport, der dann „Bouldern“ 
genannt wird, auch in eigens dafür er¬ 
richtete Hallen auszuüben. Motiviert 
von anderen Kletterern, die gemeinsam 
schwierige Routen angehen und von 
der Vorstellung, auch so einen musku¬ 
lösen Oberkörper zu bekommen, wie 
er sich überall um einen herum zeigt, 
vergisst man schnell die schmerzenden 
Arme und wunden Finger. 

Doch wo Beliebtheit, da ist der 
Kommerz nicht weit. War es zuerst 
vor allem der Deutsche Alpenver¬ 
ein (DAV), der mit Kletterhallen die 
Möglichkeit bot, auch in Wintermona¬ 
ten das Klettern zu trainieren und im 
Norden damit fehlende Felsen imitier¬ 
te, hat er nun große Konkurrenz von 
privatwirtschaftlichen Unternehmen 
bekommen. Fängst sind es keine rei¬ 
nen Sportstätten mehr. Meistens ist ein 
Cafe angegliedert, werden zahlreiche 
Kurse und Kindergeburtstage abgehal¬ 
ten und können Firmen Events buchen. 
Doch auch sonst mangelt es den vielen 
Hallen, trotz steigender Preise, nicht 
an Gästen. Werbung und Filme tun ihr 
Bestes dazu. Mutige, starke Männer 
und Frauen überwinden scheinbar tän¬ 
zelnd gewaltige Berge, gehen an ihre 
Grenzen und sind frei. Diese Illusion 
wird von coolen Klamotten unterstri¬ 
chen, die es in jeder Halle und jedem 
Sportgeschäft zu kaufen gibt. Fogisch, 


dass sich viele von dieser Vorstellung 
angezogen fühlen. Viele klettern inten¬ 
siv in der Halle. 

Irgendwann wagen sie dann den 
Schritt in die Natur, an den echten 
Fels. Auch die Klettergebiete sind zu 
bestimmten Zeiten, wie Ostern, voll. 
Angereist wird mit dem ausgebauten 
Bus, übernachtet auf dem Camping¬ 
platz mitten im Klettergebiet, an dem 
fast ausschließlich Kletterer nächtigen. 
Outdoorläden gibt es in beliebten Ge¬ 
bieten wie Fontainebleau oder Finale 
Figure wie Sand am Meer. Draußen zu 
klettern bedeutet, dass allerdings viel 
mehr zu beachten ist. Einen gesunden 
Respekt vor der Natur und ihren Di¬ 
mensionen sollte man auch haben. Das 
ist wohl einigen der Hallenkletterer 
nicht klar. So wird ein Kletterausflug 
schnell mal zu einer gefährlichen Ange¬ 
legenheit. Sicherheit wird allerdings in 
den Filmen und Werbungen nicht the¬ 
matisiert. Im Gegenteil: Die Reel Rock 
Film Tour, bei der die „besten“ Kletter¬ 
filme gezeigt werden, setzt auf Extrem¬ 
sport. Gefördert von Firmen wie Red 
Bull soll es immer höher, länger ohne 
Seil, waghalsigere Aktionen geben. Das 
lässt das Publikum seine Ziele höher 
stecken und noch mehr Zeit und Geld 
in den Klettersport fließen. 

Natürlich gibt es viele, die den Sport 
wegen der Freude, der Bewegung und 
der Naturverbundenheit machen. Be¬ 
sonders in bergigen Gegenden bietet 
der Sport, wenn man erst einmal alle 
mögliche (teure) Ausrüstung hat, eine 
günstige Möglichkeit, Urlaub zu ma¬ 
chen. Dadurch, dass man sich am Fels 
vollkommen auf das Hier und Jetzt 
konzentriert, bietet es eine wunderbare 
Möglichkeit, dem Stress auf Arbeit und 
Studium zu entkommen und sich durch 
das Erreichen der Spitze eine Portion 
Stärke zurückzuholen. Carmen Peters 


U nd, gehste ins Stadion?“ - „Glau¬ 
be doch. Und, guckst du in der 
Kneipe?? „Wahrscheinlich ja? So 
oder ähnlich endet meist das Gespräch 
mit meinem Kumpel Micha einen Tag 
vorm Spiel. Merkwürdigerweise. Denn 
davor kommt erst die ellenlange Dis¬ 
kussion wie Scheiße die Bundesliga ge¬ 
worden ist: Brot & Spiele fürs Volk, völ¬ 
lig abgehobene und gesichtslose „Pro¬ 
fis? die heute ihr Wappen küssen und 
morgen in England spielen, absurde 
Gehälter, Spieltagsverzerrungen über 
die ganze Woche, der unsägliche Kom¬ 
merz, der Fan als kritiklose Klatschpap¬ 
pe für die Ränge usw.... Und doch ge¬ 
hen wir beide fast immer gucken, jeder 
auf seine Art. Warum? Tja, die schönste 
Ausrede, den Mist noch mitzumachen 
und damit auch zu unterstützen, ist: „Da 
treffen wir unsere Kumpels und Kum¬ 
pelinen und das ist doch immer nett und 
so ...“Wird vielleicht Zeit, das mal als 
Alibi nicht mehr gelten zu lassen. So 
lange aber, nun ja, hier die Hinrunde: 

Die Bauern auf der Eins, Mega- 
Überraschung. Da bleiben sie auch 
bis ca. 2089, den nächsten richtig gu¬ 
ten Spieler (Feon Goretzka) haben sie 
gerade erst Schalke abgejagt. Span¬ 
nungskurve? Unter der Grasnarbe. Die 


Blauen stehen - oh Wunder - auf dem 
zweiten Platz, vor Dortmund, ganz Gel¬ 
senkirchen trinkt sich in einen Dauer¬ 
rausch. Ein neuer, junger Trainer, eine 
Spielweise, die, sagen wir mal, „erfolg¬ 
reich“ ist, das reicht 2017 für Platz zwei. 
Die gebeutelten Dortmunder auf der 
Drei, trotz der Boszkrise und gefühl¬ 
ten 23 Niederlagen am Stück - und den 
Busanschlag nicht zu vergessen. Auch 
das sagt etwas über die Qualität der 
Figa aus. Vier, vielleicht fünf Vereine, 
darunter die Werksvereine Feverkusen 
und Red Bull, spielen um den zweiten 
Platz und die internationalen Plätze, 
der Rest ist - sorry - Füllmaterial. 

Sicher, Frankfurt spielt für seine 
Verhältnisse super, Gladbach auch. 
Aber dann kommen schon Augsburg, 
die Hertha und Hannover. Beim besten 
Willen: alles Vereine, für die die inter¬ 
nationalen Begegnungen im nächsten 
Jahr äußerst kurz ausfallen würden. 

Und sonst? Die traurigen Rekor¬ 
de der Hinrunde: Dennis Diekmei- 
er (HSV) schaffte es, sagenhafte 128 
Einwürfe zum Gegner zu werfen. Re¬ 
spekt. Ungefähr so mein Niveau. Jo¬ 
nas Hoffmann (Gladbach) wiederum 
hat am häufigsten erfolglos auf die 
Bude geschossen (30 mal). Ante Rebic 


(Frankfurt) schaffte es mit 78 gepfiffe¬ 
nen Fouls auf Platz Eins, auf dem aller¬ 
dings, würde es mit rechten Dingen zu¬ 
gehen, für immer und alle Zeiten Aturo 
Vidal (Bayern) stehen müsste, würden 
seine Fouls nur gepfiffen. Köln blieb 
16 Spiele am Stück komplett erfolglos. 
Fast schon Kult. Und Nicolai Müller 
(HSV) schaffte es, sich beim Torjubel 
das Kreuzband zu reißen - sechs Mo¬ 
nate verletzt. Dumm gelaufen. 

Und sonst? Der Videoassistent. 
Er funktioniert, gelinde gesagt, unge¬ 
nügend. Oder wie Foddar sagen täte: 
„Würde, würde, Fahrradkette.“ Fever- 
kusen-Trainer (!) Heiko Herrlich leg¬ 
te am Spielfeldrand (!) eine Schwalbe 
hin, für die selbst sein Sohn nur einen 
Kommentar übrig hatte: „Papa, das war 
peinlich!“ Und Daniel Baier (Augs¬ 
burg) zeigte der Red-Bull-Bank, was 
er von ihnen hielt. Mit einer Mastur- 
bationsgeste. Die Medienlandschaft ex¬ 
plodierte, als wäre Trump himself, ver¬ 
kleidet als King Kong, über Nordkorea 
hergefallen. Albern. Wie eigentlich die 
ganze Bundesliga 2017. 

Micha und ich trinken unser Bier 
aus. „Und, nach dem Spiel noch auf 
eins, zwei Pilschen?“ Aber sicher. 

Karl Rehnagel 



Hilft ja nix 
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info@unsere-zeit.de 
Tel. 0201 17788923 


.KLAUS 

der GEIGER 

alVeoSeifen 


KLAUS DER GEIGER 


Die aktuellen CDs im Shop: 


Klaus der 
Geiger 
„von allen 
Seiten" 

CD 15,00 


Klaus der 
Geiger & 
Marius 
Peters 
„Piadolla" 

CD 15,00 














